
H a u p t a m t  Viernheim, den 5. Juni 2019 

A m t l i c h e  B e k a n n t m a c h u n g  

Einladung zur Sitzung der Stadtverordneten-Versammlung  

Zur Sitzung der Stadtverordneten-Versammlung am F r e i t a g ,  dem 14.06.2019 
um 19:00 Uhr im Ratssaal des Rathauses lade ich Sie herzlich ein. 

T A G E S O R D N U N G :  

1. Prüfung der Jahresrechnung 2017 durch das Revisionsamt des Kreises Berg-
straße 
 

2. 24. Änderung FNP (Bebauungsplan Nr. 291 „Erweiterung Bannholzgraben“/ Pa-
rallelverfahren) 1. Abwägungsbeschluss 2. Feststellungsbeschluss 

3. Kommunale Klimapartnerschaft Viernheim-Silly 
Gemeinsames Handlungsprogramm 

4. Einführung, Verpflichtung, Ernennung und Vereidigung des hauptamtlichen Ers-
ten Stadtrats 

 

Viernheim, den 05.06.2019 

Der Stv.-Vorsteher 

gez.: Norbert Schübeler 

 

Scannen Sie den QR-Code, um zur BürgerApp zu gelangen:  



Protokoll-Nr. 29/2019       Viernheim, 17.06.2019 
XVIII / . Stv.Versammlung 

 

PROTOKOLL 

 

Zu der auf Freitag, den 14.06.2019, um 19:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses an-

beraumten Sitzung der Stadtverordneten-Versammlung waren erschienen: 

 
VON DER STADTVERORDNETEN-VERSAMMLUNG: 
CDU-Fraktion SPD-Fraktion 
Büchler, Ruth Atris, Hussein 

Ergler, Volker Burkhoff, Nils 

Frank, Elvira Forg, Klaudia 

Gutperle, Jürgen Häfele, Andreas 

Haas, Sigrid Hanf, Alicia 

Käser, Hannah Mayer-Kotlenga, Nina 

Kempf, Bastian Rihm, Dieter 

Kruhmann, Torben Dr. Ritterbusch, Jörn 

Renner, Engelbert Schäfer, Daniel 

Ringhof, Martin  

Scheidel, Jörg Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen 

Schübeler, Norbert Stv.-Vorsteher Haas, Bernd 

Weiße, Tobias Klee, Wolfgang 

Werle, Richard Winkenbach, Manfred 

Winkler, Christoph  

  

UBV-Fraktion WGV-Fraktion 

Benz, Walter Kempf, Beate 

Nordmann, Rolf Kempf, Ralf 

 

FDP-Fraktion 
Gieding, Tobias 
Jünemann, Ralf 
 
Entschuldigt fehlten Klaus Hofmann, Peter Neuß, Klaus Quarz, Maximilian Wohlfart, Rolf 
Bleiholder, Urte Bleiholder, Rosemarie Migenda-Wunderle, Irina Sponagel, Dr. Henrik 
Stülpner, Bernhard Wunderle sowie Helga Zöller-Helbig. 

 
 -  -  -  -  
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VOM MAGISTRAT: 

Bürgermeister Matthias Baaß 
Stadträtin Hedwig Fraas 
Stadtrat Dieter Gross  
Stadtrat Thomas Klauder 
Stadtrat Helmut Kirchner 
Stadtrat Randoald Reinhardt 
Ehrenstadtrat Heinz Rohrbacher 
Stadtrat Hayrettin Vanli 
Stadtrat Günter Wolk 
 
Entschuldigt fehlten Erster Stadtrat Jens Bolze, Ehrenstadtrat Gerd Brinkmann, Stadträ-
tin Jenny Dieter sowie Stadtrat Klaus Ziegler. 

 
 

ALS SCHRIFTFÜHRUNG: 
Haas, Philipp  Hauptamt   - Protokoll – 
 

VON DER VERWALTUNG: 
Fleischer, Michael  Hauptamt 
Rohrbacher, Stefanie Kämmereiamt 
Gutperle, Jörg  Bürgerbüro 

VOM AUSLÄNDERBEIRAT: 
Erdogan, Nurcan Vertreterin des Ausländerbeirats 

 
VON DER PRESSE:    ZUHÖRER: 
Südhessen-Morgen      25 
Viernheimer Tageblatt      
Viernheim-Online 

    

 
Stv.-Vorsteher Norbert Schübeler eröffnete um 19:00 Uhr die Sitzung, begrüßte alle An-
wesenden und stellte die form- und fristgerechte Einladung sowie die Beschlussfähigkeit 
des Plenums fest. 

Er teilte mit, dass Stv. Burkhoff nun Mitglied der SPD-Fraktion sei. Damit ergeben sich 
folgende Änderungen: Seit dem 11.06.2019 gibt es keine Fraktion DIE LINKE mehr in 
der Stadtverordnetenversammlung. Die Fraktion der SPD zählt ab sofort 13 Mitglieder. 
Der/Die Nachrücker/in vom Wahlvorschlag der LINKE wird zunächst als fraktionslose/r 
Stadtverordnete/r geführt. Im Ausschuss Umwelt, Energie, Bauen wird der bisherige Sitz 
der Fraktion DIE LINKE frei, bei der Neuberechnung der Sitzverteilung kam man zu dem 
Ergebnis, dass der Sitz entweder der FDP- oder der WGV-Fraktion zufällt. Im Planungs-
ausschuss Rathaus fällt der freiwerdende Sitz der Fraktion DIE LINKE nach Neuberech-
nung der Sitzverteilung der SPD-Fraktion zu.  

Stv. Jörg Scheidel sei seit dem 12.06.2019 neuer Vorsitzender der CDU-Fraktion. 

Er verwies auf die ausliegenden Flyer zum Jubiläum 70 Jahre VHS sowie zum Konzert 
„Best of Musikschule“. 
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 - - -  

TAGESORDNUNG: 

1. Prüfung der Jahresrechnung 2017 durch das Revisionsamt des Kreises Bergstraße 
2. 24. Änderung FNP (Bebauungsplan Nr. 291 „Erweiterung Bannholzgraben“/ Parallel-

verfahren) 1. Abwägungsbeschluss 2. Feststellungsbeschluss 
3. Kommunale Klimapartnerschaft Viernheim-Silly 

Gemeinsames Handlungsprogramm 
4. Einführung, Verpflichtung, Ernennung und Vereidigung des hauptamtlichen Ersten 

Stadtrats 
 

1. Prüfung der Jahresrechnung 2017 durch das Revisionsamt des 
Kreises Bergstraße 

Bezug: Vorlage des Kämmereiamtes vom 03.06.2019 
 

Auf o.a. Vorlage wird verwiesen. 

Der Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses Dr. Ritterbusch berichtete, 
dass der Ausschuss einstimmig empfehle, dem Beschlussvorschlag zu folgen. 

Beschluss: 

Die Stadtverordneten-Versammlung erteilt dem Magistrat für das Haushaltsjahr 2017 
Entlastung. 

Abstimmung: Einstimmig, 0 Enthaltung(en) 
(zum Zeitpunkt der Abstimmung waren 33 Stadtverordnete anwesend) 

Auszug: Kämmereiamt 
 
 

2. 24. Änderung FNP (Bebauungsplan Nr. 291 „Erweiterung Bann-
holzgraben“/ Parallelverfahren) 1. Abwägungsbeschluss 2. Fest-
stellungsbeschluss 

Bezug: Vorlage des Amtes für Stadtentwicklung und Umweltplanung vom 
21.05.2019 

 

Auf o.a. Vorlage wird verwiesen. 

Der Vorsitzende des Ausschusses Umwelt, Energie, Bauen Bastian Kempf be-
richtete, dass es eine kurze Diskussion um den verfristeten Eingang der Stellung-
nahme des Regierungspräsidiums gegeben habe. Bei einer Enthaltung empfehle der 
Ausschuss einstimmig, dem Beschlussvorschlag zu folgen. 

Beschluss: 

1. Die Abwägungsvorschläge (Anlage 1, Seite 3-8) zu den eingegangenen Stellung-
nahmen aus der öffentlichen Auslegung sowie der Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange zur 24. Änderung des Flächennutzungsplanes 
werden zustimmend zur Kenntnis genommen und entsprechend der Beschlussvor-
schläge (Anlage 1, Seite 3-8, Tabelle Spalte 3) beschlossen. 

2. Die 24. Änderung des Flächennutzungsplanes wird hiermit entsprechend der beilie-
genden Planzeichnung (Anlage 2) festgestellt und die Bgründung (Anlage 3) gebil-
ligt.  

Die 24. Änderung des Flächennutzungsplanes ist gem. § 6(1) BauGB dem Regie 
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Abstimmung: Einstimmig, 3 Enthaltung(en) 
(zum Zeitpunkt der Abstimmung waren 33 Stadtverordnete anwesend) 

Auszug: 1. Stadtrat, ASU, BVLA 
 
 

3. Kommunale Klimapartnerschaft Viernheim-Silly 
Gemeinsames Handlungsprogramm 

Bezug: Vorlage des Brundtlandbüros vom 16.05.2019 
 

Auf o.a. Vorlage wird verwiesen. 

Der Vorsitzende des Ausschusses Umwelt, Energie, Bauen Bastian Kempf be-
richtete, dass das Brundtlandbüro das Thema detailliert vorgestellt habe. Der Aus-
schuss habe keine Beschlussempfehlung abgegeben. 

Stv. Scheidel sagte, dass man seit 25 Jahren diese positive und wichtige Städte-
partnerschaft pflege. Dieses gemeinsame Handlungsprogramm sei nicht nur ein 
neuer Impuls, sondern ein Zeichen gegen die sich ausbreitenden nationalen Stim-
mungen. Man baue die Partnerschaft aus und gebe den Menschen vor Ort eine lang-
fristige Perspektive. Dass dieses Thema die Menschen beschäftige, haben die letz-
ten Wahlergebnisse gezeigt. 

Stv. Rihm sagte, dass der Klimawandel und –schutz derzeit ein viel diskutiertes 
Thema sei. Viernheim stellt sich dem unter dem Motto nicht nur lokal zu handeln, 
sondern global zu denken. Schon 1995 habe man ein erstes Klimaschutzkonzept 
beschlossen, nun sei ein neues in der Beratung. Es handle sich nicht nur um eine 
Absichtserklärung, sondern um konkrete Projekte. Man wolle das Problem auf Au-
genhöhe gemeinsam angehen, um der nachfolgenden Generation eine lebenswerte 
Erde zu hinterlassen. Die Förderungen ermöglichen entsprechende Projekte. 

Ehrenstv. Winkenbach sagte, dass es zwar gut, aber nicht neu sei, dass hier zwei 
aufeinander zugehen. Neu seien die Einbindung der Kommunen und die Förderung 
durch das Land. So könne man enorme Ressourcen dazugewinnen – sowohl finan-
ziell als auch personell. Es sei die Chance, projektorientiert zu arbeiten, was die 
Menschen direkt betreffe. Das große Ziel sei eine gerechtere Welt. Die Bereitschaft 
der Bürgerinnen und Bürger in Viernheim sei vorhanden. Man werde hier auf kleiner 
Ebene tätig. Auch der Bund sei in der Pflicht, z.B. fairen Handel zu ermöglichen. 

Beschluss: 

Die Viernheimer Gremienmitglieder stellen sich der globalen Herausforderung, die 
der Klimawandel erzwingt und nehmen das Handlungsprogramm zustimmend zur 
Kenntnis. 

Die Gremien (Magistrat, Ausschuss Umwelt, Energie, Bauen, Stadtverordnetenver-
sammlung) beschließen das Handlungsprogramm in der vorliegenden Fassung als 
Handlungsrahmen und Arbeitsgrundlage für den Start in die Umsetzung der gemein-
samen Klimapartnerschaft Viernheim - Silly.  

Die Verwaltung wird beauftragt, auf Basis des Handlungsprogramms für 2020, äm-
terübergreifend in Kooperation mit der Steuerungsgruppe für die Klimapartnerschaft 
einen Förderantrag bei Engagement Global zu stellen. Zur Finanzierung des Eigen-
anteils sollen über die Jahre 2021-2024 die Einzelbudgets der beteiligten Ämter ge-
nutzt werden. 

Die Verwaltung wird beauftragt, der Stadtverordnetenversammlung jährlich einen Be-
richt über die Fortschritte der Projekte vorzulegen. 
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Abstimmung: Einstimmig, 0 Enthaltung(en) 
(zum Zeitpunkt der Abstimmung waren 33 Stadtverordnete anwesend) 

Auszug: Brundtlandbüro; ASU; Jugendförderung 
 
 

4. Einführung, Verpflichtung, Ernennung und Vereidigung des haupt-
amtlichen Ersten Stadtrats 

Stv.-Vorsteher Schübeler dankte in einer Rede Jens Bolze für seine Verdienste:  

„Jens Bolze trat im August 2013 sein Amt als hauptamtlicher Erster Stadtrat der 
Stadt Viernheim an. In seiner Amtszeit war er für das Dezernat II zuständig, dem u.a. 
das Bauverwaltungs- und Liegenschaftsamt, das Amt für Stadtentwicklung und Um-
weltplanung, das Amt für öffentliche Sicherheit und Ordnung sowie der Eigenbetrieb 
Stadtbetrieb Dienstleistungen angehören.  

Er vertrat die Stadt Viernheim in verschiedenen Gremien, darunter der Gewässer-
verband Bergstraße. In seine Amtszeit entfallen u.a. die Umsetzung der Neugestal-
tung der Innenstadt, die Entwicklung des Baugebietes Schmittsberg II sowie die Pla-
nungen für das Baugebiet Bannholzgraben II. Genannt werden sollen an dieser Stel-
le auch Themenkomplexe wie der Beitritt Viernheims zum ZAKB, das Einzelhandels-
konzept, die Klimapartnerschaft mit Silly, der Stadtumbau West oder die Weiterent-
wicklung des Klimaschutzkonzepts. 

Nach langjähriger Verwaltungstätigkeit in Darmstadt übernahm Jens Bolze sein Amt 
in Viernheim, er arbeitete sich in die lokalen Fragen und Probleme sehr schnell ein 
und war in den Sitzungen der städtischen Gremien stets sehr gut vorbereitet. Die re-
gelmäßig stattfindenden Bürgersprechstunden waren ihm gleichfalls ein besonderes 
Anliegen. 

Dennoch gestaltete sich die Zusammenarbeit mit den städtischen Gremien insbe-
sondere nach der Kommunalwahl 2016 schwierig und war nicht nur von unterschied-
lichen Auffassungen in der Sache, sondern auch von persönlichen Differenzen be-
schwert. 

Vor diesem Hintergrund haben wir seine Entscheidung, sich nicht für eine weitere 
Amtszeit zu bewerben, mit großem Respekt zur Kenntnis genommen. 

Wir danken Jens Bolze für seine engagierte Arbeit für Viernheim, die ihm Anerken-
nung und Respekt eingetragen hat. Für die Zukunft wünschen wir ihm alles Gute!“ 

Die Einführung und Verpflichtung des neuen hauptamtlichen Beigeordneten Bastian 
Kempf erfolgte durch Stv.-Vorsteher Norbert Schübeler. 

Bürgermeister Baaß verlas die Ernennungsurkunde, mit der Herr Kempf mit Wir-
kung vom 01.08.2019 für die Dauer von 6 Jahren zum hauptamtlichen Ersten Stadt-
rat ernannt wurde und überreichte sie dem Gewählten.  

Vor dem Stadtverordneten-Vorsteher legte Bastian Kempf ordnungsgemäß folgen-
den Diensteid ab: 

"Ich schwöre, dass ich  
das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland und  

die Verfassung des Landes Hessen sowie  
alle in Hessen geltenden Gesetze wahren und  

meine Pflichten gewissenhaft und unparteiisch erfüllen werde, 
so wahr mir Gott helfe." 
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Stv.-Vorsteher Schübeler beglückwünschte Herrn Kempf zur Ernennung zum künf-
tigen 1. Stadtrat der Stadt Viernheim: 

„Im Namen des gesamten Hauses wie auch persönlich darf ich Dich zur Ernennung 
zum neuen Ersten Stadtrat der Stadt Viernheim herzlich beglückwünschen. Für Dich 
ist es ein großer Einschnitt im persönlichen Werdegang, der Wechsel vom ehrenamt-
lichen in das hauptamtliche Mandat bringt Veränderungen mit sich, neue und andere 
Verantwortung und sicherlich viele Herausforderungen. 

Bisher warst Du Vorsitzender einer großen Fraktion dieses Hauses, nun rückst Du 
und dein Wirken sicherlich noch stärker in den Blick der Öffentlichkeit. Die Menschen 
dieser Stadt setzen in Dich, ein „Vernemer“ Eigengewächs, große Erwartungen. 

Auch wir Stadtverordnete werden die Arbeit unseres bisherigen Kollegen sicherlich 
aufmerksam und bisweilen auch kritisch verfolgen. In jedem Fall sollte aber ein offe-
nes und faires Miteinander zum Wohle unserer Stadt die Zusammenarbeit auch wei-
terhin prägen. Gleiches wünschen wir uns für die künftige Zusammenarbeit der bei-
den hauptamtlichen Dezernenten. 

Wir alle sollten nie vergessen, dass es unser gemeinsamer Auftrag ist, die Zukunft 
unserer Heimatstadt zu gestalten und für die Menschen da zu sein. Keiner von uns 
ist unfehlbar und deshalb kann ich nur empfehlen, sich bisweilen auch einmal in die 
Position des gegenüber zu versetzen. Vergiss auch nie, die Menschen, die Du mit-
nehmen willst, auch abzuholen. 

Lieber Bastian, in diesem Sinne wünsche ich Dir für deine Arbeit zum Wohle unserer 
Stadt alles Gute, viel Erfolg, das notwendige Quäntchen Glück und Gottes reichen 
Segen.“ 

Stv. Kruhmann gratulierte Bastian Kempf zur Ernennung. Es sei kein selbstver-
ständlicher Schritt aus dem Berufsleben in ein öffentliches Amt. Man brauche dafür 
ein dickes Fell. Bastian Kempf habe sich bereiterklärt, diese Verantwortung zu über-
nehmen. Er dankte ihm für seinen Mut und seine Entschlossenheit. Man erwarte, 
dass die Kommunikation zwischen Verwaltung und Parlament zukünftig besser wer-
de und freue sich, den Weg nun gemeinsam zu beschreiten. 

Stv. Schäfer dankte Jens Bolze, der in seiner Amtsführung durch seine direkte und 
zupackende Art zwar polarisierte, aber immer verbindlich und zuverlässig gewesen 
sei. Er habe viel Erfahrung mitgebracht und war immer in der Lage, auch komplexe 
Fragen spontan zu beantworten. Sein Dezernat habe er gut im Griff gehabt, was 
man z.B. an der Fertigstellung der Innenstadtsanierung gesehen habe. Er wünschte 
Jens Bolze für seine persönliche und berufliche Zukunft alles Gute. 
Er erinnerte daran, dass die SPD nicht für Bastian Kempf gestimmt habe, sondern 
sich bewusst der Stimme enthalten habe. Dies solle als Signal verstanden werden, 
dass man durchaus bereit sei, zusammenzuarbeiten. Bastian Kempf habe einen of-
fenen und sachlichen Umgang versprochen. Man wünsche ihm viel Erfolg, eine 
glückliche Hand und alles Gute. 

Stv. Benz gratulierte zur großen Aufgabe. Man habe Bastian Kempf gewählt, da 
man sich erhoffe, dass eine Dinge geändert werden, die bislang nicht optimal waren. 
Grundsätzlich wünsche man sich einen guten Umgang zwischen allen Fraktionen. 

Ehrenstv. Winkenbach schloss sich den Worten Daniel Schäfers zu Jens Bolze an. 
An Bastian Kempf gerichtet nannte er einige Themen, die für die Grünen wichtig sei-
en, z.B. die grüne Stadt, Bienen usw. Beim „Bewerbungsgespräch“ habe man aber 
gemerkt, dass man bei einigen Dingen auf Granit beißen werde. Zum Thema Ver-
kehr erhoffe man sich, dass „die Bremse gelockert werde“, da man beim Thema Mo-
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bilitätsumgestaltung und beim Thema Fahrrad hintendran sei. Auch bei der Stadt-
entwicklung sollte es nur zu moderaten Ausweisungen von Baugebieten kommen. 
Man habe keine Angst vorm „schwarzen Mann“ und wünsche erfolgreiches Wirken 
für die Stadt. 

Stv. Jünemann gratulierte zur Ernennung und wünschte ein glückliches Händchen 
und viel Erfolg. Man wünsche sich eine bessere Kommunikation und Information. 
Dies sei einer der größten Kritikpunkte an der bisherigen Amtsführung gewesen. 

Landrat Christian Engelhardt beglückwünschte die Stadt und den neuen Ersten 
Stadtrat. Bastian Kempf sei nun plötzlich Vorgesetzter von nicht wenigen Mitarbei-
tern, gemeinsam mit dem Bürgermeister und dem Stadtverordneten-Vorsteher Re-
präsentant der Stadt und hauptamtlicher Politiker. Dies bedeute viel Netzwerkarbeit 
und viele Gespräche mit den Menschen.  
Viernheim liege ihm sehr am Herzen, da es die wohl „städtischste“ Stadt des Kreises 
sei mit einer Anbindung nach Mannheim, es eine ausgesprochene Bürgerkultur gebe 
und es sich hier vortrefflich leben lasse. 
Er wies darauf hin, dass der Kreis derzeit an einem Radwegenetz arbeite. Hier kön-
ne man helfen. Ein wichtiges gemeinsames Anliegen von Stadt und Kreis sei die 
Weiterentwicklung des schulischen Angebotes. 

 
 
ENDE DER SITZUNG: 20:05 Uhr 
 

DER STV.-VORSTEHER:   DER SCHRIFTFÜHRER: 
 

gez.:  S c h ü b e l e r      gez.:  H a a s 
 

 Norbert Schübeler     Philipp Haas 
 

F.d.R.d.A. 
 
 
 

Amtmann 
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Stadtverordneten-Versammlung 14.06.2019  

B e s c h l u s s v o r l a g e  

Prüfung der Jahresrechnung 2017 durch das Revisionsamt des Kreises Bergstraße 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Stadtverordneten-Versammlung erteilt dem Magistrat für das Haushaltsjahr 2017 Ent-
lastung. 

 

Begründung (Sachverhalt, Erläuterung): 

Der Jahresabschluss 2017 wurde durch das Revisionsamt des Kreises Bergstraße ge-
prüft. Anbei wird der Schlussbericht mit den Prüfungsbemerkungen und Stellungnahmen 
vorgelegt. 
 
Gegen die Entlastung des Magistrats besteht seitens des Revisionsamtes keine Beden-
ken. 
 
Dem Magistrat wird der Schlussbericht in der Sitzung vom 11.06.2019 vorgelegt. 
Im Haupt- und Finanzausschuss / Wirtschaftsförderung erfolgt die Beratung am 
14.06.2019. Über das Beratungsergebnis wird in der Sitzung der Stadtverordneten-
Versammlung berichtet. 



Kreis Bergstraße 

- Revisionsamt - 

 

 

B e r i c h t  

ü b e r  d i e  P r ü f u n g  d e s  

J a h r e s a b s c h l u s s e s  z u m  3 1 . 1 2 . 2 0 1 7  

 

Stadt Viernheim 
Kettelerstraße 3  

69518  Viernheim 

 

Prüfer Revisionsamt: Herr Patrick Marx 

Herr Rainer Steffan 

Beginn der Prüfung: 26.02.2019 

Prüfungszeit: vom 26.02.2019 bis 04.04.2019 

Zahl der Prüfungstage: 31,00 Tage 

Ort der Prüfung: Rathaus Viernheim 

 

 



 

Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2017 – Stadt Viernheim 

 

Inhaltsverzeichnis 

Inhaltsverzeichnis .................................................................................................... A 

Abkürzungsverzeichnis ............................................................................................ I 

Anlagen ..................................................................................................................... II 

A. Vorbemerkungen ............................................................................................... 1 

I Rechtliche Grundlagen ............................................................................................ 1 

I.1 Prüfungsauftrag und –umfang .............................................................................. 1 

I.2 Vorangegangenes Haushaltsjahr ......................................................................... 2 

I.3 Geprüftes Haushaltsjahr ...................................................................................... 2 

II Prüfungsgrundsätze ................................................................................................ 5 

B. Prüfungshandlung und -ergebnis .................................................................... 6 

I Inventar / Inventur .................................................................................................... 6 

II Bilanz ........................................................................................................................ 7 

III Ergebnisrechnung ..................................................................................................23 

III.1 Ordentliches Ergebnis .........................................................................................23 

III.2 Außerordentliches Ergebnis ................................................................................27 

III.3 Teilergebnisrechnungen ......................................................................................28 



Revisionsamt  
Kreis Bergstraße 

Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2017 – Stadt Viernheim 

IV Finanzrechnung ......................................................................................................30 

V Anhang zum Jahresabschluss...............................................................................37 

VI Rechenschaftsbericht ............................................................................................39 

VII Ordnungsmäßigkeit der Haushaltswirtschaft .......................................................40 

VII.1 Einhaltung des Haushaltsplanes .........................................................................40 

VII.2 Kassenkredite .....................................................................................................42 

VII.3 Weitere Prüfungen im Haushaltsjahr ...................................................................42 

VIII Buchführung und Software ....................................................................................43 

IX Schlussgespräch ....................................................................................................44 

X Prüfungsvermerk des Revisionsamtes .................................................................45 

 



 

Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2017 – Stadt Viernheim 

Seite: I 

Abkürzungsverzeichnis 

Abs. Absatz 

ff. fortfolgende  

GDPdU  Grundsätze zum Datenzugriff und zur Prüfbarkeit digitaler Unterlagen 

GemHVO  Gemeindehaushaltsverordnung Hessen 

GemKVO  Gemeindekassenverordnung Hessen 

GG Grundgesetz 

HGB  Handelsgesetzbuch 

HGO  Hessische Gemeindeordnung 

HGrG  Haushaltsgrundsätzegesetz 

HKO  Hessische Landkreisordnung 

HMdIuS  Hessisches Ministerium des Inneren und für Sport 

KAG Gesetz über kommunale Abgaben Hessen 

KVKR Kommunaler Verwaltungskontenrahmen 

i.V.m. in Verbindung mit  

S. Satz 

stv. Stellvertretender 

u.a. unter anderem 

vgl. vergleiche 

z.B. zum Beispiel 

VV  Verwaltungsvorschriften 

 



 

Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2017 – Stadt Viernheim 

Seite: II 

Anlagen 

 Anlage 

Vermögensrechnung (Bilanz) zum 31.12.2017 01 

Ergebnisrechnung zum 31.12.2017 02 

Finanzrechnung zum 31.12.2017 03 



Revisionsamt  
Kreis Bergstraße 

 

Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2017 – Stadt Viernheim 

Seite: 1 von 46   

 

A. Vorbemerkungen 

I Rechtliche Grundlagen 

I.1 Prüfungsauftrag und –umfang 

Der Jahresabschluss 2017 der Stadt Viernheim wurde vom Revisionsamt 

des Kreises Bergstraße geprüft. 

Grundlage für die Durchführung der Prüfung waren insbesondere 

§ 128 HGO, die GemHVO vom 02.04.2006 und die Hinweise zur GemHVO 

vom 22.01.2013. 

Die Prüfung wurde gem. den Bestimmungen des § 131 Abs. 1 Ziffer 1 HGO 

durchgeführt. 

Das Ergebnis dieser Prüfung ist in diesem Bericht zusammengefasst. 

Nach § 128 HGO prüft das Rechnungsprüfungsamt den Jahresabschluss, 

den zusammengefassten Jahresabschluss und den Gesamtabschluss mit 

allen Unterlagen daraufhin, ob 

1. der Haushaltsplan eingehalten ist, 

2. die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch vor-

schriftsmäßig begründet und belegt sind, 

3. bei den Erträgen, Einzahlungen, Aufwendungen und Auszahlungen 

sowie bei der Vermögens- und Schuldenverwaltung nach den gelten-

den Vorschriften verfahren worden ist, 

4. die Anlagen zum Jahresabschluss vollständig und richtig sind, 

5. die Jahresabschlüsse nach § 112 HGO ein den tatsächlichen Ver-

hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage der Gemeinde darstellen, 

6. ob die Berichte nach § 112 HGO eine zutreffende Vorstellung von der 

Lage der Gemeinde vermitteln. 

Soweit die Vorschriften der HGO und der GemHVO sowie die Hinweise zu 

einem konkreten Sachverhalt keine Regelungen enthalten, können bei der 

Beurteilung von Zweifelsfragen die entsprechenden handels- und steuer-

rechtlichen Regelungen einbezogen werden. 
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Der Jahresabschluss ist gem. § 113 HGO mit diesem Bericht der 

Stadtverordnetenversammlung zur Beratung und Beschlussfassung vorzu-

legen. 

Das Revisionsamt ist bei der Durchführung von Prüfungen unabhängig, 

§ 130 Abs. 1 S. 1 HGO i. V. m. § 52 HKO. 

 

I.2 Vorangegangenes Haushaltsjahr 

Der Jahresabschluss des Haushaltsjahres 2016 wurde am 19.10.2018 von 

der Stadtverordnetenversammlung gem. § 114 Abs. 1 HGO beschlossen; 

gleichzeitig wurde die Entlastung erteilt.  

Die öffentliche Bekanntmachung für die Auslegung in der Zeit von 05.11. bis 

13.11.2018 erfolgte am 03.11.2018. 

 

I.3 Geprüftes Haushaltsjahr 

Die Grundlage für die Haushaltsführung bildete die Haushaltssatzung für das 

Haushaltsjahr 2017 vom 08.12.2016.  

Die Genehmigung der Haushaltssatzung durch die Aufsichtsbehörde er-

folgte am 14.02.2017 ohne Auflagen und Bedingungen. 

Ein Haushaltssicherungskonzept war gem. § 24 Abs. 4 GemHVO i. V. m. 

§ 92 Abs. 5 HGO aufzustellen und wurde gem. § 1 Abs. 4 GemHVO dem 

Haushaltsplan beigefügt. 

Nach § 112 Abs. 9 HGO soll der Magistrat den Jahresabschluss innerhalb 

von vier Monaten nach Abschluss des Haushaltsjahres aufstellen und die 

Stadtverordnetenversammlung unverzüglich über die wesentlichen Ergeb-

nisse unterrichten. 

Der vorliegende Jahresabschluss wurde am 17.12.2018 und somit nicht frist-

gerecht aufgestellt. 

Die Bestandteile des Jahresabschlusses ergeben sich aus § 112 Abs. 2 bis 

4 HGO i. V. m. den §§ 44 bis 52 GemHVO sowie den hierzu ergangenen 

Hinweisen. 
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Danach besteht nach § 112 Abs. 2 HGO der Jahresabschluss aus: 

 der Vermögensrechnung (Bilanz), 

 der Ergebnisrechnung und 

 der Finanzrechnung. 

Er ist nach § 112 Abs. 3 HGO durch einen Rechenschaftsbericht zu erläutern 

und ihm sind gem. § 112 Abs. 4 HGO folgende Anlagen beizufügen: 

 ein Anhang, in dem die wesentlichen Posten des Jahresabschlusses 

zu erläutern sind, mit Übersichten über 

▫ das Anlagevermögen, 

▫ die Forderungen, 

▫ die Verbindlichkeiten, 

▫ die Rückstellungen, sowie 

 eine Übersicht über die in das folgende Jahr zu übertragenden Haus-

haltsermächtigungen. 

Die Prüfung des Jahresabschlusses mit allen Unterlagen erfordert gem. Zif-

fer 1 der Hinweise zu § 128 HGO eine Erklärung gegenüber dem Rech-

nungsprüfungsamt, dass die Unterlagen vollständig vorgelegt worden sind 

(Vollständigkeitserklärung). 

 

Zu Beginn der Prüfung lagen folgende Unterlagen nicht vor: 

 Kontoauszüge zum 31.12.2017 

 Tagesabschluss zum 01.01.2018 

 Kontoauszüge zum 01.01.2018 

Die Unterlagen wurden uns im Laufe der Prüfung vorgelegt. 

1. Prüfungsfeststellung 
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Die Vollständigkeitserklärung benennt folgende Auskunftspersonen: 

 Frau Stefanie Rohrbacher 

 Herr Marc Hätscher 

 Herr Marcus Schulz 

 Frau Manuela Brender 

Die Auskunftsbereitschaft der Verwaltung war uneingeschränkt. 

 

Die Aufstellung des Jahresabschlusses erfolgte nicht innerhalb der in 

§ 112 Abs. 9 HGO gesetzten Frist von vier Monaten nach Ablauf des 

Haushaltsjahres.  

Der Beschluss des Magistrats über die Aufstellung des Jahresabschlusses 

erfolgte erst in dessen Sitzung am 17.12.2018. 

2. Prüfungsfeststellung 
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II Prüfungsgrundsätze 

Die Prüfung wurde gem. risikoorientiertem Prüfungsansatz so geplant und 

durchgeführt, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage des Jahresabschlusses wesentlich auswir-

ken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. 

Sie umfasste auch die Gesetzmäßigkeit; dabei sollte festgestellt werden, ob 

die Vorschriften und Grundsätze des Gemeindewirtschaftsrechts, ein-

schließlich der lokalen Verfügungen und Richtlinien, eingehalten worden 

sind. 

Es erfolgten einzelfallorientierte Prüfungshandlungen sowie Aufbau- und 

Funktionsprüfungen. 

Gleichzeitig wurden Wesentlichkeitsgrenzen festgelegt, die sich einerseits 

quantitativ in einem Grenzwert ausdrückten, andererseits qualitativ aus der 

Bedeutung einer möglicherweise verletzten Rechtsnorm ergaben. 

Die Prüfung erfolgte nach unserer Einschätzung so umfassend, dass eine 

ausreichende Beurteilung des Jahresabschlusses als Grundlage für die Ent-

lastung des Magistrats möglich ist.  

Der Umfang der von uns im Einzelnen vorgenommenen Prüfungen ist in un-

seren Arbeitspapieren dokumentiert. 
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B. Prüfungshandlung und -ergebnis 

I Inventar / Inventur 

Die Inventur ist eine wert- und mengenmäßige Bestandsaufnahme aller Ver-

mögensgegenstände und Schulden. 

Gem. § 35 Abs. 2 GemHVO ist in der Regel alle drei Jahre eine körperliche 

Bestandsaufnahme durchzuführen. 

Aufgabe der Prüfung war es festzustellen, ob die Inventur regelkonform, also 

nach den Vorgaben der GemHVO und den einschlägigen Hinweisen vorge-

nommen wurde.  

Dazu wurden stichprobenartig die Bestände mit den Inventarlisten verglichen 

und die Vorgehensweise überprüft. 

Die letzte Inventur wurde zum 31.12.2014 durchgeführt.  

Grundlage dieser Inventur waren die Inventur- und Bewertungsrichtlinie der 

Stadt vom 02.06.2008. 

 

Der Erlass des HMdIuS „Beschleunigung der Aufstellung und Prüfung von 

doppischen Jahresabschlüssen für die Haushaltsjahre bis einschließlich 

2015“ vom 29.06.2016 sieht unter Ziffer 4 (Inventar) vor, dass die Abstim-

mung der Buchbestände mit den tatsächlich vorhandenen Vermögensge-

genständen bis zur Aufstellung des Jahresabschlusses 2017 zurückge-

stellt werden kann. 

Die Verwaltung hat spätestens bis zu diesem Zeitpunkt erneut eine Inven-

tur durchzuführen. 

Eine Inventur zum 31.12.2017 wurde nicht vorgenommen. 

3. Prüfungsfeststellung 
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II Bilanz 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017 334.866.839,22  103,41  

Bilanzsumme zum 31.12.2016 323.839.819,29 100,00 

Veränderung zum Vorjahr  11.027.019,93  3,41  

Die Bilanz wurde stichprobenweise geprüft und ist diesem Bericht als Anlage 

01 beigefügt. 

Korrekturen gegenüber der aufgestellten Bilanz wurden nicht vorgenommen. 

Wesentliche Erläuterungen und Feststellungen zu den geprüften Bilanzposi-

tionen werden im Folgenden dargestellt. 

Die Nummerierung bezieht sich hierbei auf die entsprechende Ziffer in der 

Vermögensrechnung analog des Musters 20 zu § 49 GemHVO und ist des-

halb nicht durchgehend.  

Wir weisen außerdem daraufhin, dass die Erläuterungen zu den folgenden 

Positionen sich auf die wesentlichen Prüfungshandlungen beziehen und 

nicht alle Buchungsvorgänge der jeweiligen Bilanzposition erläutert werden. 

  



Revisionsamt  
Kreis Bergstraße 

 

Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2017 – Stadt Viernheim 

Seite: 8 von 46   

 

AKTIVA 

 

1  Anlagevermögen 

1.1  Immaterielle Vermögensgegenstände 

1.1.2  Geleistete Investitionszuweisungen und –zuschüsse 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017 6.517.741,44  98,74  

Bilanzsumme zum 31.12.2016  6.600.730,00 100,00 

Veränderung zum Vorjahr  -82.988,56  -1,26  
 

Zu einem größeren Zugang kommt es bei der Kita St. Aposteln mit 

150.000,00 €, dem Abschreibungen gegenüber stehen. 

 

1.2  Sachanlagevermögen 

1.2.1  Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017 168.060.205,75  102,32  

Bilanzsumme zum 31.12.2016  164.255.649,56 100,00 

Veränderung zum Vorjahr   3.804.556,19  2,32  
 

Der Anstieg ist im Wesentlichen durch Erwerb von Grundstücken im Bereich 

„Bannholzgraben II“ (4.454.176,00 €) sowie dem Abgang von Grundstücken 

im Bereich „Schmittsberg II“ (647.728,80 €) begründet. 

1,96%

73,18%

10,64%

10,47%

0,01%

1,38%
1,92%

0,46% Immaterielle
Vermögensgegenstände

Sachanlagen

Finanzanlagen

Sparkassenrechtliche
Sonderbeziehungen

Vorräte einschl. Roh-, Hilfs- und
Betriebsstoffe

Forderungen und sonstige
Vermögensgegenstände

Flüssige Mittel

Rechnungsabgrenzungsposten
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1.2.2  Bauten einschließlich Bauten auf fremden Grundstücken 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017 21.627.617,00  98,33  

Bilanzsumme zum 31.12.2016  21.995.705,00 100,00 

Veränderung zum Vorjahr  -368.088,00  -1,67  
 

Durch Abschreibungen von insgesamt 715.476,44 € kommt es zu einem ent-

sprechenden Bilanzrückgang. 

Größere Investitionen wurden für Spielflächen und Begrünung „Schmittsberg 

II“ mit 270.130,81 € geleistet. 

 

1.2.3  Sachanlagen im Gemeingebrauch, Infrastrukturvermögen  

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017 42.509.237,03  107,31  

Bilanzsumme zum 31.12.2016  39.614.232,21 100,00 

Veränderung zum Vorjahr    2.895.004,82  7,31  
 

Die größten Zugänge waren bei folgenden Maßnahmen zu verzeichnen: 

 Straßenherstellung Schmittsberg II 1.818.938,99 €. 

 Artenschutz, Grünanlagen Schmittsberg II 1.335.256,81 €. 

 Kanalisation Schmittsberg II 722.259,89 €. 

 Inlinersanierung 418.083,64 €. 

 Gehwegherstellung Stadtgebiet 272.820,91 €. 

Den Zugängen standen Abschreibungen von 2.000.902,03 € gegenüber. 

 

1.2.4  Anlagen und Maschinen zur Leistungserstellung 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017 2.602.394,00  95,81  

Bilanzsumme zum 31.12.2016  2.716.266,00 100,00 

Veränderung zum Vorjahr  -113.872,00  -4,19  
 

Kleineren Anschaffungen stehen höhere Abschreibungen gegenüber. 
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1.2.5  Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017 2.415.005,13  94,48  

Bilanzsumme zum 31.12.2016  2.556.040,51 100,00 

Veränderung zum Vorjahr  -141.035,38  -5,52  
 

Infolge von Abschreibungen kommt es zu einem Bilanzrückgang. 

 

1.2.6  Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017 7.827.109,99  151,60  

Bilanzsumme zum 31.12.2016  5.163.103,05 100,00 

Veränderung zum Vorjahr  2.664.006,94  51,60  
 

Die größten Positionen sind: 

 Aktive Kernbereiche 6.022.702,59 €. 

 Kita Walter-Gropius-Allee 822.181,49 €. 

 Sanierung Rathaus 446.853,17 €. 

 Umbau Kettelerstraße 6 295.218,70 €. 

 

Im Bereich der Anlagen im Bau ist für die „Sanierung Rathaus“ zum 

31.12.2017 ein Wert in Höhe von 446.853,17 Euro gebucht, der auch für 

das Jahr 2017 aus der Anlagenbuchhaltung hervorgeht. 

Das Thema „Sanierung des Rathauses“ steht seit Jahren im Mittelpunkt 

des parlamentarischen Geschehens.  

Auch das Revisionsamt hat sich mit diesem Thema in vergangenen Prü-

fungen beschäftigt und wird dieses Thema auch weiterhin verfolgen. 

Mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 17.03.2017 wurde 

festgelegt, das Viernheimer Rathaus so zeitnah wie möglich zu sanieren.  

Zur Planung und laufenden Begleitung der Bauarbeiten am wurde zudem 

ein Sonderausschuss eingesetzt, der bisher mehrfach getagt hat. 

Die sich daraus ergebende weitere Verfahrensweise besteht nun darin, 

dass die Verwaltung beauftragt wurde, auf Basis des positiven Jahresab-

schlusses 2016, der positiven Haushaltsdaten 2017 und 2018 sowie den 

4. Prüfungsfeststellung 
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in Aussicht gestellten zusätzlichen investiven Fördermitteln aus der Hes-

senkasse mit der Genehmigungsbehörde RP Darmstadt zu klären, wie die 

nötige Investition in das Rathaus-Gebäude sichergestellt werden kann und 

genehmigungsfähig ist.  

Im Haushalt 2018 wird für das Jahr 2019 eine Verpflichtungsermächtigung 

in Höhe von 300.000 € und ein Betrag von 20.000 € eingestellt.  

Bis zum Finanzierungsbeschluss sorgt die Verwaltung für die intern mög-

lichen Vorarbeiten. 

Das zuständige Architektenbüro wurde im März 2019 mit der Erstellung 

des Bauantrages beauftragt, die weitere Entwicklung bleibt abzuwarten. 

 

1.3  Finanzanlagen 

1.3.1  Anteile an verbundenen Unternehmen 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017 20.854.628,51  100,00  

Bilanzsumme zum 31.12.2016  20.854.628,51 100,00 

Veränderung zum Vorjahr   0,00  0,00  
 

Die Anteile an den verbundenen Unternehmen Stadtwerke Viernheim, Ei-

genbetrieb Forum der Senioren und Eigenbetrieb Stadtbetrieb Viernheim 

werden unverändert bilanziert. 

 

1.3.2  Ausleihungen an verbundenen Unternehmen 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017 7.400.000,00  1.345,45  

Bilanzsumme zum 31.12.2016  550.000,00 100,00 

Veränderung zum Vorjahr  6.850.000,00  1.245,45  
 

Zum 31.12.2017 bestehen folgende Ausleihungen: 

 Stadtwerke Viernheim GmbH 6.000.000,00 €.  

 Eigenbetrieb Stadtbetrieb Viernheim 1.400.000,00 €. 



Revisionsamt  
Kreis Bergstraße 

 

Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2017 – Stadt Viernheim 

Seite: 12 von 46   

 

1.3.5  Wertpapiere des Anlagevermögens 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017 467.937,18  109,19  

Bilanzsumme zum 31.12.2016  428.566,90 100,00 

Veränderung zum Vorjahr        39.370,28  9,19  
 

Der Versorgungsrücklage wurden 39.370,28 € zugeführt. 

 

1.3.6  Sonstige Ausleihungen (sonstige Finanzanlagen) 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017 6.908.775,59  98,41  

Bilanzsumme zum 31.12.2016 7.020.668,59 100,00 

Veränderung zum Vorjahr    -111.893,00  -1,59  
 

Der Rückgang ist durch Tilgungsleistungen begründet. 

 

1.4  Sparkassenrechtliche Sonderbeziehungen 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017   35.052.644,44  100,00  

Bilanzsumme zum 31.12.2016  35.052.644,44 100,00 

Veränderung zum Vorjahr  0,00   0,00  
 

Diese werden unverändert bilanziert. 

 

2  Umlaufvermögen 

2.3  Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

2.3.1  Forderungen aus Zuweisungen, Zuschüssen, Transferleistungen, 

Investitionszuweisungen und –zuschüssen und Investitionsbeiträgen 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017  1.685.097,87  89,23  

Bilanzsumme zum 31.12.2016  1.888.480,78 100,00 

Veränderung zum Vorjahr  -203.382,91  -10,77  
 

Die Forderungen wurden durch die im Anhang dargestellten Pauschal- 

(107,70 €) und Einzelwertberichtigungen (17.175,41 €) bereinigt. 

Wesentliche Forderungen bestehen gegen das Land aus dem Sonderinves-

titionsprogramm in einer Höhe von 1.565.051,12 € 
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Diese Forderung wird parallel zu dem auf der Passivseite der Vermögens-

rechnung gebildeten Sonderposten aufgelöst. 

 

2.3.2  Forderungen aus Steuern und steuerähnlichen Abgaben 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017 1.835.831,23  98,82  

Bilanzsumme zum 31.12.2016  1.857.788,80 100,00 

Veränderung zum Vorjahr  -21.957,57  -1,18  
 

Der größte Anteil entfällt auf die Steuern mit 2.361.871,69 €. 

Die Forderungen wurden insgesamt durch die im Anhang dargestellten Pau-

schal- (4.383,54 €) und Einzelwertberichtigungen (649.618,43 €) bereinigt. 

 

2.3.3  Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017 161.319,05  66,94  

Bilanzsumme zum 31.12.2016  240.977,78 100,00 

Veränderung zum Vorjahr  -79.658,73  -33,06  
 

Die Forderungen wurden durch die im Anhang dargestellten Pauschal- 

(886.,98 €) und Einzelwertberichtigungen (249.820,96 €) bereinigt. 

 

2.3.4  Forderungen gegenüber verbundenen Unternehmen und gegen 

Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht, 

Sondervermögen 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017 564.556,27  75,95  

Bilanzsumme zum 31.12.2016  743.346,48 100,00 

Veränderung zum Vorjahr  -178.790,21  -24,05  
 

Die Forderungen setzen sich wie folgt zusammen: 

 Stadtbetrieb Viernheim 294.888,35 €.     

 Stadtwerke Viernheim 267.841,57 €.     

 Forum der Senioren  1.626,35 €. 

 Abwasserverband Bergstraße 200,00 €. 
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2.3.5  Sonstige Vermögensgegenstände 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017 360.478,43  196,34  

Bilanzsumme zum 31.12.2016 183.597,88 100,00 

Veränderung zum Vorjahr  176.880,55  96,34  
 

Die Forderungen haben sich gegenüber dem Vorjahr nahezu verdoppelt. 

Sie wurden durch die im Anhang dargestellten Einzelwertberichtigungen 

(9.204,84 €) bereinigt. 

 

2.4  Flüssige Mittel 

 31.12.2017 31.12.2016 

 € € 

Flüssige Mittel 6.434.280,32 10.564.229,33 

Verbindl. aus Kreditaufnahmen für 
die Liquiditätssicherung    

10.500.000,00    12.500.000,00  

Netto-Liquidität     -4.065.719,68   -1.935.770,67  
 

Die bilanzierten Bestände sind durch Kontoauszüge nachgewiesen. 

 

3  Rechnungsabgrenzungsposten 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017 1.524.018,61  101,31  

Bilanzsumme zum 31.12.2016 1.504.348,09 100,00 

Veränderung zum Vorjahr    19.670,52  1,31  
 

Gem. § 45 Abs. 1 GemHVO sind als Rechnungsabgrenzungsposten auf 

der Aktivseite vor dem Abschlussstichtag geleistete Auszahlungen auszu-

weisen, soweit sie Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag dar-

stellen. 

Es wurden für folgende Positionen Rechnungsabgrenzungsposten gebildet: 

 Ansparraten: 1.345.959,21 €. 

 Beamtenbezüge:  143.655,11 €.   

 Lieferung und Leistung 18.4520,00 €.           

 Sonderbeiträge 15.952,29 €. 
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PASSIVA 

 
1  Eigenkapital 

1.1  Netto-Position 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017 222.511.934,83  100,00  

Bilanzsumme zum 31.12.2016   222.511.934,83 100,00 

Veränderung zum Vorjahr  0,00  0,00  
 

Die Netto-Position stellt das Basiskapital der Kommune dar, das bei der Er-

stellung der Eröffnungsbilanz festgestellt wird. 

Die Schlussbilanz weist zum 31.12.2017 unverändert 222.511.934,83 € aus. 

 

1.2  Rücklagen, Sonderrücklagen, Stiftungskapital 

1.2.2  Rücklagen aus Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017   3.124.883,86  112,82  

Bilanzsumme zum 31.12.2016   2.769.757,20 100,00 

Veränderung zum Vorjahr  355.126,66  12,82  
 

Die Überschüsse der außerordentlichen Ergebnisse aus den Jahre 2009 bis 

2016 wurden in die Rücklage eingebucht. 

 

64,43%

11,78%

7,76%

15,97%
0,06%

Eigenkapital

Sonderposten

Rückstellungen

Verbindlichkeiten

Rechnungsabgrenzungsposten
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1.3  Ergebnisverwendung 

 31.12.2017 31.12.2016 

 € € 

Ergebnisvortrag  -14.596.284,56 -19.994.822,60 

Ordentliche Ergebnisse aus  
Vorjahren  

-14.596.284,56 -19.994.822,60 

Außerordentliche Ergebnisse aus 
Vorjahren  

0,00 0,00 

Jahresüberschuss /  

Jahresfehlbetrag (-)  
4.725.947,56 5.753.664,70 

Ordentlicher Jahresüberschuss / 
Jahresfehlbetrag (-)  

4.604.336,70 5.399.538,04 

Außerordentlicher Jahresüber-
schuss / Jahresfehlbetrag (-)  121.610,86 354.126,66 

 

Die Behandlung entstandener Jahresüberschüsse ist in den §§ 24 und 25 

GemHVO geregelt. 

 

Seit der Eröffnungsbilanz wird das ordentliche Ergebnis um 1.000,00 € zu 

hoch und das außerordentliche Ergebnis um 1.000,00 € zu niedrig gegen-

über den Werten der Ergebnisrechnung ausgewiesen. 

Saldiert führt dies zu keiner Veränderung des jeweiligen Jahresergebnis-

ses.  

Grund für die Abweichung ist, dass bei der Nullstellung in der Eröffnungs-

bilanz nicht zwischen dem ordentlichen und dem außerordentlichen Er-

gebnis unterschieden wurde. 

Zusammen mit der ekom21 wurden bereits Korrekturbuchungen vorge-

nommen, welche jedoch den Fehler nicht korrigiert haben. 

Die Verwaltung wird nochmals mit der ekom21 in Kontakt treten, um eine 

Lösung zu erarbeiten. 

5. Prüfungsfeststellung 
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2  Sonderposten 

2.1  Sonderposten für erhaltene Investitionszuweisungen, –zu-

schüsse und Investitionsbeiträge 

 31.12.2017 31.12.2016 

 € € 

Zuweisungen vom öffentlichen 
Bereich  

22.278.837,52 21.524.899,52 

Zuschüsse vom nicht öffentlichen 
Bereich  

306.746,00 233.958,00 

Investitionsbeiträge  13.432.528,71 11.025.984,91 

Summe  36.018.112,23 32.784.842,43 
 

Der Bilanzanstieg ist u.a. durch Zugänge für „Schmittsberg II“ (4.481.072,58 

€) sowie den aktiven Kernbereichen (646.000,00 €) begründet. 

Dem gegenüber standen planmäßige Auflösungen über insgesamt 

2.007.650,75 €. 

 

2.2  Sonderposten für den Gebührenausgleich 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017  1.980.537,95  119,23  

Bilanzsumme zum 31.12.2016  1.661.092,01 100,00 

Veränderung zum Vorjahr  319.445,94  19,23  
 

Gemäß § 41 Abs. 7 GemHVO sowie Hinweis Nr. 17 zu § 41 GemHVO müs-

sen Sonderposten für den Gebührenausgleich gebildet werden, wenn die 

tatsächlichen Erträge der Einrichtung höher sind als die Kosten. 

In 2017 schlossen die Gebührenhaushalte wie folgt ab: 

 Abfallentsorgung - 5.151,06 €. 

 Schmutzwasser + 207.160,00 €. 

 Niederschlagswasser + 117.437,00 €. 

Die Beträge wurden der jeweiligen Gebührenausgleichsrücklage entspre-

chen entnommen bzw. zugeführt. 
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2.4  Sonstige Sonderposten  

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017    1.438.951,00  97,10  

Bilanzsumme zum 31.12.2016    1.481.919,00 100,00 

Veränderung zum Vorjahr    -42.968,00  -2,90  
 

Durch Auflösung der Sonderposten bei den Maßnahmen „Lärmschutzwand 

A 659 (27.868,00 Euro) und „Kindergarten Schwester-Paterna-Allee“ 

(15.100,00 Euro) hat sich der Bestand verringert. 

 

3  Rückstellungen 

 31.12.2017 31.12.2016 

 € € 

Rückstellungen für Pensionen 
und ähnliche Verpflichtungen  

18.602.051,00 17.229.159,00 

Rückstellungen für  
Umlageverpflichtungen nach dem  
Finanzausgleichsgesetz  

5.101.400,00 5.298.100,00 

Rückstellungen für die Sanierung 
von Altlasten  

1.445.000,00 1.445.000,00 

Sonstige Rückstellungen   826.292,52 710.124,15 

Summe   25.974.743,52 24.682.383,15 

 

3.1  Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 

Diese wurden gemäß den Berechnungen der Versorgungskasse gebildet. 

Die Pensionsrückstellungen betragen 15.280.611,00 €, die Beihilferückstel-

lungen 3.321.440,00 €. 

 

3.2  Rückstellungen für Umlageverpflichtungen nach dem Finanzaus-

gleichsgesetz 

Die Stadt Viernheim hat Rückstellungen für Umlage und Steuerverpflichtun-

gen in Höhe von 5.101.400,00 € gebildet.  

Hiervon entfallen 3.199.500,00 € auf Rückstellungen für die Kreisumlage und 

1.901.900,00 € auf Rückstellungen für die Schulumlage. 
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3.4  Rückstellungen für die Sanierung von Altlasten 

Mit dem Land Hessen wurde ein Vergleich für die „LCKW-Verunreinigung“ 

geschlossen, aufgrund dessen die Stadt Viernheim bis maximal zum Jahr 

2030 jährlich 75.000,00 € zu leisten hat.  

Von Seiten des Landes ist jedoch bisher keine Zahlungsaufforderung erfolgt. 

 

Nach § 39 Abs. 2 GemHVO können für ungewisse Verbindlichkeiten und 

unbestimmte Aufwendungen Rückstellungen gebildet werden, insbeson-

dere für   

1. Urlaubsansprüche und geleistete Überstunden 

2. die Aufbewahrung von Geschäftsunterlagen 

3. die Erstellung und Prüfung von Eröffnungsbilanzen und Jahresab-

schlüssen. 

Diese sollten zur Ermittlung des Reinvermögens (Vollständigkeitsprin-

zips), der Periodenabgrenzung, der finanziellen Vorsorge und der Entwick-

lung von Risikobewusstsein gebildet werden. 

6. Prüfungsfeststellung 

 

3.5  Sonstige Rückstellungen 

Im Rahmen anhängiger Gerichtsverfahren (Ausgleichsbeträge für die Sanie-

rung der Innenstadt etc.) sowie Fehlbelegungsabgaben bestehen zum 

31.12.2017 Rückstellungen in Höhe von 826.292,52 €. 
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4  Verbindlichkeiten 

4.2  Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen 

 31.12.2017 31.12.2016 

 € € 

Verbindlichkeiten gegenüber  
Kreditinstituten  

34.865.742,51 31.925.121,61 

Verbindlichkeiten gegenüber  
öffentlichen Kreditgebern   

4.911.926,45 4.456.984,13 

Verbindlichkeiten gegenüber 
sonstigen Kreditgebern  

89.678,16 125.337,56 

Summe 39.867.347,12 36.507.443,30 
 

Der Anstieg ist durch eine Kreditaufnahme aus der Kreditermächtigung 2017 

über 5.000.000,00 € begründet. 

 

4.3  Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen für die 

Liquiditätssicherung 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017      10.500.000,00  84,00  

Bilanzsumme zum 31.12.2016      12.500.000,00 100,00 

Veränderung zum Vorjahr      -2.000.000,00  -16,00  
 

Zum 31.12.2017 bestehen Kassenkredite über insgesamt 10.500.000,00 €. 

 

4.5  Verbindlichkeiten aus Zuweisungen und Zuschüssen, Transfer-

leistungen und Investitionszuweisungen und –zuschüssen, In-

vestitionsbeiträgen 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017       746.836,95  7.028,05  

Bilanzsumme zum 31.12.2016       10.626,51 100,00 

Veränderung zum Vorjahr       736.210,44  6.928,05  
 

Der Bilanzwert hat sich gegenüber dem Vorjahr nur minimal verändert.  

 



Revisionsamt  
Kreis Bergstraße 

 

Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2017 – Stadt Viernheim 

Seite: 21 von 46   

 

4.6  Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017       647.890,45  98,23  

Bilanzsumme zum 31.12.2016       659.537,45 100,00 

Veränderung zum Vorjahr       -11.647,00  -1,77  
 

Der Bilanzwert hat sich gegenüber dem Vorjahr nur minimal verändert.  

 

4.8 Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen und 

gegen Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis 

besteht, und Sondervermögen 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017       1.321.664,42  68,79  

Bilanzsumme zum 31.12.2016       1.921.360,05 100,00 

Veränderung zum Vorjahr       -599.695,63  -31,21  
 

Die Verbindlichkeiten setzen sich wie folgt zusammen: 

 Stadtbetrieb Viernheim 1.021.930,76 €.    

 Stadtwerke Viernheim 299.391,07 €.     

 Forum der Senioren  217,59 €. 

 Abwasserverband Bergstraße 125,00 €. 

 

4.9  Sonstige Verbindlichkeiten 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017       264.946,09  131,98  

Bilanzsumme zum 31.12.2016       200.750,59 100,00 

Veränderung zum Vorjahr       64.195,50    31,98  
 

Die sonstigen Verbindlichkeiten sind gegenüber dem Vorjahr angestiegen, 

die größte Position sind die Amtshilfeersuchen mit 150.391,01 €. 
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5  Rechnungsabgrenzungsposten 

 € % 

Bilanzsumme zum 31.12.2017       209.852,23  70,53  

Bilanzsumme zum 31.12.2016       297.533,04 100,00 

Veränderung zum Vorjahr       -87.680,81  -29,47  
 

Auf der Passivseite sind gem. § 45 Abs. 2 GemHVO als Rechnungsabgrenzungsposten vor 

dem Abschlussstichtag erhaltene Einzahlungen auszuweisen, soweit sie Ertrag für eine be-

stimmte Zeit nach diesem Tag darstellen. 

Es wurden für folgende Positionen Rechnungsabgrenzungsposten gebildet: 

 Schadensersatzleistung Schmittsberg II 148.243,49 € 

 Lieferungen und Leistungen: 50.208,34 € 

 Anspardarlehen: 11.400,40 € 
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III Ergebnisrechnung 

Die Ergebnisrechnung wurde stichprobenweise geprüft und ist diesem Be-

richt als Anlage beigefügt.  

Korrekturen wurden nicht vorgenommen, wesentliche Erläuterungen und 

Feststellungen zu den geprüften Positionen der Ergebnisrechnung werden 

im Folgenden dargestellt. 

 

Die vorgelegte Ergebnisrechnung stimmt nicht mit dem verbindlichen 

Muster 15 zu § 46 GemHVO überein. 

Es fehlen bei den Sach- und Dienstleistungen die Angaben zu den Ein-

stellungen in Sonderposten, des Weiteren werden keine nachrichtlichen 

Angaben zur Summe der vorgetragenen Jahresfehlbeträge gemacht.  

Weiterhin wird ab Zeile 24A vom Muster abgewichen. 

7. Prüfungsfeststellung 

 

III.1 Ordentliches Ergebnis 

 31.12.2017 31.12.2016 

 € € 

Summe der ordentlichen Erträge  79.109.193,78 76.593.247,33 

Summe der ordentlichen  
Aufwendungen  

74.456.070,59 71.013.490,61 

Finanzerträge  1.453.167,30 1.435.095,22 

Zinsen und andere  
Finanzaufwendungen  

1.501.953,79 1.616.313,90 

Ordentliches Ergebnis  4.604.336,70 5.398.538,04 

 

Die größten Einzelpositionen bei den ordentlichen Erträgen sind der Ge-

meindeanteil an der Einkommensteuer (rd. 18.900.000,00 €), die Gewerbe-

steuer (rund 15.500.000,00 €), die Schlüsselzuweisungen (rd. 

12.800.000,00 €), die öffentlich-rechtlichen Benutzungsgebühren (rd. 

9.000.000,00 €), die Grundsteuer B (rd. 7.200.000,00 €) sowie die Erträge 

aus der Auflösung von Rückstellungen FAG (rd. 3.550.000,00 €). 

Bei den ordentlichen Aufwendungen sind es die Aufwendungen für die Kreis- 

und Schulumlage (rd. 25.500.000,00 €), die Gewerbesteuerumlage (rd. 

2.800.000,00 €), die Entgelte für geleistete Arbeitszeit (rd. 5.500.000,00 €), 

die Zuschüsse an konfessionelle Kindergärten (rd. 3.500.000,00 €) sowie die 
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Abschreibungen auf Gebäude, Gebäudeeinrichtungen, Sachanlagen im Ge-

meingebrauch und Infrastrukturvermögen (rd. 2.750.000,00 €). 

 

Ordentliche Erträge 

2  Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017   10.192.755,20   97,62  

Ergebnis zum 31.12.2016    10.441.123,01 100,00 

Differenz zum Vorjahr    -248.367,81   -2,38  
 

Hier kam es zu Wenigererträgen von 24.804,80 € gegenüber dem Ansatz. 

 

5  Steuern und steuerähnliche Erträge einschließlich Erträge aus 

gesetzlichen Umlagen 

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017   44.466.533,42  107,20  

Ergebnis zum 31.12.2016    41.480.957,61 100,00 

Differenz zum Vorjahr    2.985.575,81  7,20  
 

Das Ergebnis weist gegenüber dem Haushaltsansatz 4.208.598,42 € Mehr-

erträge aus.  

Hierbei waren die deutlichsten Steigerungen bei der Gewerbesteuer mit rd. 

2.650.000,00 € sowie beim Gemeindeanteil an den Gemeinschaftssteuern 

mit rd. 1.240.000,00 € zu verzeichnen. 

 

7  Erträge aus Zuweisungen und Zuschüssen für laufende Zwecke und 

allgemeine Umlagen 

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017   14.331.221,71  99,59  

Ergebnis zum 31.12.2016    14.390.450,72 100,00 

Differenz zum Vorjahr    -59.229,01  -0,41  
 

Der Jahresabschluss weist somit insgesamt 223.882,71 € Mehrerträge aus 

als geplant. 
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9  Sonstige ordentliche Erträge 

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017   6.810.804,79  95,38  

Ergebnis zum 31.12.2016    7.140.816,86 100,00 

Differenz zum Vorjahr    -330.012,07  -4,62  
 

Gegenüber dem fortgeschriebenen Ansatz schlossen die sonstigen ordentli-

chen Erträge mit Mehrerträgen i. H. v. 1.217.823,79 € ab. 

Ursächlich hierfür sind im wesentlichen Abweichungen bei den Erträgen aus 

der Auflösung von Rückstellungen nach dem FAG. 

 

Ordentliche Aufwendungen 

11 Personalaufwendungen 

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017    9.654.555,77  101,73  

Ergebnis zum 31.12.2016     9.490.574,75 100,00 

Differenz zum Vorjahr     163.981,02  1,73  
 

Gegenüber dem Planansatz bedeutet das Wenigeraufwendungen i. H. v. 

568.400,23 €.  

Diese ergeben sich überwiegend durch geringere Aufwendungen bei den 

Entgelten für geleistete Arbeitszeit. 

 

12 Versorgungsaufwendungen 

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017     2.475.445,60  106,37  

Ergebnis zum 31.12.2016      2.327.250,77 100,00 

Differenz zum Vorjahr      148.194,83  6,37  
 

Der Planansatz wurde um 456.919,60 € überschritten.  

Die Summe der Mehraufwendungen resultiert aus höheren Zuführungen zu 

den Pensions- und den Beihilferückstellungen sowie Wenigeraufwendungen 

an die Versorgungskasse. 
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13 Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017     12.792.165,64  93,98  

Ergebnis zum 31.12.2016      13.611.708,93 100,00 

Differenz zum Vorjahr      -819.543,29  -6,02  
 

Gegenüber dem Planansatz kam es somit zu Wenigeraufwendungen i.H.v. 

1.189.553,36 €.  

Ursächlich dafür waren veranschlagte Aufwendungen für „Energie, Wasser, 

Abwasser der Bewirtschaftungsstelle Kämmerei“ i.H.v. 1.262.800,00 €, die 

nicht in Anspruch genommen wurden. 

 

15 Aufwendungen für Zuweisungen und Zuschüsse sowie besondere 

Finanzaufwendungen 

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017     11.821.056,90  113,33  

Ergebnis zum 31.12.2016      10.430.812,58 100,00 

Differenz zum Vorjahr      1.390.244,32  13,33  
 

Gegenüber der Planung ergaben sich 376.403,10 € Wenigeraufwendungen. 

 

16 Steueraufwendungen einschließlich Aufwendungen aus gesetzlichen 

Umlageverpflichtungen 

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017     33.516.230,47  107,47  

Ergebnis zum 31.12.2016      31.185.394,57 100,00 

Differenz zum Vorjahr      2.330.835,90  7,47  
 

Das Jahresergebnis fiel somit um 3.757.106,47 € höher aus als geplant. 

Die Mehraufwendungen ergeben sich überwiegend bei der Kreis- und 

Schulumlage. 
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Finanzergebnis 

21 Finanzerträge 

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017    1.453.167,30  101,26  

Ergebnis zum 31.12.2016     1.435.095,22 100,00 

Differenz zum Vorjahr     18.072,08  1,26  
 

Die Finanzerträge lagen 170.174,30 € über dem Haushaltsansatz. 

 

22 Zinsen und ähnliche Aufwendungen  

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017     1.501.953,79  92,92  

Ergebnis zum 31.12.2016      1.616.313,90 100,00 

Differenz zum Vorjahr      -114.360,11  -7,08  
 

Gegenüber der Planung fielen die Aufwendungen um 300.357,21 € niedriger 

aus. 

 

III.2 Außerordentliches Ergebnis 

 31.12.2017 31.12.2016 

 € € 

Außerordentliche Erträge  791.183,19 461.190,73 

Außerordentliche Aufwendungen  669.572,33 106.064,07 

Außerordentliches Ergebnis  121.610,86 355.126,66  
 

Gem. § 58 Ziffer 5 GemHVO zählen zu den außerordentlichen Aufwendun-

gen und Erträgen im Einzelfall erhebliche Aufwendungen und Erträge, die 

wirtschaftlich andere Haushaltsjahre betreffen, selten oder unregelmäßig an-

fallen sowie Aufwendungen und Erträge aus Veräußerungen von Vermö-

gensgegenständen des Anlagevermögens, die den Restbuchwert überstei-

gen beziehungsweise unterschreiten. 

In den außerordentlichen Erträgen der Stadt Viernheim sind insbesondere 

Erträge aus der Veräußerung von Grundstücken sowie sonstige außeror-

dentliche Erträge ( Erträge aus der Auflösung von Sonderposten „Schmitts-

berg II“) enthalten. 

Die außerordentlichen Aufwendungen waren insbesondere durch außer-

planmäßige Abschreibungen auf Sachanlagen entstanden.  
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III.3 Teilergebnisrechnungen 

Gem. § 48 Abs. 1 GemHVO sind entsprechend den Teilhaushalten im Haus-

haltsplan (§ 1 Abs. 3 und § 4 GemHVO) im Jahresabschluss Teilrechnungen 

aufzustellen.  

Zudem sind den Werten der Teilrechnungen die fortgeschriebenen Planan-

sätze der Teilhaushalte gegenüberzustellen. 

Nach § 48 Abs. 2 GemHVO sind die Teilergebnisrechnungen jeweils um die 

tatsächlich angefallenen Beträge zu den in den Teilergebnishaushalten aus-

gewiesenen Leistungsmengen und Kennzahlen zu ergänzen. 

Im Rahmen der unterjährigen Berichte über den Stand des Haushaltsvoll-

zugs nach § 28 GemHVO ist auch über die Zielerreichung und die Kennzah-

len zu berichten. 

Dieser Verpflichtung ist die Stadt Viernheim in 2017 mit zwei Berichten nach-

gekommen. 

In den Teilhaushalten sollen produktorientierte Leistungsziele unter Berück-

sichtigung des einsetzbaren Ressourcenaufkommens und des voraussicht-

lichen Ressourcenverbrauchs, sowie Kennzahlen zur Messung der Zielerrei-

chung angegeben werden (§ 4 Abs. 2 und § 10 Abs. 3 GemHVO).  

Sinn und Zweck dieser Regelung ist die Idee der Steuerung über Ziele und 

Zielvereinbarungen und die Möglichkeit, die Umsetzung der Ziele mit Hilfe 

von messbaren Kennzahlen besser nachprüfen zu können (Ziffer 2 der Hin-

weise zu § 4 GemHVO). 

 

Die Stadt Viernheim hat zukünftig ihre Teilergebnishaushalte um Ziele und 

Kennzahlen zur Messung der Zielerreichung zu erweitern.  

Mit der Erarbeitung von geforderten Zielen und Kennzahlen (§ 4 Abs. 2 

und § 10 Abs. 3 GemHVO) hat die Stadt teilweise ab den Haushaltsjahr 

2015 angefangen und diese in den Folgejahren sukzessive ausgebaut. 

In unterjährigen Berichten ist über die Zielerreichung, Leistungsmengen 

und Kennzahlen zu berichten.  

8. Prüfungsfeststellung 
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Im Jahresabschluss sind bei den Teilergebnis- und -finanzrechnungen 

den geplanten Leistungsmengen und Kennzahlen die tatsächlich angefal-

lenen Beträge gegenüberzustellen. 

Der Erlass des HMdIuS „Beschleunigung der Aufstellung und Prüfung von 

doppischen Jahresabschlüssen für die Haushaltsjahre bis einschließlich 

2015“ vom 29.06.2016 sieht unter Ziffer 5 (Leitungsmengen und Kennzah-

len) vor, dass die Angaben zu Leistungsmengen und Kennzahlen bis zur 

Aufstellung des Jahresabschlusses 2018 zurückgestellt werden können. 

Das Fehlen der Ziele und Kennzahlen in den Haushaltsplänen und der 

unterjährigen Berichte ist durch den Beschleunigungserlass nicht abge-

deckt. 
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IV Finanzrechnung 

Die geprüfte Finanzrechnung ist diesem Bericht als Anlage beigefügt. 

Gem. Ziffer 2 der Hinweise zu § 47 GemHVO werden in der Finanzrechnung 

die Einzahlungen und Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit, aus 

Investitionstätigkeit, aus Finanzierungstätigkeit sowie die haushaltsunwirk-

samen Zahlungsvorgänge nachgewiesen. 

Die Gegenüberstellung der Zahlungen und der fortgeschriebenen Haushalts-

ansätze lässt erkennen, in welchem Umfang die Haushaltsplanung realisiert 

werden konnte. 

Nach § 3 Abs. 3 GemHVO soll die Summe des Zahlungsmittelflusses aus 

laufender Verwaltungstätigkeit mindestens so hoch sein, dass die Auszah-

lungen zur ordentlichen Tilgung von Krediten geleistet werden können.  

Die Summe des Zahlungsmittelflusses aus laufender Verwaltungstätigkeit 

beträgt 8.795.197,09 €, wodurch die ordentliche Tilgung von Krediten in 

Höhe von 2.404.436,78 € gewährleistet ist. 

Ab dem Jahresabschluss für das Jahr 2019 regelt § 92 HGO, dass der Haus-

halt in Planung und Rechnung ausgeglichen sein soll.  

Der Haushalt ist in der Rechnung unter anderem nur dann ausgeglichen, 

wenn in der Finanzrechnung der Saldo des Zahlungsmittelflusses aus lau-

fender Verwaltungstätigkeit mindestens so hoch ist, dass daraus die Aus-

zahlungen zur ordentlichen Tilgung von Krediten sowie an das Sonderver-

mögen „Hessenkasse“ geleistet werden können, soweit die Auszahlungen 

zur ordentlichen Tilgung von Investitionskrediten nicht durch zweckgebun-

dene Einzahlungen gedeckt sind. 

Mit 44.090.098,62 € (50,28%) stellen die Einzahlungen aus Steuern und 

steuerähnlichen Erträgen, gefolgt von Einzahlungen aus Zuweisungen und 

Zuschüssen mit 14.343.164,21 € (16,36%) und den Einzahlungen aus Öf-

fentlich-rechtliche Leistungsentgelten mit 10.201.741,24 € (11,63%) die mit 

Abstand wichtigsten Positionen dar. 

Bei den Auszahlungen sind die Steuern einschließlich gesetzlichen Umlage-

verpflichtungen mit 30.130.331,87 € (32,82%) der größte Posten. 

Weitere wesentliche Auszahlungen bestehen für Personal mit 

9.224.972,14 € (10,05%), für Zuweisungen und Zuschüsse mit 
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11.440.296,03 € (12,46%) sowie für Sach- und Dienstleistungen mit 

12.698.954,59 € (13,83%). 

Der Finanzmittelbestand am Anfang des Haushaltsjahres mit 

10.564.229,33 € entspricht der Position „Flüssige Mittel“ der Vorjahresbilanz, 

der am Ende des Haushaltsjahres mit 6.434.280,32 € der Position „Flüssige 

Mittel“ der Schlussbilanz. 

 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 

2  Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017       10.201.741,24  95,75  

Ergebnis zum 31.12.2016        10.654.748,91 100,00 

Differenz zum Vorjahr        -453.007,67  -4,25  
 

Gegenüber dem Planansatz kam es zu Wenigereinzahlungen i. H. v. 

15.818,76 €. 

 

4  Steuern und steuerähnliche Entgelte einschließlich Erträge aus gesetzli-

chen Umlagen  

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017       44.090.098,62  105,62  

Ergebnis zum 31.12.2016        41.742.820,19 100,00 

Differenz zum Vorjahr        2.347.278,43  5,62  
 

Der Planansatz wurde um 3.832.163,62 € übertroffen. 

Ursächlich hierfür sind überwiegend höhere Einzahlungen bei der Gewerbe-

steuer sowie beim Gemeindeanteil der Einkommensteuer. 

 

6  Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke und allgemeine 

Umlagen 

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017       14.343.164,21  99,68  

Ergebnis zum 31.12.2016        14.389.500,72 100,00 

Differenz zum Vorjahr        -46.336,51  -0,32  
 

Im Ergebnis waren 235.825,21 € Mehreinzahlungen als geplant zu verzeich-

nen. 
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7  Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017       1.443.648,60  101,47  

Ergebnis zum 31.12.2016        1.422.725,83 100,00 

Differenz zum Vorjahr        20.922,77  1,47  
 

Der Planansatz wurde um 162.728,60 € übertroffen. Ursächlich hierfür sind 

insbesondere höhere Einnahmen bei Säumniszuschlägen. 

 

Die Stadt Viernheim weist das Konto 8176920 „Einzahlungen sonstige pe-

riodenfremde Erträge“ unter den sonstigen ordentlichen und außerordentli-

chen Einzahlungen (Zeile 8 der Finanzrechnung) nach.  

Dieses Konto ist nach dem verbindlich vorgeschriebenen KVKR bei Zinsen 

und sonstige Finanzeinzahlungen (Zeile 7 der Finanzrechnung) nachzuwei-

sen.  

9. Prüfungsfeststellung 

 

8  Sonstige ordentliche Einzahlungen und sonstige außerordentliche 

Einzahlungen, die sich nicht aus Investitionstätigkeit ergeben 

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017       3.116.858,39  98,23  

Ergebnis zum 31.12.2016        3.172.909,63 100,00 

Differenz zum Vorjahr        -56.051,24  -1,77  
 

Insgesamt wurden somit Mehreinzahlungen gegenüber dem Planansatz 

i.H.v.101.781,39 € erwirtschaftet. 

 

Die Stadt Viernheim weist das Konto 8299999 „Sonstige Einzahlungen“ un-

ter sonstige ordentliche und außerordentliche Einzahlungen (Zeile 8 der Fi-

nanzrechnung) nach.  

Dieses Konto ist nach dem verbindlich vorgeschriebenen KVKR bei den 

haushaltsunwirksamen Einzahlungen (Zeile 35 der Finanzrechnung) nach-

zuweisen.  

10. Prüfungsfeststellung 
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Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 

10 Personalauszahlungen 

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017        9.224.972,14  101,89  

Ergebnis zum 31.12.2016         9.053.839,89 100,00 

Differenz zum Vorjahr         171.132,25  1,89  
 

Der Planansatz wurde um 516.718,86 € unterschritten. Die Verbesserung 

ergab sich überwiegend bei den Auszahlungen für tariflich Beschäftigte. 

 

12 Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen 

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017         12.698.954,59  102,73  

Ergebnis zum 31.12.2016          12.361.336,65 100,00 

Differenz zum Vorjahr          337.617,94  2,73  
 

Gegenüber dem Planansatz ergaben sich Minderenigerauszahlungen i. H. 

v. 1.309.266,41 €.  

Die Wenigerauszahlungen sind überwiegend bei der Unterhaltung von 

Grundstücken und Gebäuden, bei der Bewirtschaftung von Grundstücken 

und baulichen Anlagen sowie bei der Unterhaltung des sonstigen unbeweg-

lichen Vermögens zu verzeichnen. 

 

14 Auszahlungen für lfd. Zuweisungen und Zuschüsse 

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017         11.440.296,03  104,11  

Ergebnis zum 31.12.2016          10.988.894,36 100,00 

Differenz zum Vorjahr          451.401,67  4,11  
 

Insgesamt wurden somit 757.163,97 € weniger ausgegeben als geplant. 
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15 Auszahlungen für Steuern 

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017         30.130.331,87  107,85  

Ergebnis zum 31.12.2016          27.937.405,44 100,00 

Differenz zum Vorjahr          2.192.926,43  7,85  
 

Der Planansatz wurde um 371.207,87 € überschritten. Die Überschreitung 

resultiert aus Mehrauszahlungen bei der Gewerbesteuerumlage. 

 

17 Sonstige ordentliche Auszahlungen und sonstige außerordentliche 

Auszahlungen, die sich nicht aus Investitionstätigkeit ergeben 

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017         116.445,86  62,43  

Ergebnis zum 31.12.2016          186.519,02 100,00 

Differenz zum Vorjahr          -70.073,16  -37,57  
 

Der Planansatz wurde um 37.320,86 € überschritten. 

 

Die Stadt Viernheim weist das Konto 8499999 „Sonstige Auszahlungen“ 

unter sonstige ordentliche und außerordentliche Auszahlungen (Zeile 17 

der Finanzrechnung) nach.  

Dies ist nach dem verbindlich vorgeschriebenen KVKR bei den haushalts-

unwirksamen Auszahlungen (Zeile 36 der Finanzrechnung) nachzuweisen.  

11. Prüfungsfeststellung 

 

Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 

20 Einzahlungen aus Investitionszuweisungen 

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017       5.310.423,82  438,02  

Ergebnis zum 31.12.2016        1.212.369,26 100,00 

Differenz zum Vorjahr        4.098.054,56  338,02  
 

Die Einzahlungen lagen um 3.003.679,82 € höher als geplant. Sie ergaben 

sich durch Mehreinzahlungen bei Investitionsbeiträgen. 
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Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 

24 Auszahlungen für den Erwerb von Grundstücken und Gebäuden 

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017         8.951.752,22  36.673,47  

Ergebnis zum 31.12.2016          24.409,34 100,00 

Differenz zum Vorjahr          8.927.342,88  36.573,47  
 

Für den Erwerb von Grundstücken und Gebäuden wurden 3.874.017,22 € 

mehr ausgezahlt als geplant. 

 

25 Auszahlungen für Baumaßnahmen  

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017         3.495.894,87  179,27  

Ergebnis zum 31.12.2016          1.950.033,26 100,00 

Differenz zum Vorjahr          1.545.861,61  79,27  
 

Der Planansatz von wurde somit um 3.935.821,13 € unterschritten. 

 

27 Auszahlungen für Investitionen in das Finanzanlagevermögen 

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017         6.889.370,28  226,58  

Ergebnis zum 31.12.2016          3.040.571,37 100,00 

Differenz zum Vorjahr          3.848.798,91  126,58  
 

Da kein Ansatz geplant war betrugen die Mehrauszahlungen 6.889.370,28 €. 

 

Zahlungsvorgänge aus Finanzierungstätigkeit 

31 Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten und inneren Darlehen 

und wirtschaftlich vergleichbaren Vorgängen für Investitionen 

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017       5.800.000,00  290,00  

Ergebnis zum 31.12.2016        2.000.000,00 100,00 

Differenz zum Vorjahr        3.800.000,00  190,00  
 

Gegenüber dem Planansatz wurden somit 2.607.410,00 € weniger an Inves-

titionskrediten in Anspruch genommen. 
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32 Auszahlungen für die Tilgung von Krediten und inneren Darlehen und 

wirtschaftlich vergleichbaren Vorgängen für Investitionen  

 € % 

Ergebnis zum 31.12.2017         2.404.436,78  101,30  

Ergebnis zum 31.12.2016          2.373.520,75 100,00 

Differenz zum Vorjahr          30.916,03  1,30  
 

Dies bedeutet 142.951,22 € Minderauszahlungen gegenüber dem Haus-

haltsplan. 
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V Anhang zum Jahresabschluss 

Der Anhang zum Jahresabschluss soll in komprimierter Form Informationen 

über den Stand und die Entwicklung des Vermögens sowie Erläuterungen 

zu den ermittelten Bilanzpositionen geben sowie über bestehende Risiken 

Auskunft geben. 

Gemeinsam mit dem vom Magistrat unterschriebenen Jahresabschluss ist 

der Anhang analog Ziffer 3.1 der Hinweise zu § 59 GemHVO zu einem 

Schriftstück zusammenzufassen. 

Die gesetzlichen Vorgaben zum Anhang sind im § 50 GemHVO sowie den 

zugehörigen Hinweisen geregelt.  

Nach § 50 Abs. 1 GemHVO ist der Anhang dem Jahresabschluss der Ge-

meinde als Anlage beizufügen und die wesentlichen Posten der 

Vermögens-, Ergebnis- und Finanzrechnung zu erläutern. 

Im Anhang sind nach Absatz 2 ferner anzugeben: 

1. die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, 

2. Abweichungen von den bisher angewandten Bilanzierungs- und Be-

wertungsmethoden mit einer Begründung; die sich dadurch ergeben-

den Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage sind 

gesondert darzustellen, 

3. Angaben über die Einbeziehung von Zinsen für Fremdkapital in die 

Herstellungskosten, 

4. Haftungsverhältnisse, die nicht in der Vermögensrechnung (Bilanz) 

auszuweisen sind, 

5. Sachverhalte, aus denen sich finanzielle Verpflichtungen ergeben 

können, insbesondere aus Vereinbarungen über besondere Finan-

zierungsinstrumente und deren Entwicklungen, 

6. in welchen Fällen aus welchen Gründen die lineare Abschreibungs-

methode nicht angewendet wird, 

7. Veränderungen der ursprünglich angenommenen Nutzungsdauer 

von Vermögensgegenständen, 

8. Verpflichtungen aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften, 
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9. eine Übersicht über die fremden Zahlungsmittel (§ 15 GemHVO); da-

bei können die Angaben über diese Mittel aus mehreren Bereichen 

zusammengefasst dargestellt werden, wenn es sich jeweils um uner-

hebliche Beträge handelt, 

10. die durchschnittliche Zahl der Beamten und Arbeitnehmer, die wäh-

rend des Haushaltsjahres zur Gemeinde in einem Dienst- oder Ar-

beitsverhältnis standen, 

11. die Familiennamen mit mindestens einem ausgeschriebenen Vorna-

men der Mitglieder der Gemeindevertretung und des Gemeindevor-

standes; gehörten Personen diesen Gemeindeorganen nicht über 

das gesamte Haushaltsjahr an, ist neben ihren Namen der Zeitraum 

der Zugehörigkeit anzugeben. 

Der mit dem Jahresabschluss vorgelegte Anhang der Stadt Viernheim ent-

spricht weitestgehend den oben genannten gesetzlichen Vorschriften. 

 

Nach § 50 (1) Satz 2 GemHVO sind im Anhang die wesentlichen Positio-

nen der Vermögensrechnung, der Ergebnisrechnung und der Finanzre-

chung zu erläutern. 

Des Weiteren ist gemäß § 44 Abs. 2 GemHVO zu jedem Posten der ent-

sprechende Betrag des vorhergehenden Haushaltsjahres anzugeben.  

Erhebliche Unterschiede sind im Anhang anzugeben und zu erläutern. 

Die Positionen der Bilanz wurden erläutert, zur Ergebnis- und Finanzrech-

nung wurden nicht immer hinreichende Aussagen getroffen. 

12. Prüfungsfeststellung 
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VI Rechenschaftsbericht 

Gem. § 51 GemHVO sind im Rechenschaftsbericht der Verlauf der Haus-

haltswirtschaft und die Lage der Gemeinde unter dem Gesichtspunkt der Si-

cherung der stetigen Erfüllung der Aufgaben so darzustellen, dass ein den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild vermittelt wird. 

Dabei sind die wesentlichen Ergebnisse des Jahresabschlusses und erheb-

liche Abweichungen der Jahresergebnisse von den Haushaltsansätzen zu 

erläutern und eine Bewertung der Abschlussrechnungen vorzunehmen. 

Der Rechenschaftsbericht soll auch darstellen: 

1. Angaben über den Stand der Aufgabenerfüllung mit den Zielsetzun-

gen und Strategien, 

2. Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss des 

Haushaltsjahres eingetreten sind, 

3. die voraussichtliche Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen 

und Risiken von besonderer Bedeutung; zugrundeliegende Annah-

men sind anzugeben, 

4. wesentliche Abweichungen zwischen geplanten und tatsächlich 

durchgeführten Investitionen. 

Der vorgelegte Rechenschaftsbericht steht im Wesentlichen im Einklang mit 

dem Jahresabschluss und den vom Revisionsamt bei der Prüfung gewonne-

nen Erkenntnissen. 

 

Gemäß Hinweis Ziffer 2 zu § 51 GemHVO ist ein wesentliches Ziel des 

Rechenschaftsberichts, die derzeitige und zukünftige Vermögens-, Fi-

nanz- und Ertragslage sowie die Zielorientierung der Gemeinde auf der 

Basis von Kennzahlen darzustellen. 

13. Prüfungsfeststellung 
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VII Ordnungsmäßigkeit der Haushaltswirtschaft 

VII.1 Einhaltung des Haushaltsplanes 

VII.1.1 Erläuterung der erheblichen Abweichungen der Jahresergebnisse 

gegenüber den Haushaltsansätzen 

Im Rechenschaftsbericht sind die erheblichen Abweichungen der Jahreser-

gebnisse von den Haushaltsansätzen weitestgehend erläutert. 

Nach der Ergebnisrechnung hat sich eine Verbesserung i. H. v. 

3.722.801,56 € ergeben. 

 

VII.1.2 Zustimmung zu Haushaltsüberschreitungen 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen sind nicht 

entstanden. 

 

VII.1.3 Verpflichtungsermächtigungen 

 Veranschlagt Beansprucht 

Maßnahmen € € 

Neuanschaffung von Fahrzeugen 750.000,00 0,00 

Technische Einrichtung Pumpwerke 300.000,00 0,00 

Grundstückserwerb / Baulandentwick-
lung Bannholzgraben II 

4.500.000,00 0,00 

Neubau Kita Walter-Gropius-Allee 0,00 260.000,00 

Summe 5.550.000,00 260.000,00 
 

Zur Sicherstellung der Durchführung mehrjähriger Investitionsmaßnahmen 

wurden gem. § 3 der Haushaltssatzung 2017 Verpflichtungsermächtigungen 

i. H. v. insgesamt 5.500.000,00 € veranschlagt, wovon 260.000 € in An-

spruch genommen wurden. 

 

VII.1.4 Haushaltsermächtigungen bzw. Budgetüberträge 

Regelungen zur Bildung von Haushaltsüberträgen wurden nicht getroffen, 

daher waren gem. § 21 Abs. 2 GemHVO nur die Ansätze für Auszahlungen 

für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen übertragbar. 
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Dem Jahresabschluss liegt eine Übersicht über die in das folgende Jahr zu 

übertragenden Haushaltsermächtigungen (§ 112 Abs. 4 Nr. 2 HGO) bei. 

Im Finanzhaushalt bestehen Haushaltsermächtigungen i. H. v. insgesamt 

5.190.990,00 €. 

 

VII.1.5 Vorläufige Haushaltsführung 

Der Haushaltsplan 2017 wurde am 08.12.2016 von der 

Stadtverordnetenversammlung verabschiedet.  

Bis zur Genehmigung der genehmigungsbedürftigen Teile der Haushaltssat-

zung durch die Aufsichtsbehörde und der anschließenden öffentlichen Be-

kanntmachung gem. § 97 Abs. 5 HGO waren die Bestimmungen der vorläu-

figen Haushaltsführung gem. § 99 HGO zu beachten und anzuwenden.  

Die öffentliche Bekanntmachung erfolgte am 18.02.2017. 

Es liegen uns nach stichprobenartiger Prüfung keine Erkenntnisse vor, dass 

die Regelungen zur vorläufigen Haushaltsführung nicht beachtet wurden. 

 

VII.1.6 Veranschlagung von Planansätzen 

Nach § 10 Abs.1 GemHVO sind Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und 

Auszahlungen in voller Höhe und getrennt voneinander zu veranschlagen. 

 

Bei der stichprobenartigen Prüfung wurde festgestellt, dass die Stadt 

Viernheim im Haushaltsplan die Ansätze für Strom, Gas und Wasser nicht 

nach der genannten gesetzlichen Vorschrift veranschlagt.  

Die Haushaltsansätze für Strom, Gas, Wasser etc. erfolgen auf das Sam-

melkonto“ (6050001 - Energie, Wasser, Abwasser), die Aufwandsbuchun-

gen hingegen dann aber über die jeweiligen Konten für Strom, Wasser 

etc. 

14. Prüfungsfeststellung 
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VII.2 Kassenkredite 

Nach § 4 der Haushaltssatzung war der Höchstbetrag der Kassenkredite auf 

30.000.000,00 € festgesetzt, wovon zum 31.12. des Haushaltsjahres insge-

samt 10.500.000,00 € in Anspruch genommen wurden. 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite wurde im Haushaltsjahr nach stichpro-

benweiser Prüfung nicht überschritten. 

 

VII.3 Weitere Prüfungen im Haushaltsjahr 

VII.3.1 Kassenprüfung 

In der Zeit vom 25.04.2017 bis zum 04.05.2017 wurde eine unvermutete 

Kassenprüfung durchgeführt, deren Ergebnis in einem gesonderten Bericht 

zusammengefasst wurde. 

Dieser Bericht ist gemäß § 29 Abs. 1 S. 1 GemKVO dem Bürgermeister vor-

zulegen.  

Nach § 66 Abs. 1 Nr. 6 HGO ist es insbesondere die Aufgabe des Gemein-

devorstandes, das Kassen- und Rechnungswesen zu überwachen und somit 

ist dieser Bericht über die Kassenprüfung auch vom Magistrat zu beraten. 

 

VII.3.2 Gesamtabschluss 

Zur Beurteilung der Frage, ob die Stadt Viernheim einen Gesamtabschluss 

nach den Hinweisen zu § 53 GemHVO zu erstellen hat, wurde eine Berech-

nung auf Grundlage der Zahlen aus den Jahresabschlüssen der Stadt Viern-

heim sowie ihrer Beteiligungen zum 31.12.2017 durchgeführt. 

Als Ergebnis dieser Berechnung kann festgestellt werden, dass die Stadt 

Viernheim unter Beachtung der Grundätze des Erlasses des Hessischen Mi-

nisteriums des Innern und für Sport vom 22.08.2016 zur Aufstellung eines 

Gesamtabschlusses verpflichtet ist.  
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VIII Buchführung und Software 

Die Stadt Viernheim verwendet das Buchführungsprogramm Newsystem 

Kommunal der Firma Infoma GmbH, Ulm.  

Im Einsatz befindet sich die jeweils aktuelle Programmversion, welche von 

der Firma ekom21 zur Verfügung gestellt wird. 

Das Programm beinhaltet die Funktionen Finanzbuchhaltung, Anlagenbuch-

haltung, Steuern & Abgaben, Kosten- und Leistungsrechnung, Haushaltspla-

nung und Veranlagung. 

Nach den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen wurden die Ge-

schäftsvorfälle vollständig, fortlaufend und zeitgerecht erfasst sowie die Be-

lege ordnungsgemäß angewiesen, ausreichend erläutert und übersichtlich 

abgelegt.  

Die Zahlen aus der Vorjahresbilanz wurden richtig im Berichtsjahr vorgetra-

gen.  

Der Jahresabschluss wurde aus der Buchführung zutreffend entwickelt und 

von dem Gemeindevorstand aufgestellt. 

Die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen entsprechen nach 

unseren Feststellungen den gesetzlichen Vorschriften, den sie ergänzenden 

Vorschriften und Bestimmungen.  

Die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommenen Informationen 

führen zu einer ordnungsgemäßen Abbildung in Buchführung und Jahresab-

schluss. 

 

Zwischen Haushaltsansätzen der Ergebnisrechnung und der Finanzrech-

nung (z.B. Personalaufwendungen / Personalauszahlungen) bestehen 

teilweise erhebliche Unterschiede.  

Grund dafür sind die unterschiedlichen Zuordnungen einzelner Sachkon-

ten. 

15. Prüfungsfeststellung 
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IX Schlussgespräch 

Am 04.04.2019 fand ein Schlussgespräch statt, an dem teilnahmen: 

 Von der Stadt Viernheim: 

▫ Frau Stefanie Rohrbacher 

▫ Herr Marc Hätscher 

▫ Frau Manuela Brender 

▫ Herr Marcus Schulz 

 

 Vom Revisionsamt des Kreises Bergstraße: 

▫ Herr Christian Vettel 

▫ Herr Patrick Marx 

▫ Herr Rainer Steffan 

  



Revisionsamt  
Kreis Bergstraße 

 

Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2017 – Stadt Viernheim 

Seite: 45 von 46   

 

X Prüfungsvermerk des Revisionsamtes 

Nach dem Ergebnis der Prüfung erteilt die Revision dem Jahresabschluss 

sowie dem Rechenschaftsbericht der Stadt Viernheim zum 31.12.2017 den 

folgenden uneingeschränkten Prüfungsvermerk: 

„Wir haben den Jahresabschluss der Stadt Viernheim zum 31.12.2017 – be-

stehend aus Vermögens-, Ergebnis- und Finanzrechnung sowie Anhang –  

unter Einbeziehung der Buchführung und den Rechenschaftsbericht geprüft. 

Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Rechen-

schaftsbericht nach den gemeindewirtschaftlichen Vorschriften liegen in der 

Verantwortung des Magistrats der Stadt Viernheim. 

Unsere Aufgabe ist es, auf Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung 

eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buch-

führung und über den Rechenschaftsbericht abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 128 HGO vorgenommen. 

Sie ist so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 

die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung 

der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Rechen-

schaftsbericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. 

Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die 

Geschäftstätigkeit und das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Stadt 

Viernheim sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt.  

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbe-

zogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in 

Buchführung, Jahresabschluss und Rechenschaftsbericht überwiegend auf 

der Basis von Stichproben beurteilt.  

Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrund-

sätze und der wesentlichen Einschätzungen des Magistrats sowie die Wür-

digung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Rechen-

schaftsberichtes.  

Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 

Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
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Die in diesem Prüfungsbericht genannten Prüfungsfeststellungen haben zu 

keinen wesentlichen Einwendungen geführt.  

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Er-

kenntnisse entspricht der Jahresabschluss unabhängig von den genannten 

Prüfungsfeststellungen den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter 

Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-

lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage der Stadt Viernheim.  

Der Rechenschaftsbericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, ver-

mittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Stadt und stellt die 

Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 

 

Heppenheim, den 23.04.2019 

 

 

gez. Vettel 

 

Vettel 

(Leiter Revisionsamt) 

 

 

 

 

 gez. Marx    gez. Steffan  

     

Marx  Steffan   

(Prüfer)  (Prüfer)   

 









TOP:        Viernheim, den 21.05.2019 

Federführendes Amt 

61 Amt für Stadtentwicklung und Umweltplanung 

Aktenzeichen: 000-10 

Diktatzeichen: PW 

Drucksache: VL-45-2019/XVIII 

Anlagen: 1. Abwägungsvorschlag zum Flächennutzungsplan  

2. Entwurf zur Änderung des Flächennutzungsplanes  

3. Begründung zum Flächennutzungsplan 

Produkt/Kostenstelle: 01.1110.10 

Stand der Haushaltsmittel: 3.030.000,00 € 

Benötigte Mittel: 52.000 € 

Protokollauszüge an: 1. Stadtrat, ASU, BVLA 

 
 Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Magistrat 28.05.2019 Vorbereitende Beschlussfassung 

Ausschuss Umwelt, Energie, Bau-
en (Stadtentwicklung, Agenda 21) 

04.06.2019 vorberatend 

Stadtverordneten-Versammlung 14.06.2019 beschließend 

B e s c h l u s s v o r l a g e  

 

24. Änderung FNP (Bebauungsplan Nr. 291 „Erweiterung Bannholzgraben“/ Paral-
lelverfahren) 
1. Abwägungsbeschluss 
2. Feststellungsbeschluss 

Beschlussvorschlag: 

1. Die Abwägungsvorschläge (Anlage 1, Seite 3-8) zu den eingegangenen Stellungnah-
men aus der öffentlichen Auslegung sowie der Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange zur 24. Änderung des Flächennutzungsplanes werden zu-
stimmend zur Kenntnis genommen und entsprechend der Beschlussvorschläge (Anlage 
1, Seite 3-8, Tabelle Spalte 3) beschlossen. 

2. Die 24. Änderung des Flächennutzungsplanes wird hiermit entsprechend der beiliegen-
den Planzeichnung (Anlage 2) festgestellt und die Bgründung (Anlage 3) gebilligt.  

Die 24. Änderung des Flächennutzungsplanes ist gem. § 6(1) BauGB dem Regierungs-
präsidium Darmstadt zur Genehmigung vorzulegen. 
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Begründung (Sachverhalt, Erläuterung): 

Planungsstand 

Verfahrensschritte Beteiligte  Stand 

1. Aufstellungsbeschuss Gemeindevertretung Stadtverordnetenversammlung am: 16.12.2016 

Parallel Einleitung 24. Änderung FNP 

2. Konkretisierung der Planungs-
vorstellungen/ Vorentwurf 

Verwaltung & beauftragtes Pla-
nungsbüro 

Beschluss des Vorentwurfs zur frühzeitigen 
Beteiligung durch die Stadtverordneten-
versammlung am: 09.03.2018 

Öffentliche Bekanntmachung in den Viernhei-
mer Verkündungsblättern am: 13.03.2018 

3. Frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit, Behörden, Träger 
öffentlicher Belange  

frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit durch 
Offenlage im Rathaus und Download der 
Unterlagen auf der Homepage vom 21.03.2018 
bis 23.04.2018 

Unterrichtung der Behörden, Träger öffentli-
cher Belange durch Anschreiben vom 
19.03.2018 

Abschließende Beschlussfassung Stadtverord-
netenversammlung am: 18.12.2018 

4. Planentwurf 

Bebauungsplan 

Verwaltung & beauftragtes Pla-
nungsbüro 

Auswertung der Anregungen aus der frühzeiti-
gen Beteiligung, Zusammentragen erforderli-
cher Fachbeiträge, Konkretisierung der Pla-
nungsidee, Erarbeitung des Entwurfs 

5a. Offenlegungsbeschluss 

Flächennutzungsplan 

Stadtverordnetenversammlung 14.03.2019 

5b. Offenlegungsbeschluss 

Bebauungsplan 

Stadtverordnetenversammlung Vorlage Mai 2019 

6a. Förmliche Beteiligung 

Flächennutzungsplan 

Öffentlichkeit, Behörden, Träger 
öffentlicher Belange 

01.04.-07.05.2019 

6b. Förmliche Beteiligung B-Plan Öffentlichkeit, Behörden, Träger 
öffentlicher Belange 

 

7a. Feststellung FNP Stadtverordnetenversammlung  

7b. Beschluss B-Plan Stadtverordnetenversammlung  

8. Genehmigung (hier: FNP Ände-
rung) 

Regierungspräsidium  

9. Bekanntmachung & Inkrafttreten   

 
Ein entsprechender Entwurf des Bebauungsplanes sowie der Flächennutzungsplanände-
rung wurde durch die Stadtverordneten zur Offenlage beschlossen. Die Offenlage fand im 
April 2019 statt. Der Öffentlichkeit wurde für die Dauer eines Monats Gelegenheit zur Stel-
lungnahme gegeben. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden 
parallel zur Offenlage beteiligt. 

 

Abwägungsergebnis 

Die eingegangenen Stellungnahmen zur 24. Flächennutzungsplanänderung und zur Auf-
stellung des Bebauungsplanes wurden ausgewertet. (Anlage 1) 
Aus der Beteiligung der Öffentlichkeit sind keine Anregungen eingegangen. In der Aus-
wertung der Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange ergaben 
sich keine Ergänzungen/Konkretisierungen des Planteils und der Begründung des Flä-
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chennutzungsplanentwurfes (siehe Anlage 2 und 3), so dass das Planverfahren abge-
schlossen werden kann. 
 
Seitens des Regierungspräsidiums wurde bislang keine Stellungnahme zur Offenlage ab-
gegeben. Auf Nachfrage wurde diese jedoch zugesagt. Sie wird ggf. im Gremienverlauf 
nachgereicht. 
 
Weitere Informationen sind den Anlagen zu entnehmen. 
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 ANLAGE 1 / Stand: 03.06.2019 
 

Bauleitplanung der Stadt Viernheim 
24. Änderung des Flächennutzungsplanes  

im Parallelverfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes 291 „Erweiterung 
Bannholzgraben“ 

Beteiligung i. S. d. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 3 BauGB & Beteiligung der Nach-
bargemeinden gem. § 2 (2) BauGB  

 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit (Offenlage) 
Parallel dazu fand vom 01.04. bis zum 06.05.2019 zum Entwurf der 24. Änderung des Flächennutzungs-
planes im Parallelverfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes 291 „Erweiterung Bannholzgraben die 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB (Offenlage) durch Aushang der Unterlagen im 
Rathaus und Veröffentlichung auf der Homepage der Stadt Viernheim statt.  
Von Seiten der Öffentlichkeit sind im Rahmen der vorgegebenen Frist keine Stellungnahmen eingegan-
gen. 

 
Beteiligung der Nachbargemeinden, der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher 
Belange 
Die nachfolgend aufgelisteten Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 
wurden im Rahmen der Beteiligung der Nachbargemeinden, der Behörden und der sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange gemäß § 2 Abs. 2 BauGB bzw. § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben/Email vom 19.03.2019 
durch die Stadt Viernheim von der Planung unterrichtet und bis zum 06.05.2019 um Stellungnahme zum 
Entwurf der 24. Änderung des Flächennutzungsplanes im Parallelverfahren zur Aufstellung des Bebau-
ungsplanes 291 „Erweiterung Bannholzgraben gebeten:  
 

lfd. Nr. Behörde/ Nachbargemeinde Ort 

1.  Stadtverwaltung Mannheim Mannheim 

2.  Stadtverwaltung Weinheim Weinheim 

3.  Stadtverwaltung Heppenheim Heppenheim 

4.  Stadtverwaltung Lampertheim Lampertheim 

5.  Gemeinde Heddesheim Heddesheim 

6.  Stadtverwaltung Hemsbach Hemsbach 

7.  Regierungspräsidium Darmstadt Darmstadt 

8.  Verband Region Rhein-Neckar Mannheim 

9.  Kreisausschuss des Kreises Bergstraße Heppenheim 

10.  Amt für Bodenmanagement Heppenheim Heppenheim 

11.  Landesamt für Denkmalpflege Hessen Wiesbaden 

12.  hessenArchäologie  

13.  Kampfmittelräumdienst beim RP Darmstadt Darmstadt 

14.  Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen  

15.  BUND Hessen Wiesbaden 
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lfd. Nr. Behörde/ Nachbargemeinde Ort 

16.  BUND Viernheim Viernheim 

17.  Naturschutzbund  

18.  Hessische Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz  

19.  Wanderverband Hessen  

20.  Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Hessen  

21.  Handwerkskammer Heppenheim 

22.  Industrie- und Handelskammer, Darmstadt  Darmstadt 

23.  Ortslandwirt Viernheim 

24.  Stadtentwässerung Viernheim Viernheim 

25.  Stadtwerke Viernheim GmbH Viernheim 

26.  MVV Mannheim Mannheim 

27.  Deutsche Telekom  

28.  Terranets bw GmbH  

29.  Abwasserverband Bergstraße  

 
Von folgenden Nachbargemeinden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sind Stellung-
nahmen eingegangen: 
 

lfd. 

Nr. 
Behörde, 

 
frühzeitige  
Beteiligung 
 

Reguläre 
Beteiligung 

Anregungen im Rah-
men Beteiligung nach 
§ 4 Abs. 2 BauGB 

1.  Stadtverwaltung Mannheim 23.03.2018 24.04.2019 keine 

2.  Stadtverwaltung Weinheim 14.03.2018 01.04.2019 keine 

3.  Regierungspräsidium Darmstadt 19.04.2018 31.05.2019 Anregungen 

4.  Kreisausschuss des Kreises Bergstra-
ße 

23.04.2018 03.05.2019 Anregungen 

5.  Amt für Bodenmanagement Heppen-
heim 

11.04.2018 25.04.2019 keine 

6.  Landesamt für Denkmalpflege Hessen, 
Bereich Bau- und Kunstdenkmalpflege 

17.04.2018 25.03.2019 keine 

7.  hessenArchäologie  29.04.2019 Hinweise 

8.  Kampfmittelräumdienst beim RP 
Darmstadt 

 25.04.2019 Hinweise 

9.  Handwerkskammer Rhein-Main, Darm-
stadt 

23.04.2018 30.04.2019 keine 

10.  Stadtentwässerung Viernheim 18.04.2018 15.04.2019 Hinweise 

11.  Stadtwerke Viernheim GmbH 20.04.2018 29.04.2019 Hinweise 

12.  Terranets bw GmbH  21.03.2019 keine 
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Folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange haben Anregungen oder Hinweise zur Änderung des Flächennutzungsplans vorge-
tragen: 
Regierungspräsidium Darmstadt 

Schreiben vom 31.05.2019 Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Der geplante Geltungsbereich ist im geltenden Regio-
nalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 
(RPS/RegFNP) 2010 überwiegend als „Vorranggebiet 
Siedlung Planung" dargestellt: ca. 3,6 ha sind als „Vor-
rang Siedlung Planung" und ca. 1,7 ha sind als „Vor-
ranggebiet Landwirtschaft" und als „Vorbehaltsgebiet 
für besondere Klimafunktionen" festgelegt. 
Zur Vermeidung des Problems der Flächenkonkurrenz 
rege ich im Bebauungsplanverfahren eine Festsetzung 
der Inanspruchnahme binnen 3 Jahre nach Erwerb als 
hilfreich an.  

 
 
 
 
 
 
Die Flächen befinden sich im Eigentum der Stadt Viern-
heim. Die Stadt wird im Rahmen der Grundstücksvergabe 
den Käufern eine Bauverpflichtung auferlegen, die den Vor-
gaben des Regierungspräsidiums entspricht. 

 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird im Rahmen der Grund-
stücksvergabe Rechnung getragen. Es erge-
ben sich keine Änderungserfordernisse am 
Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 

Die regionalplanerischen Dichtewerte werden nach der 
vorliegenden Rechnung eingehalten.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

Eine Abwägungsentscheidung wird nicht er-
forderlich. 

Durch die Festsetzung von 0,9 ha als Grünflächen sol-
len die Kalt- und Frischluftschneisen (stadtbedeutsa-
mes lokales Windsystem laut Landschafts- und Maß-
nahmenplan) erhalten und gesichert werden. Inwieweit 
die Freihaltung eines Grünzuges zwischen der Bebau-
ung im Westen und der geplanten Bebauung eine kli-
matisch funktionierende Anbindung an den innerstädti-
schen Grünzug zur Trennung der gewerblichen und 
wohnbaulichen Nutzungen gewährleisten kann, und 
somit die Anforderungen an das „Vorbehaltsgebiet für 
besondere Klimafunktionen" erfüllt werden, kann nicht 
beurteilt werden.  

  

Sofern den Bedenken seitens der Landwirtschaft 
Rechnung getragen wird, kann die FNP-Änderung un-
ter Hinweis auf § 1 Abs. 4 BauGB als an die Ziele der 
Raumordnung angepasst gelten. 
 

Es wird auf die unten stehenden Ausführungen zu den Be-
langen Landwirtschaft/Feldflur verwiesen. 

An der Änderung des Flächennutzungsplans 
wird festgehalten. 
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Regierungspräsidium Darmstadt 

Schreiben vom 31.05.2019 Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Aus naturschutzfachlicher Sicht nehme ich zu der 
24. Änderung des Flächennutzungsplanes „Erweiterung 
Bannholzgraben" wie folgt Stellung: Wie bereits mitge-
teilt überlagert die Änderung für den Bereich „Erweite-
rung Bannholzgraben" kein ausgewiesenes oder ge-
plantes Natur- bzw. Landschaftsschutzgebiet.  
Zu weiteren naturschutzfachlichen Belangen verweise 
ich auf die Stellungnahme der unteren Naturschutzbe-
hörde des Landkreises Bergstraße.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

Eine Abwägungsentscheidung wird nicht er-
forderlich. 

Aus Sicht des öffentlichen Belanges Landwirt-
schaft/Feldflur nehme ich zu der FNP-Änderung wie 
folgt Stellung:  
Vorliegend wird die Umwandlung der Flächendarstel-
lung „Fläche für die Landwirtschaft" in eine „Wohnbau-
fläche" (4,4 ha) und in den Randbereichen als „Grünflä-
chen" (0,9 ha) beantragt.  
Der Geltungsbereich der Flächennutzungsplanände-
rung wird gegenwärtig landwirtschaftlich intensiv ge-
nutzt, wobei es sich um hochwertige landwirtschaftliche 
Flächen handelt, die im „landwirtschaftlichen Fachplan 
Südhessen" (LFS) in der höchsten Wertigkeitsstufe 1 a 
aufgeführt sind. Diese sind gut erschlossen und in grö-
ßere Bewirtschaftungseinheiten aufgeteilt.  
Aus den Unterlagen geht hervor, dass die Stadt Viern-
heim in einem Umfang von insgesamt ca. 34 ha bereits 
über im RPS/Reg FNP 2010 als „Vorranggebiet Sied-
lung, Planung" ausgewiesene Flächen verfügt, die je-
doch gegenwärtig nicht sinnvoll entwickelt werden kön-
nen, da sich viele Flächen in Privateigentum befinden. 
Dabei handelt es sich um die im Flächennutzungsplan 
ausgewiesenen Bauflächen „Nordweststadt II" (ca. 23 
ha) und „Bannholzgraben Ost" (ca. 11 ha). Die Stadt 
Viernheim beabsichtige daher vorrangig die Fläche 
„Erweiterung Bannholzgraben" zu entwickeln, da diese 
sich im Eigentum der Stadt befindet. Zwar ist dies 

Der Regionalplan Südhessen weist der Stadt Viernheim für 
die Wohnsiedlungsentwicklung in den Jahren 2002 – 2020 
eine Fläche von 58 ha zu.  
Als neue Wohnbaufläche wurde in diesem Zeitraum nur das 
Baugebiet „Schmittsberg II“ mit 5,2 ha realisiert. In dem im 
Jahr 2002 bereits erschlossenen Baugebiet „Bannholzgra-
ben“ wurden im Zeitraum bis 2012 ca. 2 ha Wohnbaufläche 
vermarktet. Auf regionalplanerischer Ebene relevante In-
nenentwicklungen durch Umnutzung von Gewerbeflächen in 
Wohnbauflächen oder durch Nachverdichtungen ergaben 
sich seit 2002 nicht. Somit ergeben sich nur ca. 7,2 ha 
Wohnbaufläche, mit denen bislang dem regionalplaneri-
schen zugestandenen Bedarf Rechnung getragen wurde.  
Die Möglichkeiten einer Bedarfsdeckung im Innenbereich 
wurden im „Stadtentwicklungskonzept Wohnen und Gewer-
be STEK Viernheim 2030“ (Georg Consulting, August 2017) 
sowie gesondert nochmals im Januar 2019 durch die Stadt-
verwaltung eingehend untersucht. Im Ergebnis kann von 
einer möglichen Bedarfsdeckung durch Maßnahmen der 
Innenentwicklung von ca. 5,7 ha (STEK Viernheim 2030) 
bzw. 4,9 ha (Stadtverwaltung Viernheim, Januar 2019) aus-
gegangen werden. 
Im Ergebnis zeigt sich, dass die beide Bauflächen „Nord-
weststadt“ und “Bannholzgraben Ost“ mit zusammen ca. 34 
ha reichen somit nicht aus, um – gemeinsam mit Maßnah-
men der Innenentwicklung - den regionalplanerisch zuge-

Die Stadt Viernheim sieht keine Möglichkeit, 
auf Ebene des Flächennutzungsplans auf be-
reits dargestellte Wohnbauflächen verzichten 
zu können. Der Anregung wird daher nicht 
entsprochen.  
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nachvollziehbar, jedoch bestehen aus landwirtschaftli-
cher Sicht grundsätzliche Bedenken gegen die Inan-
spruchnahme der sehr guten landwirtschaftlichen Flä-
chen, zumal diese im Flächennutzungsplan der Stadt 
Viernheim als „Fläche für die Landwirtschaft" dargestellt 
sind. Daher wird aus Sicht des öffentlichen Belanges 
Landwirtschaft/Feldflur angeregt, im Gegenzug das 
Plangebiet „Bannholzgraben Ost" als „Vorranggebiet für 
Landwirtschaft" auszuweisen. Neben der mangelnden 
Flächenverfügbarkeit der Stadt Viernheim, bestehen in 
diesem Bereich auch erhebliche Verkehrslärmimmissi-
onen durch die südlich verlaufende Autobahn A 659, 
die das Gebiet als Wohnbaufläche eher unattraktiv 
machen.   

standenen Entwicklungsbedarf zu decken. Vielmehr ver-
bleibt ein bedarf von ca. 10 – 11 ha, der auch durch das 
Baugebiet „Erweiterung Bannholzgraben“ nur etwa zur Hälf-
te gedeckt werden kann. 
Durch eine Rücknahme von Bauflächen an anderer Stelle – 
etwa wie angeregt im Bereich „Bannholzgraben Ost“ – wür-
den der Stadt Viernheim für die ihr raumordnerisch zuge-
wiesene Aufgabe der Bereitstellung ausreichender Flächen 
für die Wohnbauentwicklung keine ausreichenden Flächen-
potenziale mehr zur Verfügung stehen. Damit würde bereits 
auf regionalplanerischer Ebene eine Diskrepanz zwischen 
den zur Umsetzung des raumordnerisch zugestandenen 
Wohnbauentwicklung erforderlichen Flächen und den 
raumordnerisch hierfür zugestandenen Flächen entstehen. 
Zudem ist zu beachten, dass im Rahmen der Konkretisie-
rung der Planungen für die einzelnen Flächen davon aus-
zugehen ist, dass die raumordnerisch für die Wohnbauent-
wicklung zugestandenen Flächen nicht vollumfänglich als 
Wohnbauland entwickelt werden können. Gründe hierfür 
können unter anderem die Abstandserfordernisse zu den 
Autobahnen, artenschutzrechtliche Belange sowie die in der 
dritten Änderung des Landesentwicklungsplans verankerten 
Abstandserfordernisse zu Freileitungen sein. 
 
Die Stadt Viernheim sieht daher keine Möglichkeit, auf Ebe-
ne des Flächennutzungsplans auf bereits dargestellte 
Wohnbauflächen verzichten zu können. 

Für die weitere Planung wird bereits jetzt anregt, den 
naturschutzfachlichen Ausgleich möglichst ohne Bean-
spruchung weiterer landwirtschaftlicher Flächen umzu-
setzen. Maßnahmen an Gewässern, im Wald sowie der 
Ankauf von Biotopwertpunkte von bereits umgesetzten 
Maßnahmen werden begrüßt. 
 

Die Anregung bezieht sich nicht auf mögliche Regelungsin-
halte eines Flächennutzungsplans.  
Der Anregung wurde jedoch im Bebauungsplanverfahren 
Rechnung getragen, indem eine bereits umgesetzte Ge-
wässerrenaturierungsmaßnahme als Ausgleichsmaßnahme 
zugeordnet wurde und indem artenschutzrechtlichen Anfor-
derungen bei Beibehaltung einer landwirtschaftlichen Nut-

Der Anregung wird im Rahmen der Erstellung 
des Bebauungsplans Rechnung getragen. Es 
ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 
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zung entsprochen wird. 

Aus Sicht des öffentlichen Belanges Landwirt-
schaft/Feldflur bestehen gegen die Inanspruchnahme 
der landwirtschaftlich intensiv genutzten und hochwer-
tigen Flächen grundsätzliche Bedenken. Diese können 
zurückgestellt werden, wenn die Baufläche „Bannholz-
graben Ost", die im Flächennutzungsplan der Stadt 
Viernheim noch nicht als geplante Baufläche enthalten 
ist und mangels Flächenverfügbarkeit und Lärmimmis-
sionen ohnehin schwer entwickelbar ist, im Gegenzug 
zur vorliegenden Planung als „Vorranggebiet für Land-
wirtschaft" zurückgegeben wird. 

Die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen für die 
weitere Siedlungsentwicklung ist zwingend erforderlich, da 
eine vollständige Deckung des Wohnbaulandbedarfs im 
Innenbereich nicht möglich ist und im Außenbereich andere 
Flächen als landwirtschaftliche Flächen für eine Siedlungs-
entwicklung nicht zur Verfügung stehen. Im Übrigen wird auf 
die obigen Ausführungen verwiesen. 
Die Stadt Viernheim sieht keine Möglichkeit, auf Ebene des 
Flächennutzungsplans auf bereits dargestellte Wohnbauflä-
chen verzichten zu können. 

Die Stadt Viernheim sieht keine Möglichkeit, 
auf Ebene des Flächennutzungsplans auf be-
reits dargestellte Wohnbauflächen verzichten 
zu können. Der Anregung wird daher nicht 
entsprochen. 

Aus Sicht der Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt 
Darmstadt nehme ich zu dem o. a. Bebauungsplan 
sowie zur Änderung des Flächennutzungsplans wie 
folgt Stellung: 
Wasserversorgung/ Grundwasserschutz 
Bei der geplanten Versickerung von nicht schädlich 
verunreinigtem Niederschlagswasser, ist eine qualitati-
ve Beeinträchtigung des Grundwassers durch diese 
auszuschließen. Das Arbeitsblatt DWA-A 138 „Planung, 
Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von 
Niederschlagswasser" sowie das Merkblatt DWA-M 153 
„Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regen-
wasser" sind zu beachten. Die Mächtigkeit des Sicker-
raums sollte, bezogen auf den höchst gemessenen 
Grundwasserstand, mindestens 1 Meter betragen.  

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Die Anregungen betreffen nicht die Planungsebene des 
Flächennutzungsplans oder Bebauungsplans, sondern sind 
im Rahmen der Planung der Niederschlagswasseranlagen 
zu beachten. Die Genehmigung der Niederschlagswasser-
bewirtschaftung erfolgt in einem eigenständigen wasser-
rechtlichen Verfahren. 

 
Die Planung der Niederschlagswasseranlagen 
erfolgt parallel zur weiteren Konkretisierung 
des Bebauungsplans. 

Das Planungsgebiet liegt im Einflussbereich des 
Grundwasserbewirtschaftungsplans Hessisches Ried. 
Im Einzelnen sind die Vorgaben des Grundwasserbe-
wirtschaftungsplans Hessisches Ried, mit Datum vom 
9. April 1999 festgestellt und veröffentlicht im Staatsan-
zeiger für das Land Hessen „21 / 1999 S. 1659" in der 
Fassung vom 17. Juli 2006 veröffentlicht im Staatsan-

Die Anregung bezieht sich nicht auf mögliche Regelungsin-
halte eines Flächennutzungsplans.  
Der Anregung wurde jedoch bereits im Bebauungsplanver-
fahren durch einen entsprechenden Hinweis Rechnung 
getragen. 

Der Anregung wird im Rahmen der Erstellung 
des Bebauungsplans Rechnung getragen. Es 
ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 
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zeiger 31 / 2006 S. 1704, zu beachten. Ich bitte Sie 
einen entsprechenden Hinweis in den Textteil des Be-
bauungsplans aufzunehmen.  

In dem Plangebiet ist mit sehr hohen Grundwasser-
ständen (Grundwasserflurabstände 2-3 m, Quelle: 
Grundwasserflurabstandskarten des Hessischen Lan-
desamts für Naturschutz, Umwelt und Geologie) zu 
rechnen. Zur Vermeidung von Setzrissschäden bzw. 
Vernässungsschäden sind in der Bauleitplanung 
grundsätzlich die minimalen und maximalen Grund-
wasserflurabstände zu berücksichtigen. Die erforderli-
chen baulichen Vorkehrungen - z.B. Vorgaben zur ma-
ximalen Einbindetiefe von Gebäuden oder spezielle 
Gründungsmaßnahmen - sollten in dem Bebauungs-
plan festgesetzt werden, damit die ausgewiesene Nut-
zung ohne Gefahr der Vernässung realisierbar ist. 
Flächen mit sehr hohen Grundwasserständen (0 bis 
3,00 m Flurabstand) sind gemäß§ 9 Abs. 5 BauGB im 
Bebauungsplan als vernässungsgefährdete Gebiete zu 
kennzeichnen.  
Bitte nehmen Sie ggf. die Festsetzungen vor. Außer-
dem bitte ich Sie einen Hinweis bezüglich der Lage 
innerhalb des Grundwasserbewirtschaftungsplans auf-
zunehmen. 

Die Anregung bezieht sich nicht auf mögliche Regelungsin-
halte eines Flächennutzungsplans.  
Der Anregung wurde jedoch bereits im Bebauungsplanver-
fahren durch einen entsprechenden Hinweis Rechnung 
getragen. 

Der Anregung wird im Rahmen der Erstellung 
des Bebauungsplans Rechnung getragen. Es 
ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 

Bodenschutz  
Zu dem o. a. Vorhaben nehme ich aus bodenschutz-
fachlicher Sicht wie folgt Stellung: 
1. Nachsorgender Bodenschutz 
Aus der Altflächendatei ALTIS des Hessischen Lan-
desamtes für Umwelt und Geologie ergeben sich für 
den Plangeltungsbereich keine Hinweise auf das Vor-
handensein von Altflächen (Altstandorte, Altablagerun-
gen), schädliche Bodenveränderungen und/oder 
Grundwasserschäden. Von meiner Seite bestehen 

 
Die Anregung bezieht sich nicht auf mögliche Regelungsin-
halte eines Flächennutzungsplans.  
Der Anregung wurde jedoch bereits im Bebauungsplanver-
fahren durch einen entsprechenden Hinweis Rechnung 
getragen. 

 
Der Anregung wird im Rahmen der Erstellung 
des Bebauungsplans Rechnung getragen. Es 
ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 
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somit nach derzeitigem Kenntnisstand keine Bedenken 
gegen das o. a. Vorhaben.  
Ich bitte, folgenden Hinweis in die textlichen Festset-
zungen zum Bebauungsplan aufzunehmen: 

 Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den 
Boden erfordern, ist auf organoleptische Auffällig-
keiten zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten 
Kenntnisse, die den Verdacht einer schädlichen 
Bodenveränderung begründen, sind diese umge-
hend der zuständigen Behörde, dem Regierungs-
präsidium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und 
Umwelt Darmstadt, Dezernat IV/Da 41.5, Boden-
schutz, mitzuteilen. Darüber hinaus ist ein Fachgut-
achter in Altlastenfragen hinzuzuziehen. 
 
Schädliche Bodenveränderungen im Sinne des § 2 
Abs.3 Bundes-Bodenschutzgesetz sind Beeinträch-
tigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, 
Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Be-
lästigungen für den einzelnen oder die Allgemein-
heit herbeizuführen. 

2. Vorsorgender Bodenschutz 
Meine Stellungnahme vom 22. März 2018 behält wei-
terhin Gültigkeit. 
 
Stellungnahme vom 22. März 2018: 
Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend um-
gegangen werden, § 1a Abs. 2 Baugesetzbuch. Bei 
Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen 
seiner natürlichen Funktionen sowie seiner Funktion als 
Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so weit wie 
möglich vermieden werden, § 1 Satz 3 Bundes-
Bodenschutzgesetz.  
Die Behandlung des Schutzguts Boden gliedert sich in 

 
Die Anregung bezieht sich nicht auf mögliche Regelungsin-
halte eines Flächennutzungsplans.  
Der Anregung wurde jedoch bereits im Bebauungsplanver-
fahren Rechnung getragen. 

 
Der Anregung wird im Rahmen der Erstellung 
des Bebauungsplans Rechnung getragen. Es 
ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 
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Anlehnung an Anlage 1 BauGB in folgende Punkte, auf 
die im Umweltbericht einzugehen ist:  
1. Bodenziele  
o Beschreibung der Ziele und Bodenschutzklausel im 
Umweltbericht  
2. Bestandsaufnahme Boden und Bodenfunktionen  
o Beschreibung und Bewertung der Bodenfunktionen 
(z. B. auf der Grundlage der Bodenfunktionsbewertung 
des Bodenviewers 
http://bodenviewer.hessen.de/viewer.htm)  
3. Vorbelastungen Boden  
o Prüfung des Planbereiches auf bekannte Bodenver-
unreinigungen (nachsorgender Bodenschutz)  
4. Zusammenfassende Bewertung Boden  
o Darlegung der Schlussfolgerung aus Bestandsauf-
nahme und Vorbelastungen  
5. Boden und Erheblichkeit des Eingriffes  
o Ableitung der Erheblichkeit im Umweltbericht aus 
Flächengröße, Tiefe des Eingriffs, dem bestehenden 
Funktionserfüllungsgrad und der zu erwartenden Funk-
tionsminderung  
6. Auswirkungsprognose Boden bei Nichtdurchführung 
der Planung  
o Entspricht i.d.R. dem Ist-Zustand (s.a. Nr. 2)  
7. Auswirkungsprognose Boden bei Durchführung der 
Planung  
o Gegenüberstellung der Durchführung und Nicht-
Durchführung  
o Erarbeitung einer Bilanzierung  
o Ableitung des Kompensationsbedarfs  
8. Vermeidung und Verringerung des Bodeneingriffes  
o Beschreibung von Maßnahmen zur Reduzierung des 
Flächenverbrauchs  
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o Vorrangige Inanspruchnahme von Böden mit geringe-
rem Funktionserfüllungsgrad  
9. Bodenausgleichsmaßnahmen  
10. Planungsalternativen Boden  
Die Angaben im Umweltbericht müssen erkennen las-
sen, inwieweit die beabsichtigte zusätzliche Inan-
spruchnahme der bisher nicht baulich genutzten Flä-
chen durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, 
Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innen-
entwicklung vermieden oder vermindert werden kann 
(Planungsalternativen).  
11. Methoden, Schwierigkeiten, Lücken - Boden  
o Ggfs. Hinweise auf fehlende Datengrundlagen und 
Folgerungen  
12. Monitoring Boden  
o Darstellung der Wirksamkeit der getroffenen Vermei-
dungs-, Verminderungs- und Ausgleichmaßnahmen  
13. Allgemeine Zusammenfassung Boden  
Details zur Durchführung der Umweltprüfung aus Sicht 
des Schutzguts Boden finden sich in der im Auftrag des 
Hessischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz erstellten „Arbeitshil-
fe zur Berücksichtigung von Bodenschutzbelangen in 
der Abwägung und der Umweltprüfung nach BauGB in 
Hessen“. Diese Arbeitshilfe ist nebst kommentierten 
Prüfkatalogen und Auswertungskarten auf der Internet-
seite des Hessischen Landesamtes für Umwelt und 
Geologie einsehbar:  
http://www.hlug.de/start/boden/planung.html 

Darüber hinaus weise ich auf folgendes hin:  
Die ausschließliche Anwendung der Kompensations-
verordnung von 2005 oder die Beschränkung auf eine 
arten- und biotopbezogene Kompensation ist nicht aus-
reichend. Die Grundlagen für die Bewertung und Be-

 
Die Anregung bezieht sich nicht auf mögliche Regelungsin-
halte eines Flächennutzungsplans.  
Der Anregung wird im Bebauungsplanverfahren Rechnung 

 
Der Anregung wird im Rahmen der Erstellung 
des Bebauungsplans Rechnung getragen. Es 
ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
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rechnung planungsbedingter Bodenbeeinträchtigungen, 
möglicher Minderungsmaßnahmen und zur Ermittlung 
des resultierenden Kompensationsbedarfs für das 
Schutzgut Boden sind der Arbeitshilfe „Kompensation 
des Schutzgutes Boden in der Bauleitplanung nach 
BauGB - Arbeitshilfe zur Ermittlung des Kompensati-
onsbedarfs für das Schutzgut Boden in Hessen und 
Rheinland Pfalz" des Hessischen Landesamtes für 
Naturschutz, Umwelt und Geologie (HLNUG) und dem 
Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz 
zu entnehmen.  
Dieses Regelwerk ist abrufbar unter  
https://umwelt.hessen.de/sites/default/files/media/hmue
lv/arbeithilfe_kompensation_bode n_bauleitplan_2.pdf  
Die neue hessische Kompensationsverordnung vom 
24.10.2018 fordert ebenfalls eine solche weitergehende 
Berücksichtigung des Schutzgutes Boden. 

getragen. zungsplans. 

Immissionsschutz  
Aufgrund der Nähe zum Flugplatz Weinheim und des-
sen Flugbetrieb an Samstagen, Sonn- und Feiertagen 
mit Motorflugzeugen als Schleppflugzeug sowie Motor-
seglern sollte eine Aussage über deren Geräuschbelas-
tung gemacht werden. Aufgrund der Lage der Start-
bahn kann es dazu kommen, dass das Schleppflug-
zeug über das Wohngebiet ab- oder eindreht um wie-
der zum Flugplatz zurück zu kommen.  
 
Wie bereits in meiner ersten Stellungnahme zu dem 
Verfahren angeregt, sollte der Fluglärm betrachtet wer-
den, diese ist bisher nicht erfolgt, von daher bestehen 
meine Bedenken weiterhin.  

 
Aufgrund der geringen Anzahl der Flugbewegungen im rei-
nen Motorflug oder F-Schlepp und die auf den Tag be-
schränkten Betriebszeit erscheint der Flugplatz Weinheim 
für die Wohnbebauung im nordöstlichen Viernheim nicht 
relevant. Auf ein Schallgutachten wird daher verzichtet. 

 
Auf eine gutachterliche Bewertung des Flugbe-
triebs kann verzichtet werden. 

Aus Sicht der Dezernate Oberflächengewässer und 
Abwasser bestehen gegen die Änderung des Flächen-
nutzungsplans keine Bedenken. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwägungsentscheidung wird nicht er-
forderlich. 
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Meine o. g. Stellungnahme seitens der Bergaufsicht 
hat weiterhin Gültigkeit. 
Aktuelle Betriebe/Konzessionen: Es befinden sich keine 
aktuell unter Bergaufsicht stehenden Betriebe im Plan-
bereich und dessen näherer Umgebung. Das Gebiet 
wird von einem Erlaubnisfeld zur Aufsuchung von Koh-
lenwasserstoffen überdeckt. Der Bergaufsicht sind je-
doch keine das Vorhaben beeinträchtigenden Aufsu-
chungsaktivitäten bekannt. 
Gefährdungspotential aus früheren bergbaulichen Tä-
tigkeiten: Im Plangebiet ist meinen Unterlagen zufolge 
bisher kein Bergbau umgegangen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwägungsentscheidung wird nicht er-
forderlich. 

Ich beteilige den Kampfmittelräumdienst im Rahmen 
von Bauleitplanverfahren ausnahmsweise nur dann, 
wenn von gemeindlicher Seite im Rahmen des Bauleit-
planverfahrens konkrete Hinweise auf das mögliche 
Vorkommen von Kampfmitteln erfolgt sind. In dem mir 
von Ihnen zugeleiteten Bauleitplanverfahren haben Sie 
keine Hinweise dieser Art gegeben. Deshalb habe ich 
den zentralen Kampfmittelräumdienst nicht beteiligt. Es 
steht Ihnen jedoch frei den Kampfmittelräumdienst di-
rekt zu beteiligen. Mündliche Anfragen können Sie an 
Herrn Schwetzler, Tel. 06151-125714, schriftliche An-
fragen an das Regierungspräsidium Darmstadt, Dezer-
nat 1 18, Zentraler Kampfmittelräumdienst, richten. 

Es wird auf die gesonderte Stellungnahme des Kampfmittel-
räumdienstes verwiesen (siehe unten) 

Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 

 
Regierungspräsidium Darmstadt - Kampfmittelräumdienst 

Schreiben vom 25.04.2019 Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Die Auswertung der beim Kampfmittelräumdienst vor-
liegenden Kriegsluftbilder hat ergeben, dass sich das 
im Lageplan näher bezeichnete Gelände am Rande 
eines Bombenabwurfgebietes befindet.  
Es gibt jedoch keinen begründeten Verdacht, dass auf 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Die im Rahmen der Untersuchungen zu archäologischen 
Fundstellen durchgeführte Magnetometerprospektion wurde 
auch in Bezug auf Kampfmittel ausgewertet. Es wurden 
dabei verschiedene Anomalien festgestellt, die als mögliche 

Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 
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Regierungspräsidium Darmstadt - Kampfmittelräumdienst 

Schreiben vom 25.04.2019 Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

der Fläche mit dem Auffinden von Bombenblindgän-
gern zu rechnen ist. Da auch sonstige Erkenntnisse 
über eine mögliche Munitionsbelastung dieser Fläche 
nicht vorliegen, ist eine systematische Flächenabsuche 
nicht erforderlich.  
Soweit entgegen den vorliegenden Erkenntnissen im 
Zuge der Bauarbeiten doch ein kampfmittelverdächtiger 
Gegenstand gefunden werden sollte, bitte ich Sie, den 
Kampfmittelräumdienst unverzüglich zu verständigen.  
Sie werden gebeten, diese Stellungnahme in allen 
Schritten des Bauleitverfahrens zu verwenden, sofern 
sich keine wesentlichen Flächenänderungen ergeben. 

Kampfmittel zu interpretieren waren. Daher wurde die Ge-
sellschaft für Liegenschaftskonversion GmbH, Schorfheide, 
mit einer Räumung beauftragt.  
Gemäß Schreiben vom 14.03.2019 wurde die Kampfmittel-
freiheit bescheinigt. 
 

 
Kreis Bergstraße der Kreisausschuss  

Schreiben vom 03.05.2019 Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Städtebau-, Bauplanungs- und Bauordnungsrecht  
Zum vorliegenden Entwurf werden keine weiteren Be-
lange oder Anregungen vorgetragen. Die im Rahmen 
der Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB erfolgten Hin-
weise wurden im weiteren Verfahren aufgegriffen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 

Untere Naturschutzbehörde  
1. Wir begrüßen den Verzicht auf eine äußere Er-

schließung, wie sie im Vorentwurf zum Flächennut-
zungsplan/Bebauungsplan enthalten war. Durch die 
nunmehr geplante Erschließung über vorhandene 
Verkehrswege innerhalb der bestehenden Siedlungs-
flächen werden Eingriffe in Natur und Landschaft wir-
kungsvoll vermieden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 

2. Zum Vorentwurf von Flächennutzungs-
plan/Bebauungsplan haben wir darauf hingewiesen, 
dass in dem "Artenschutzkurzbericht" die Ver-
schlechterung der lokalen Population infolge von Stö-
rungen benannt wird. Eine Verschlechterung der lo-

Ergebnis der artenschutzrechtlichen Untersuchungen ist, 
dass eine unmittelbare Zerstörung von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten streng geschützter Arten bzw. europäischer 
Vogelarten nicht zu befürchten ist.  

Die Konkretisierung gegebenenfalls erforderli-
cher artenschutzrechtlichen Vermeidungs-
maßnahmen bleibt dem Bebauungsplan bzw. 
weiteren nachfolgenden Planungsschritten 
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Kreis Bergstraße der Kreisausschuss  

Schreiben vom 03.05.2019 Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

kalen Population stellt einen Verstoß gegen die ar-
ten-schutzrechtlichen Verbote des § 44 BNatSchG 
dar, der mit erheblichen Folgewirkungen bei der Be-
handlung innerhalb der Bauleitplanung verbunden ist. 
Zugleich haben wir auf die Diskrepanz dieser Aussa-
gen zu den Ausführungen in der Begründung zum 
Bebauungsplan sowie zum Flächennutzungsplan 
hingewiesen.  
In der Abwägung erfolgt diesbezüglich die Aussage, 
dass die Verwaltung "die seitens des Gutachters vor-
geschlagenen Maßnahmen (…) zumindest teilweise 
nicht als zwingend erforderlich bzw. zweckmäßig o-
der zielführend erachtet“.  
Eine nachvollziehbare Entkräftung der in dem "Arten-
schutzkurzbericht" getroffenen Aussage über die 
Verschlechterung des Erhaltungszustands der loka-
len Population ist damit nach unserer Einschätzung 
nicht gegeben. Sofern die Verwaltung der Stadt 
Viernheim der Ansicht ist, dass nicht nur die Maß-
nahmen, sondern vor allem die Kernaussage (Ver-
schlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen 
Population) nicht zutreffend sei, regen wir zwecks 
Verbesserung der Rechtssicherheit der Bauleitpla-
nung an, eine eindeutige gutachterliche Aussage 
hinsichtlich eines möglichen Verstoßes gegen die ar-
tenschutzrechtlichen Verbote erstellen zu lassen. Ei-
ne solche wäre im Rahmen der Erstellung einer ar-
tenschutzrechtlichen Prüfung zu erwarten gewesen. 
Eine artenschutzrechtliche Prüfung liegt uns nicht vor 
und ist auch nicht ist uns jedoch nicht bekannt Ge-
genstand der amtlichen Bekanntmachung auf der 
Homepage der Stadt. 

Nicht auszuschließen ist jedoch eine indirekte erhebliche 
Störung auf störanfällige Vogelarten durch Haustiere, Hun-
de und Katzen, die zu einer Verschlechterung der lokalen 
Populations-Erhaltungszustände von Arten des Umfeldes - 
insbesondere bei schlechten bis unzureichenden Erhal-
tungszuständen (z.B. für Bluthänflinge, Feldsperling, Ku-
ckuck, Türken- und Turteltaube) – führen können. Dieses 
Belastungspotenzial ist jedoch angesichts der bereits be-
stehenden Wohnbebauung schon heute vorhanden. Wei-
terhin kann möglichen Auswirkungen durch eine weiter in 
den Freiraum rückende Wohnbebauung im Bebauungsplan 
durch Ausweisung von Randgrünstreifen als Pufferzonen, 
durch die Aufwertung angrenzend liegender Flächen der 
Agrarflur, aber auch durch eine Steuerung der Zugänglich-
keit zu umgebenden Grünbereichen begegnet werden.  
Artenschutzrechtliche Belange können daher nicht so weit-
gehend betroffen sein, dass der Vollzug einer Änderung des 
Flächennutzungsplans an artenschutzrechtlichen Verboten 
scheitern könnte. Die Konkretisierung gegebenenfalls erfor-
derlicher artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen 
kann dem Bebauungsplan bzw. weiteren nachfolgenden 
Planungsschritten vorbehalten bleiben. 
 

vorbehalten. 
Es erfolgt keine Änderung am Entwurf der 24. 
Änderung des Flächennutzungsplans. 

3. Wir regen an, die in der Begründung benannte und in 
dem städtebaulichen Strukturkonzept (s. Abbildung 
S. 16 in der Begründung) dargestellte Ortsrandein-

Angesichts der übergeordneten Funktion eines Flächennut-
zungsplans und der fehlenden Parzellenschärfe wird keine 
Erforderlichkeit für die Darstellung einer Grünfläche am 

Es erfolgt keine Änderung am Entwurf der 24. 
Änderung des Flächennutzungsplans. 
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Kreis Bergstraße der Kreisausschuss  

Schreiben vom 03.05.2019 Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

grünung auf der Nordseite adäquat zu der Grünflä-
che am Westrand als Darstellung "öffentliche Grün-
fläche" aufzunehmen. 

nördlichen Rand des Geltungsbereichs gesehen. Der gültige 
Flächennutzungsplan weist zudem für das bereits realisierte 
Baugebiet „Bannholzgaben“ ebenfalls keine Darstellungen 
von Randgrünbereichen auf. 
Der Verzicht auf eine Darstellung von Randgrünbereichen 
lässt die Möglichkeit offen, dass im Bebauungsplan den-
noch den Belangen einer Einbindung der Siedlungsfläche in 
die Landschaft durch einen entsprechend ausgestalteten 
Grünstreifen Rechnung getragen werden kann. Insofern 
stellt der Verzicht auf die Darstellung eines Randgrünstrei-
fens im Flächennutzungsplan keinen Widerspruch zur städ-
tebaulichen Konzeption dar.  

Untere Wasserbehörde  
Aus wasserrechtlicher und wasserwirtschaftlicher Sicht 
bestehen keine grundsätzlichen Bedenken die Ände-
rung des Flächennutzungsplans. 
Wir möchten allerdings darauf hinweisen, dass es in 
unmittelbarer Nähe zum Bebauungsplan Nr. 291-00 
nicht erschlossene Anwesen gibt, da dorthin weder das 
Frisch- noch das Abwassernetz reicht. Wir empfehlen 
zumindest den recht kompakt bebauten Bereich des 
Alten Weinheimer Wegs hinter dem Bannholzgraben 
gemäß dem Konzept von GKW Ingenieure aus dem 
Jahr 2001 anzuschließen. 
 

Die Stellungnahme bezieht sich nicht auf mögliche Rege-
lungsinhalte eines Flächennutzungsplanes. Selbst in dem 
aus dem Flächennutzungsplan zu entwickelnden Bebau-
ungsplan ergeben sich in Bezug auf die vorgetragenen An-
regungen keine Regelungserfordernisse.  
Die Stellungnahme kann daher erst im Rahmen der zeitlich 
und sachlich dem Bebauungsplan nachfolgenden Entwäs-
serungsplanung Berücksichtigung finden.  
 

Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 

Raumentwicklung, Landwirtschaft und Denkmal-
schutz  
Die Änderung zum Flächennutzungsplan dient der Vor-
bereitung einer Erweiterung des Baugebiets Bannholz-
graben um ca. 5,3 ha. Es sollen die planungsrechtli-
chen Voraussetzungen für eine verdichtete Wohnbe-
bauung mit einer Mischung aus Ein-, Zwei- und Mehr-
familienhäusern in Form von Einzel-, Doppel- und Rei-
henhäusern geschaffen werden. 
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Kreis Bergstraße der Kreisausschuss  

Schreiben vom 03.05.2019 Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

 

Raumentwicklung  
Von Seiten der Raumentwicklung werden keine Anre-
gungen oder Bedenken vorgebracht. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 

Landwirtschaft  
Aus Sicht des öffentlichen Belangs Landwirt-
schaft/Feldflur wurde zur 1. Offenlage erhebliche Be-
denken vorgetragen. Leider mussten wir feststellen, 
dass unseren Argumenten keine Bedeutung beige-
messen wurde. Aus Sicht des öffentlichen Belangs 
Landwirtschaft/Feldflur gibt es keine Änderung gegen-
über der ersten Stellungnahme. 
 
 

In der Begründung zur FNP-Änderung ist die Erforderlichkeit 
der Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen darge-
legt. Diese ergibt sich insbesondere aus dem Umstand, 
dass der aktuelle Bedarf an Wohnbaugrundstücken allein 
durch die eher kleinflächigen Maßnahmen zur Innenentwick-
lung nicht gedeckt werden kann. 
Alle an den Siedlungsrand von Viernheim angrenzenden 
und für eine Siedlungserweiterung in Frage kommenden 
Flächen zeigen sich jedoch als landwirtschaftliche Nutzflä-
che, so dass im Außenbereich keine Möglichkeit besteht, 
Baulandflächen auszuweisen, ohne dafür landwirtschaftliche 
Flächen in Anspruch zu nehmen. 

Es erfolgt keine Änderung am Entwurf der 24. 
Änderung des Flächennutzungsplans. 

Denkmalschutz  
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind keine 
Kulturdenkmäler nach § 2 Abs. 1 und § 2 Abs. 3 Hess. 
Denkmalschutzgesetz (HDSchG) bekannt. Ob Boden-
denkmäler nach § 2 Abs. 2 HDSchG im Geltungsbe-
reich bekannt oder zu erwarten sind, bitten wir der Stel-
lungnahme von hessenARCHÄOLOGIE zu entnehmen.

 
Die Stellungnahme haben wir zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme der hessenARCHÄOLOGIE ist ebenfalls 
Gegenstand dieser Abwägung. 

 
Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 

Dorf- und Regionalentwicklung  
Belange der Dorf- und Regionalentwicklung werden 
nicht berührt, daher werden keine Anregungen/ Beden-
ken vorgetragen.  

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 

Gefahrenabwehr / Brandschutz  
Mit der Stellungnahme vom 23.04.2018 haben wir zur 
24. Änderung des FNP die Anforderungen des abweh-
renden Brandschutzes definiert. Benannte Stellung-
nahme besitzt weiterhin Gültigkeit. 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Die Anforderungen des abwehrenden Brandschutzes sind 
bei der Aufstellung des Bebauungsplans sowie – insbeson-
dere - im Rahmen der zeitlich und sachlich nachfolgenden 
Erschließungsplanung zu beachten. 

 
Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 
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Landesamt für Denkmalpflege Hessen - hessenArchäologie 

Schreiben vom 29.04.2019 Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Gegen den vorgesehenen Bebauungsplan werden 
seitens der Denkmalfachbehörde keine weiteren 
grundsätzlichen Bedenken oder Änderungswünsche 
vorgebracht. Die Überprüfung des begründeten Ver-
dachtes der Existenz eines Bodendenkmals durch ein 
facharchäologisches Gutachten hat dessen Existenz 
ausgeschlossen (S. 39-40 Pkt. 7.4.9 der Begründung 
zum FNP).  
Daher ist zur Sicherung von Bodendenkmälern ein 
Hinweis auf § 21 HDSchG wie folgt aufzunehmen:  
„Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt wer-
den, so ist dies dem Landesamt für Denkmalpflege, 
hessenArchäologie, oder der Unteren Denkmalschutz-
behörde unverzüglich anzuzeigen."  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Ein Flächennutzungsplan ist kein auf einen unmittelbaren 
Vollzug ausgelegtes Planungsinstrument. Insofern ist ein 
Hinweis auf die denkmalrechtlichen Mittelungspflichten im 
Flächennutzungsplan nicht zielführend. Vielmehr ist es an-
gebracht, einen solchen Hinweis in dem aus dem Flächen-
nutzungsplan zu entwickelnden Bebauungsplan zu veran-
kern. s 

Es erfolgt keine Änderung am Entwurf der 24. 
Änderung des Flächennutzungsplans. 

Hinweis: Die vorliegende Stellungnahme verhält sich 
ausschließlich zu den öffentlichen Belangen des Bo-
dendenkmalschutzes und der Bodendenkmalpflege. 
Eine gesonderte Stellungnahme zu den Belangen des 
Baudenkmalschutzes und der Baudenkmalpflege be-
hält sich die Denkmalfachbehörde vor. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 

 
Stadtentwässerung Viernheim 

Schreiben vom 15.04.2019 Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

im Inhaltsverzeichnis taucht der Punkt 1 zweimal auf, 
im Bericht taucht der Punkt 1 nur einmal auf. 

Der redaktionelle Fehlerwird korrigiert. Der redaktionelle Fehlerwird korrigiert. 

ich finde es sehr verwirrend, dass in der Begründung 
das Silo einmal noch steht und dann wieder nicht mehr 
vorhanden ist; das Silo ist doch schon vor längerer Zeit 
abgerissen worden oder steht es immer noch oder 
stand es noch am 19. Februar. 

Das Silo wurde erst während des Planungsprozesses ab-
gebrochen, nachdem vorab der Nachweis erbracht wurde, 
dass bei einem möglichen Abbruch keine Fortpflanzungs- 
oder Ruhestätten streng geschützter Arten betroffen sind. 
Zur Dokumentation des Planungsprozesses ist es daher 
erforderlich, trotz des zwischenzeitlich erfolgten Abrisses in 

Es erfolgt keine Änderung an der Begründung 
zur 24. Änderung des Flächennutzungsplans. 
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Stadtentwässerung Viernheim 

Schreiben vom 15.04.2019 Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

der Begründung auf das Silo einzugehen.  

Mit dem §2 Abs. 4 Baugesetzbuch kann ich nichts an-
fangen. 

§ 2 Abs. 4 BauGB regelt die Umweltprüfung im Rahmen der 
Bauleitplanung. 
Im Übrigen wird keine Anregung zu den Inhalten der Pla-
nung vorgetragen. 

Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 

Warum fehlt der Link zum Fachgutachten, wie lange 
soll ich auf der Homepage der Stadt Viernheim suchen 
bis ich diesen Bericht gefunden habe? 
Ansonsten ist die Stadtentwässerung bei der Erschlie-
ßung des Geländes ja eingebunden und so sollte alles 
seinen geordneten Gang gehen. 

Die Verlinkung der Inhalte der Bauleitplanung wurde im 
Rahmen der Behördenbeteiligung ausreichend genau dar-
gelegt.  

Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 

 
Stadtwerke Viernheim 

Schreiben vom 29.04.2019 Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Die geplante Wohnbaufläche im Gebiet „Erweiterung 
Bannholzgraben" kann mit elektrischem Strom in Nie-
derspannung erschlossen werden. Hierfür sind 2 Tra-
fostationen mit entsprechenden Grundstücken erforder-
lich. Durch deren ebenerdige Anordnung wird ein aus-
reichender Schutz vor Überflutung bei Starkregen ge-
währleistet.  

Die Stellungnahme betrifft nicht mögliche Regelungsinhalte 
eines Flächennutzungsplans. Sie ist vielmehr im Rahmen 
der zeitlich und sachlich nachfolgenden Entwicklung des 
Bebauungsplans bzw. bei der Erschließungsplanung zu 
beachten. 

Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 
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 ANLAGE / Stand: 20.05.2019 
 

Bauleitplanung der Stadt Viernheim 
24. Änderung des Flächennutzungsplanes  

im Parallelverfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes 291 „Erweiterung 
Bannholzgraben“ 

Beteiligung i. S. d. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 3 BauGB & Beteiligung der Nach-
bargemeinden gem. § 2 (2) BauGB  

 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit (Offenlage) 
Parallel dazu fand vom 01.04. bis zum 06.05.2019 zum Entwurf der 24. Änderung des Flächennutzungs-
planes im Parallelverfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes 291 „Erweiterung Bannholzgraben die 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB (Offenlage) durch Aushang der Unterlagen im 
Rathaus und Veröffentlichung auf der Homepage der Stadt Viernheim statt.  
Von Seiten der Öffentlichkeit sind im Rahmen der vorgegebenen Frist keine Stellungnahmen eingegan-
gen. 

 
Beteiligung der Nachbargemeinden, der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher 
Belange 
Die nachfolgend aufgelisteten Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 
wurden im Rahmen der Beteiligung der Nachbargemeinden, der Behörden und der sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange gemäß § 2 Abs. 2 BauGB bzw. § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben/Email vom 19.03.2019 
durch die Stadt Viernheim von der Planung unterrichtet und bis zum 06.05.2019 um Stellungnahme zum 
Entwurf der 24. Änderung des Flächennutzungsplanes im Parallelverfahren zur Aufstellung des Bebau-
ungsplanes 291 „Erweiterung Bannholzgraben gebeten:  
 

lfd. Nr. Behörde/ Nachbargemeinde Ort 

1.  Stadtverwaltung Mannheim Mannheim 

2.  Stadtverwaltung Weinheim Weinheim 

3.  Stadtverwaltung Heppenheim Heppenheim 

4.  Stadtverwaltung Lampertheim Lampertheim 

5.  Gemeinde Heddesheim Heddesheim 

6.  Stadtverwaltung Hemsbach Hemsbach 

7.  Regierungspräsidium Darmstadt Darmstadt 

8.  Verband Region Rhein-Neckar Mannheim 

9.  Kreisausschuss des Kreises Bergstraße Heppenheim 

10.  Amt für Bodenmanagement Heppenheim Heppenheim 

11.  Landesamt für Denkmalpflege Hessen Wiesbaden 

12.  hessenArchäologie  

13.  Kampfmittelräumdienst beim RP Darmstadt Darmstadt 

14.  Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen  

15.  BUND Hessen Wiesbaden 
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lfd. Nr. Behörde/ Nachbargemeinde Ort 

16.  BUND Viernheim Viernheim 

17.  Naturschutzbund  

18.  Hessische Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz  

19.  Wanderverband Hessen  

20.  Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Hessen  

21.  Handwerkskammer Heppenheim 

22.  Industrie- und Handelskammer, Darmstadt  Darmstadt 

23.  Ortslandwirt Viernheim 

24.  Stadtentwässerung Viernheim Viernheim 

25.  Stadtwerke Viernheim GmbH Viernheim 

26.  MVV Mannheim Mannheim 

27.  Deutsche Telekom  

28.  Terranets bw GmbH  

29.  Abwasserverband Bergstraße  

 
Von folgenden Nachbargemeinden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sind Stellung-
nahmen eingegangen: 
 

lfd. 

Nr. 
Behörde, 

 
frühzeitige  
Beteiligung 
 

Reguläre 
Beteiligung 

Anregungen im Rah-
men Beteiligung nach 
§ 4 Abs. 2 BauGB 

1.  Stadtverwaltung Mannheim 23.03.2018 24.04.2019 keine 

2.  Stadtverwaltung Weinheim 14.03.2018 01.04.2019 keine 

3.  Regierungspräsidium Darmstadt 19.04.2018   

4.  Kreisausschuss des Kreises Bergstra-
ße 

23.04.2018 03.05.2019 Anregungen 

5.  Amt für Bodenmanagement Heppen-
heim 

11.04.2018 25.04.2019 keine 

6.  Landesamt für Denkmalpflege Hessen, 
Bereich Bau- und Kunstdenkmalpflege 

17.04.2018 25.03.2019 keine 

7.  hessenArchäologie  29.04.2019 Hinweise 

8.  Kampfmittelräumdienst beim RP 
Darmstadt 

 25.04.2019 Hinweise 

9.  Handwerkskammer Rhein-Main, Darm-
stadt 

23.04.2018 30.04.2019 keine 

10.  Stadtentwässerung Viernheim 18.04.2018 15.04.2019 Hinweise 

11.  Stadtwerke Viernheim GmbH 20.04.2018 29.04.2019 Hinweise 

12.  Terranets bw GmbH  21.03.2019 keine 
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Folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange haben Anregungen oder Hinweise zur Änderung des Flächennutzungsplans vorge-
tragen: 
 
Regierungspräsidium Darmstadt - Kampfmittelräumdienst 

Schreiben vom 25.04.2019 Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Die Auswertung der beim Kampfmittelräumdienst vor-
liegenden Kriegsluftbilder hat ergeben, dass sich das 
im Lageplan näher bezeichnete Gelände am Rande 
eines Bombenabwurfgebietes befindet.  
Es gibt jedoch keinen begründeten Verdacht, dass auf 
der Fläche mit dem Auffinden von Bombenblindgän-
gern zu rechnen ist. Da auch sonstige Erkenntnisse 
über eine mögliche Munitionsbelastung dieser Fläche 
nicht vorliegen, ist eine systematische Flächenabsuche 
nicht erforderlich.  
Soweit entgegen den vorliegenden Erkenntnissen im 
Zuge der Bauarbeiten doch ein kampfmittelverdächtiger 
Gegenstand gefunden werden sollte, bitte ich Sie, den 
Kampfmittelräumdienst unverzüglich zu verständigen.  
Sie werden gebeten, diese Stellungnahme in allen 
Schritten des Bauleitverfahrens zu verwenden, sofern 
sich keine wesentlichen Flächenänderungen ergeben. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Die im Rahmen der Untersuchungen zu archäologischen 
Fundstellen durchgeführte Magnetometerprospektion wurde 
auch in Bezug auf Kampfmittel ausgewertet. Es wurden 
dabei verschiedene Anomalien festgestellt, die als mögliche 
Kampfmittel zu interpretieren waren. Daher wurde die Ge-
sellschaft für Liegenschaftskonversion GmbH, Schorfheide, 
mit einer Räumung beauftragt.  
Gemäß Schreiben vom 14.03.2019 wurde die Kampfmittel-
freiheit bescheinigt. 
 

Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 

 
Kreis Bergstraße der Kreisausschuss  

Schreiben vom 03.05.2019 Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Städtebau-, Bauplanungs- und Bauordnungsrecht  
Zum vorliegenden Entwurf werden keine weiteren Be-
lange oder Anregungen vorgetragen. Die im Rahmen 
der Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB erfolgten Hin-
weise wurden im weiteren Verfahren aufgegriffen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 

Untere Naturschutzbehörde  
1. Wir begrüßen den Verzicht auf eine äußere Er-

schließung, wie sie im Vorentwurf zum Flächennut-
zungsplan/Bebauungsplan enthalten war. Durch die 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 
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Kreis Bergstraße der Kreisausschuss  

Schreiben vom 03.05.2019 Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

nunmehr geplante Erschließung über vorhandene 
Verkehrswege innerhalb der bestehenden Siedlungs-
flächen werden Eingriffe in Natur und Landschaft wir-
kungsvoll vermieden. 

2.Zum Vorentwurf von Flächennutzungs-
plan/Bebauungsplan haben wir darauf hingewiesen, 
dass in dem "Artenschutzkurzbericht" die Ver-
schlechterung der lokalen Population infolge von Stö-
rungen benannt wird. Eine Verschlechterung der lo-
kalen Population stellt einen Verstoß gegen die ar-
ten-schutzrechtlichen Verbote des § 44 BNatSchG 
dar, der mit erheblichen Folgewirkungen bei der Be-
handlung innerhalb der Bauleitplanung verbunden ist. 
Zugleich haben wir auf die Diskrepanz dieser Aussa-
gen zu den Ausführungen in der Begründung zum 
Bebauungsplan sowie zum Flächennutzungsplan 
hingewiesen.  
In der Abwägung erfolgt diesbezüglich die Aussage, 
dass die Verwaltung "die seitens des Gutachters vor-
geschlagenen Maßnahmen (…) zumindest teilweise 
nicht als zwingend erforderlich bzw. zweckmäßig o-
der zielführend erachtet“.  
Eine nachvollziehbare Entkräftung der in dem "Arten-
schutzkurzbericht" getroffenen Aussage über die 
Verschlechterung des Erhaltungszustands der loka-
len Population ist damit nach unserer Einschätzung 
nicht gegeben. Sofern die Verwaltung der Stadt 
Viernheim der Ansicht ist, dass nicht nur die Maß-
nahmen, sondern vor allem die Kernaussage (Ver-
schlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen 
Population) nicht zutreffend sei, regen wir zwecks 
Verbesserung der Rechtssicherheit der Bauleitpla-
nung an, eine eindeutige gutachterliche Aussage 
hinsichtlich eines möglichen Verstoßes gegen die ar-
tenschutzrechtlichen Verbote erstellen zu lassen. Ei-

Ergebnis der artenschutzrechtlichen Untersuchungen ist, 
dass eine unmittelbare Zerstörung von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten streng geschützter Arten bzw. europäischer 
Vogelarten nicht zu befürchten ist.  
Nicht auszuschließen ist jedoch eine indirekte erhebliche 
Störung auf störanfällige Vogelarten durch Haustiere, Hun-
de und Katzen, die zu einer Verschlechterung der lokalen 
Populations-Erhaltungszustände von Arten des Umfeldes - 
insbesondere bei schlechten bis unzureichenden Erhal-
tungszuständen (z.B. für Bluthänflinge, Feldsperling, Ku-
ckuck, Türken- und Turteltaube) – führen können. Dieses 
Belastungspotenzial ist jedoch angesichts der bereits be-
stehenden Wohnbebauung schon heute vorhanden. Wei-
terhin kann möglichen Auswirkungen durch eine weiter in 
den Freiraum rückende Wohnbebauung im Bebauungsplan 
durch Ausweisung von Randgrünstreifen als Pufferzonen, 
durch die Aufwertung angrenzend liegender Flächen der 
Agrarflur, aber auch durch eine Steuerung der Zugänglich-
keit zu umgebenden Grünbereichen begegnet werden.  
Artenschutzrechtliche Belange können daher nicht so weit-
gehend betroffen sein, dass der Vollzug einer Änderung des 
Flächennutzungsplans an artenschutzrechtlichen Verboten 
scheitern könnte.  
Der Anregung sollte insoweit gefolgt werden, dass die Kon-
kretisierung erforderlicher artenschutzrechtlichen Vermei-
dungsmaßnahmen und die Erstellung einer artenschutz-
rechtlichen Prüfung zum Bebauungsplan erfolgt.  

Die Konkretisierung gegebenenfalls erforderli-
cher artenschutzrechtlichen Vermeidungs-
maßnahmen erfolgt zum Bebauungsplan. 
Es erfolgt keine Änderung am Entwurf der 24. 
Änderung des Flächennutzungsplans. 
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Kreis Bergstraße der Kreisausschuss  

Schreiben vom 03.05.2019 Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

ne solche wäre im Rahmen der Erstellung einer ar-
tenschutzrechtlichen Prüfung zu erwarten gewesen. 
Eine artenschutzrechtliche Prüfung liegt uns nicht vor 
und ist auch nicht ist uns jedoch nicht bekannt Ge-
genstand der amtlichen Bekanntmachung auf der 
Homepage der Stadt. 

3. Wir regen an, die in der Begründung benannte und in 
dem städtebaulichen Strukturkonzept (s. Abbildung 
S. 16 in der Begründung) dargestellte Ortsrandein-
grünung auf der Nordseite adäquat zu der Grünflä-
che am Westrand als Darstellung "öffentliche Grün-
fläche" aufzunehmen. 

Angesichts der übergeordneten Funktion eines Flächennut-
zungsplans und der fehlenden Parzellenschärfe wird keine 
Erforderlichkeit für die Darstellung einer Grünfläche am 
nördlichen Rand des Geltungsbereichs gesehen. Der gültige 
Flächennutzungsplan weist zudem für das bereits realisierte 
Baugebiet „Bannholzgaben“ ebenfalls keine Darstellungen 
von Randgrünbereichen auf. 
Der Verzicht auf eine Darstellung von Randgrünbereichen 
lässt die Möglichkeit offen, dass im Bebauungsplan den-
noch den Belangen einer Einbindung der Siedlungsfläche in 
die Landschaft durch einen entsprechend ausgestalteten 
Grünstreifen Rechnung getragen werden kann. Insofern 
stellt der Verzicht auf die Darstellung eines Randgrünstrei-
fens im Flächennutzungsplan keinen Widerspruch zur städ-
tebaulichen Konzeption dar.  

Es erfolgt keine Änderung am Entwurf der 24. 
Änderung des Flächennutzungsplans. 

Untere Wasserbehörde  
Aus wasserrechtlicher und wasserwirtschaftlicher Sicht 
bestehen keine grundsätzlichen Bedenken die Ände-
rung des Flächennutzungsplans. 
Wir möchten allerdings darauf hinweisen, dass es in 
unmittelbarer Nähe zum Bebauungsplan Nr. 291-00 
nicht erschlossene Anwesen gibt, da dorthin weder das 
Frisch- noch das Abwassernetz reicht. Wir empfehlen 
zumindest den recht kompakt bebauten Bereich des 
Alten Weinheimer Wegs hinter dem Bannholzgraben 
gemäß dem Konzept von GKW Ingenieure aus dem 
Jahr 2001 anzuschließen. 
 

Die Stellungnahme bezieht sich nicht auf mögliche Rege-
lungsinhalte eines Flächennutzungsplanes. Selbst in dem 
aus dem Flächennutzungsplan zu entwickelnden Bebau-
ungsplan ergeben sich in Bezug auf die vorgetragenen An-
regungen keine Regelungserfordernisse.  
Die Stellungnahme kann daher erst im Rahmen der zeitlich 
und sachlich dem Bebauungsplan nachfolgenden Entwäs-
serungsplanung Berücksichtigung finden.  
 

Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 
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Kreis Bergstraße der Kreisausschuss  

Schreiben vom 03.05.2019 Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Raumentwicklung, Landwirtschaft und Denkmal-
schutz  
Die Änderung zum Flächennutzungsplan dient der Vor-
bereitung einer Erweiterung des Baugebiets Bannholz-
graben um ca. 5,3 ha. Es sollen die planungsrechtli-
chen Voraussetzungen für eine verdichtete Wohnbe-
bauung mit einer Mischung aus Ein-, Zwei- und Mehr-
familienhäusern in Form von Einzel-, Doppel- und Rei-
henhäusern geschaffen werden. 

 
 

 
 
 

Raumentwicklung  
Von Seiten der Raumentwicklung werden keine Anre-
gungen oder Bedenken vorgebracht. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 

Landwirtschaft  
Aus Sicht des öffentlichen Belangs Landwirt-
schaft/Feldflur wurde zur 1. Offenlage erhebliche Be-
denken vorgetragen. Leider mussten wir feststellen, 
dass unseren Argumenten keine Bedeutung beige-
messen wurde. Aus Sicht des öffentlichen Belangs 
Landwirtschaft/Feldflur gibt es keine Änderung gegen-
über der ersten Stellungnahme. 
 
 

In der Begründung zur FNP-Änderung ist die Erforderlichkeit 
der Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen darge-
legt. Diese ergibt sich insbesondere aus dem Umstand, 
dass der aktuelle Bedarf an Wohnbaugrundstücken allein 
durch die eher kleinflächigen Maßnahmen zur Innenentwick-
lung nicht gedeckt werden kann. 
Alle an den Siedlungsrand von Viernheim angrenzenden 
und für eine Siedlungserweiterung in Frage kommenden 
Flächen zeigen sich jedoch als landwirtschaftliche Nutzflä-
che, so dass im Außenbereich keine Möglichkeit besteht, 
Baulandflächen auszuweisen, ohne dafür landwirtschaftliche 
Flächen in Anspruch zu nehmen. 
Der Anregung wurde jedoch Rechnung getragen, indem für 
den erforderlichen externen Ausgleich keine landwirtschaft-
lichen Flächen in Anspruch genommen werden. 

Es erfolgt keine Änderung am Entwurf der 24. 
Änderung des Flächennutzungsplans. 

Denkmalschutz  
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind keine 
Kulturdenkmäler nach § 2 Abs. 1 und § 2 Abs. 3 Hess. 
Denkmalschutzgesetz (HDSchG) bekannt. Ob Boden-
denkmäler nach § 2 Abs. 2 HDSchG im Geltungsbe-
reich bekannt oder zu erwarten sind, bitten wir der Stel-
lungnahme von hessenARCHÄOLOGIE zu entnehmen.

 
Die Stellungnahme haben wir zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme der hessenARCHÄOLOGIE ist ebenfalls 
Gegenstand dieser Abwägung. 

 
Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 
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Kreis Bergstraße der Kreisausschuss  

Schreiben vom 03.05.2019 Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Dorf- und Regionalentwicklung  
Belange der Dorf- und Regionalentwicklung werden 
nicht berührt, daher werden keine Anregungen/ Beden-
ken vorgetragen.  

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 

Gefahrenabwehr / Brandschutz  
Mit der Stellungnahme vom 23.04.2018 haben wir zur 
24. Änderung des FNP die Anforderungen des abweh-
renden Brandschutzes definiert. Benannte Stellung-
nahme besitzt weiterhin Gültigkeit. 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Die Anforderungen des abwehrenden Brandschutzes sind 
bei der Aufstellung des Bebauungsplans sowie – insbeson-
dere - im Rahmen der zeitlich und sachlich nachfolgenden 
Erschließungsplanung zu beachten. 

 
Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 

 

Landesamt für Denkmalpflege Hessen - hessenArchäologie 

Schreiben vom 29.04.2019 Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Gegen den vorgesehenen Bebauungsplan werden 
seitens der Denkmalfachbehörde keine weiteren 
grundsätzlichen Bedenken oder Änderungswünsche 
vorgebracht. Die Überprüfung des begründeten Ver-
dachtes der Existenz eines Bodendenkmals durch ein 
facharchäologisches Gutachten hat dessen Existenz 
ausgeschlossen (S. 39-40 Pkt. 7.4.9 der Begründung 
zum FNP).  
Daher ist zur Sicherung von Bodendenkmälern ein 
Hinweis auf § 21 HDSchG wie folgt aufzunehmen:  
„Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt wer-
den, so ist dies dem Landesamt für Denkmalpflege, 
hessenArchäologie, oder der Unteren Denkmalschutz-
behörde unverzüglich anzuzeigen."  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Ein Flächennutzungsplan ist kein auf einen unmittelbaren 
Vollzug ausgelegtes Planungsinstrument. Insofern ist ein 
Hinweis auf die denkmalrechtlichen Mittelungspflichten im 
Flächennutzungsplan nicht zielführend. Vielmehr ist es an-
gebracht, einen solchen Hinweis in dem aus dem Flächen-
nutzungsplan zu entwickelnden Bebauungsplan zu veran-
kern. s 

Es erfolgt keine Änderung am Entwurf der 24. 
Änderung des Flächennutzungsplans. 

Hinweis: Die vorliegende Stellungnahme verhält sich 
ausschließlich zu den öffentlichen Belangen des Bo-
dendenkmalschutzes und der Bodendenkmalpflege. 
Eine gesonderte Stellungnahme zu den Belangen des 
Baudenkmalschutzes und der Baudenkmalpflege be-
hält sich die Denkmalfachbehörde vor. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 
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Stadtentwässerung Viernheim 

Schreiben vom 15.04.2019 Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

im Inhaltsverzeichnis taucht der Punkt 1 zweimal auf, 
im Bericht taucht der Punkt 1 nur einmal auf. 

Der redaktionelle Fehlerwird korrigiert. Der redaktionelle Fehlerwird korrigiert. 

ich finde es sehr verwirrend, daß in der Begründung 
das Silo einmal noch steht und dann wieder nicht mehr 
vorhanden ist; das Silo ist doch schon vor längerer Zeit 
abgerissen worden oder steht es immer noch oder 
stand es noch am 19. Februar. 

Das Silo wurde erst während des Planungsprozesses ab-
gebrochen, nachdem vorab der Nachweis erbracht wurde, 
dass bei einem möglichen Abbruch keine Fortpflanzungs- 
oder Ruhestätten streng geschützter Arten betroffen sind. 
Zur Dokumentation des Planungsprozesses ist es daher 
erforderlich, trotz des zwischenzeitlich erfolgten Abrisses in 
der Begründung auf das Silo einzugehen.  

Es erfolgt keine Änderung an der Begründung 
zur 24. Änderung des Flächennutzungsplans. 

Mit dem §2 Abs. 4 Baugesetzbuch kann ich nichts an-
fangen. 

§ 2 Abs. 4 BauGB regelt die Umweltprüfung im Rahmen der 
Bauleitplanung. 
Im Übrigen wird keine Anregung zu den Inhalten der Pla-
nung vorgetragen. 

Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 

Warum fehlt der Link zum Fachgutachten, wie lange 
soll ich auf der Homepage der Stadt Viernheim suchen 
bis ich diesen Bericht gefunden habe? 
Ansonsten ist die Stadtentwässerung bei der Erschlie-
ßung des Geländes ja eingebunden und so sollte alles 
seinen geordneten Gang gehen. 

Die Verlinkung der Inhalte der Bauleitplanung wurde im 
Rahmen der Behördenbeteiligung ausreichend genau dar-
gelegt.  

Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 

 
Stadtwerke Viernheim 

Schreiben vom 29.04.2019 Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Die geplante Wohnbaufläche im Gebiet „Erweiterung 
Bannholzgraben" kann mit elektrischem Strom in Nie-
derspannung erschlossen werden. Hierfür sind 2 Tra-
fostationen mit entsprechenden Grundstücken erforder-
lich. Durch deren ebenerdige Anordnung wird ein aus-
reichender Schutz vor Überflutung bei Starkregen ge-
währleistet.  

Die Stellungnahme betrifft nicht mögliche Regelungsinhalte 
eines Flächennutzungsplans. Sie ist vielmehr im Rahmen 
der zeitlich und sachlich nachfolgenden Entwicklung des 
Bebauungsplans bzw. bei der Erschließungsplanung zu 
beachten. 

Es ergeben sich keine Änderungserfordernisse 
am Entwurf der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 
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1. Lage und Abgrenzung des Plangebiets 

Das Planungsgebiet für die Änderungsplanung zum Flächennutzungsplan be-
findet sich am nordöstlichen Stadtrand von Viernheim und umfasst eine 5,3 ha 
große Fläche südlich der Jakob-Beikert-Straße. Im Norden, Süden und Wes-
ten schließt sich Wohnbebauung der Stadt Viernheim an; im Osten folgen 
landwirtschaftliche Nutzflächen, der Bannholzgraben sowie Aussiedlerhöfe, 
welche schwerpunktmäßig Pensionstierhaltung mit Pferden betreiben sowie 
die Anlagen des Reit- und Fahrvereins und der Reitgemeinschaft Viernheim. 

 

 
Lage im Raum 
 
Der Geltungsbereich wird begrenzt 
- im Norden durch einen bestehenden Wirtschaftsweg  
- im Osten  durch eine Versickerungs- und Ausgleichsfläche des be-

stehenden Baugebiets Bannholzgraben 
- im Süden  durch den vorhandenen Wirtschaftsweg östlich der 

Schwester-Paterna-Allee 
- im Westen durch die vorhandene Bebauung entlang der Jakob-

Beikert-Straße   
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Die Abgrenzung des Geltungsbereiches ergibt sich abschließend aus der 
Planzeichnung. 
 

2. Erforderlichkeit der Planaufstellung und Anlass der Flächennutzungs-
planänderung 
Die Stadt Viernheim unterliegt einer stetigen Nachfrage nach Baugrundstü-
cken für eine Wohnbebauung, die gegenwärtig nur bedingt im Bereich beste-
hender Baugebiete gedeckt werden kann (siehe auch Kap. 4.1 Bedarf für die 
Wohnflächenausweisung).  
Entgegen den Prognosen zum Bevölkerungswachstum im Landkreis Berg-
straße werden für die Stadt Viernheim im Einzugsbereich der Metropolregion 
auch längerfristig Bevölkerungszuwächse prognostiziert. Bereits in der Fort-
schreibung des Regionalplanes 2010 wurden aufgrund des Bedarfs zusätzli-
che Flächen dargestellt, welche noch nicht in den Flächennutzungsplan auf-
genommen wurden. In der kommunalen Praxis zeigt sich, dass unter Berück-
sichtigung der verschiedenen Rahmenbedingungen wie u.a. der Verfügbarkeit 
der Flächen eine gewisse Flexibilität in der Umsetzung der Wohnbauflächen 
ermöglicht werden muss, um bei der Entwicklung von Bauflächen auch die 
zeitnahe Umsetzung sowie soziale und ökologische Kriterien berücksichtigen 
zu können. Die Stadt Viernheim beabsichtigt daher die Ausweisung weiterer 
Wohnbauflächen.  
Die bislang im Flächennutzungsplan hierfür noch dargestellten Wohnbauflä-
chen im Westen der Stadt umfassen fast 12 ha. Neben inhaltlichen und städ-
tebaulichen Fragestellungen, welche vor kurzem in einer Machbarkeitsstudie 
untersucht wurden, erschweren die komplexen Eigentümerstrukturen eine 
zeitnahe Realisierung. Um den vorhandenen Bedarf zielgerichtet decken zu 
können wird eine Neuausweisung von Flächen erforderlich. Die Stadt Viern-
heim beabsichtigt daher, das bestehende Wohngebiet „Bannholzgraben“ am 
östlichen Stadtrand zu erweitern. 
Planungsrechtlich befindet sich die Fläche im Außenbereich. Zur planungs- 
rechtlichen Absicherung einer möglichen künftigen Wohnbauentwicklung wird 
daher in einem ersten Schritt eine Änderung des Flächennutzungsplans erfor-
derlich. 

 
3. Erforderlichkeit der Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen 

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB sollen landwirtschaftlich oder als Wald genutzte 
Flächen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden. Die Notwendigkeit 
der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen soll be-
gründet werden; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innen-
entwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflächen, 
Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten 
zählen können. 
Durch die Erweiterung des Baugebiets Bannholzgraben kommt es zu einer In-
anspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen in einer Größenordnung von ca. 
5,3 ha. Betroffen sind Flächen, die aufgrund ihrer natürlichen Bodeneigen-
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schaften und Grundwasserverhältnisse gut für eine den heutigen betrieblichen 
Anforderungen genügende landwirtschaftliche Nutzung geeignet sind. 

Innerhalb der bereits bestehenden Neubaugebiete sowie in der sonstigen 
Ortslage von Viernheim sind zwar einige Baulücken vorhanden. Diese Grund-
stücke befinden sich jedoch in privatem Eigentum und stehen daher allenfalls 
zu einem geringen Teil zur Deckung der bestehenden Baulandnachfrage zur 
Verfügung. Die Stadt hat hier keine Möglichkeit, über das private Eigentum zu 
verfügen und diese Baulandreserve zu mobilisieren. Im „Stadtentwicklungs-
konzept Wohnen und Gewerbe STEK Viernheim 2030“ (Georg Consulting, 
August 2017) wird von einer möglichen Bedarfsdeckung durch die Nutzung 
von Baulücken von ca. 2,6 ha ausgegangen. 
Die Beschaffung von Bauland durch die Nachverdichtung im Bestand sowie 
die Erschließung von einzelnen bisher unbebauten Blockinnenbereichen ist 
eben- falls stark von den Interessen der jeweiligen Eigentümer abhängig, was 
dazu führt, dass diese Baulandreserven ebenfalls nicht kurzfristig mit den Mit-
teln der Gemeinde mobilisiert werden können. Im „Stadtentwicklungskonzept 
Wohnen und Gewerbe STEK Viernheim 2030“ (Georg Consulting, August 
2017) wird von einer möglichen Bedarfsdeckung durch die Nachversdichtung 
und der Nutzung von Brachflächen von ca. 3,1 ha ausgegangen. 
Somit kann der aktuelle Bedarf an Wohnbaugrundstücken allein durch die e-
her kleinflächigen Maßnahmen zur Innenentwicklung nicht gedeckt werden. 
Alle an den Siedlungsrand von Viernheim angrenzenden und für eine Sied-
lungserweiterung in Frage kommenden Flächen zeigen sich als landwirtschaft-
liche Nutzfläche, so dass im Außenbereich keine Möglichkeit besteht, Bau-
landflächen auszuweisen, ohne dafür landwirtschaftliche Flächen in Anspruch 
zu nehmen. 
Auf die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen kann nach Ansicht der 
Stadt Viernheim daher nicht verzichtet werden. 

4. Vorgaben übergeordneter Planungen
4.1 Regionalplan Südhessen 
4.1.1 Vorgaben zur Siedlungsentwicklung 

Der Regionalplan Südhessen enthält folgende Zielvorgaben zur Siedlungs-
entwicklung: 
Z3.4.1-3: Die bauleitplanerische Ausweisung von Wohn-, gemischten Bauflä-

chen und Sonderbauflächen sowie dazugehörenden kleineren gewerbli-
chen Bauflächen hat innerhalb der in der Karte ausgewiesenen "Vorrang-
gebiete Siedlung, Bestand und Planung" stattzufinden. Die "Vorranggebie-
te Siedlung, Bestand und Planung" beinhalten auch Kleingartenanlagen, 
Grünflächen, Verkehrsflächen und Flächen für sonstige Infrastrukturein-
richtungen (u. a.) (…) 

Z3.4.1-4: Bei der Inanspruchnahme von Flächen für Wohnsiedlungszwecke 
stellen die dem maximalen Bedarf der Städte und Gemeinden entspre-
chenden Flächenwerte der Tabelle 1 die Obergrenze dar. (….) Der Bedarf 
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ist vorrangig im zentralen Ortsteil innerhalb der "Vorranggebiete Siedlung, 
Bestand" sowie in den ausgewiesenen "Vorranggebieten Siedlung, Pla-
nung" zu decken. (…) Die Innenentwicklung soll Vorrang vor der Entwick-
lung neuer Siedlungsgebiete haben.  

Z3.4.1-9: Im Rahmen der Bauleitplanung sind für die verschiedenen Sied-
lungstypen die nachfolgenden Dichtevorgaben, bezogen auf Bruttowohn-
bauland, einzuhalten:  
• im ländlichen Siedlungstyp 25 bis 40 Wohneinheiten je ha,  
• in verstädterter Besiedlung und ihrer Umgebung 35 bis 50 Wohneinhei-

ten je ha,  
• im Einzugsbereich vorhandener oder geplanter S- und U-Bahn-

Haltepunkte 45 bis 60 Wohneinheiten je ha,  
• im Großstadtbereich mindestens 60 Wohneinheiten je ha. 

 
G3.4.1-6: Sind die in den "Vorranggebieten Siedlung, Bestand und Planung" 

vorhandenen Flächenreserven für Wohnsiedlungszwecke nicht nutzbar, 
können die Gemeinden durch Flächentausch andere für Wohnsiedlungs-
zwecke geeignete Flächen in Anspruch nehmen. Dieser Flächentausch 
setzt voraus, dass die Flächeninanspruchnahme keine anderen Ziele des 
Regionalplans verletzt und die Werte der Tabelle 1 eingehalten werden. 
Diese Werte können im begründeten Ausnahmefall überschritten werden, 
wenn ein konkreter Wohnungsbedarf vorliegt.  

 
Der für die Siedlungsentwicklung in den Jahren 2002 – 2020 maßgebende 
Flächenwert beträgt für Viernheim 58 ha.  

 
4.1.2 Flächenbezogene Aussagen 

Im Regionalplan Südhessen ist das Planungsgebiet als "Vorranggebiet Sied-
lung, Planung" enthalten. Da die Darstellungen im Regionalplan nicht parzel-
lenscharf angelegt sind, kann nicht ausgeschlossen werden, das die nordöstli-
che Ecke des Planungsgebiets ein „Vorranggebiet für Landwirtschaft“ tangiert 
sowie als „Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen“ dargestellt ist. 
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Ausschnitt aus dem Regionalplan Südhessen 2010 

 
Mit diesen Darstellungen sind folgende Aussagen verbunden: 

 
„Vorranggebiet für Landwirtschaft“ 
Im „Vorranggebiet für Landwirtschaft“ hat die landwirtschaftliche Bodennut-
zung Vorrang vor anderen Nutzungsansprüchen.  
In der Begründung hierzu ist erläutert, dass als "Vorranggebiete für Landwirt-
schaft" Flächen ausgewiesen sind, die für die landwirtschaftliche Nutzung ein-
schließlich Wein-, Obst- und Gartenbau besonders geeignet sind und die dau-
erhaft für diese Nutzung erhalten bleiben sollen. Diese Gebiete sollen die 
langfristige Sicherung von für nachhaltige landwirtschaftliche Nutzung beson-
ders geeigneten Böden gewährleisten. Sie bilden die räumlichen Schwerpunk-
te der Erzeugung landwirtschaftlicher Produkte. Sie dienen insbesondere einer 
regionalen verbrauchernahen landwirtschaftlichen Produktion und tragen er-
heblich zur Sicherung der Einkommen und zur Stabilisierung des ländlichen 
Raumes bei. 
 
„Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen“ 
Kalt- und Frischluftentstehungsgebiete sowie Kalt- und Frischluftabfluss-
schneisen, die im räumlichen Zusammenhang mit belasteten Siedlungsberei-
chen stehen und wichtige Aufgaben für den Klima- und Immissionsschutz er-
füllen, sind im Regionalplan als "Vorbehaltsgebiete für besondere Klimafunkti-
onen" ausgewiesen. Diese Gebiete sollen von Bebauung und anderen Maß-
nahmen, die die Produktion bzw. den Transport frischer und kühler Luft behin-
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dern können, freigehalten werden. Planungen und Maßnahmen, die die 
Durchlüftung von klimatisch bzw. lufthygienisch belasteten Ortslagen ver-
schlechtern können, sollen in diesen Gebieten vermieden werden. 
 
Bezüglich der Anpassung der Planung an die Ziele der Raumordnung wird auf 
Kapitel 5.7 der Begründung verwiesen. 

 
4.2 Einheitlicher Regionalplan 

Der einheitliche Regionalplan Rhein-Neckar besitzt im hessischen Teilraum 
nur einen Vorschlagscharakter. Er bildet allerdings die inhaltliche Grundlage 
für die Aufstellung des Regionalplans Südhessen; der Planinhalt ist im Rah-
men eines Regionalplanaufstellungs- oder Änderungsverfahrens zu berück-
sichtigen.  
Das Planungsgebiet ist dort überwiegend als Wohnbaufläche in Planung dar-
gestellt. Der nordöstliche Bereich ist als Vorranggebiet für die Landwirtschaft 
dargestellt. Insofern decken sich die Vorgaben mit denen des Regionalplans 
Südhessen. 

 

 
Ausschnitt aus dem Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar 
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4.3 Schutzgebiete 
Im Bereich des Planungsgebietes bestehen weder naturschutzrechtliche noch  
denkmalrechtliche Schutzgebiete.  
Das Plangebiet befindet sich vollständig innerhalb der Schutzzone III B des 
durch Verordnung vom 25.05.2009 festgesetzten Wasserschutzgebiets zum 
Schutz der Wassergewinnungsanlage „Mannheim Käfertaler Wald“. Die 
Rechtsverordnung enthält umfangreiche Verbote unter anderem zur Tierhal-
tung und landwirtschaftlichen Nutzung – insbesondere zur Verwendung von 
Dünge-, Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmitteln –, zum Umgang 
und zur Lagerung von wassergefährdenden Stoffen sowie zu baulichen und 
sonstigen möglicherweise grundwassergefährdenden Nutzungen. 
Aus der Rechtsverordnung ergeben sich jedoch keine grundlegenden Restrik-
tionen für die bestehende Nutzung des Planungsgebiets durch ein Wohnge-
biet. Die Lage in einem Wasserschutzgebiet steht der Änderung des Flächen-
nutzungsplans somit nicht entgegen.  

 
4.4 Bisherige Darstellung im Flächennutzungsplan  

Im Flächennutzungsplan der Stadt Viernheim aus dem Jahr 1976 sind das 
Plangebiet selbst sowie die nördlich, südlich und westlich angrenzenden Flä-
chen als Gewerbeflächen dargestellt. Im Osten grenzen landwirtschaftliche 
Flächen an.  
In den Jahren 1997 und 2000 wurden mit der 11. und 13. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes die Gewerbeflächen teilweise in Wohnbauflächen umge-
wandelt, um die Entwicklungsmaßnahme Bannholzgraben ermöglichen zu 
können.  
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Bisherige Darstellung des Planungsgebietes im Flächennutzungsplan  
 
Das Planungsgebiet selbst ist seither, wie die angrenzenden Flächen, als Flä-
che für die Landwirtschaft dargestellt.  

 
5. Planung 
5.1 Bedarf für die Wohnflächenausweisung 

Die Erforderlichkeit für die Änderung der Darstellung im Flächennutzungsplan 
ergibt sich aus der stetigen Wohnbaulandnachfrage in Viernheim, der im In-
nenbereich nicht angemessen Rechnung getragen werden kann.  
Die Möglichkeiten der Bedarfsdeckung im Innenbereich wurden im „Stadtent-
wicklungskonzept Wohnen und Gewerbe STEK Viernheim 2030“ (Georg Con-
sulting, August 2017) eingehend untersucht. Im Ergebnis wurde von einer 
möglichen Bedarfsdeckung durch die Nutzung von Baulücken von ca. 2,6 ha 
ausgegangen. Durch eine Nachverdichtung und der Nutzung von Brachflä-
chen kann eine Bedarfsdeckung von ca. 3,1 ha erreicht werden.  
 
Die Ergebnisse des „Stadtentwicklungskonzept Wohnen und Gewerbe STEK 
Viernheim 2030“ zu den Innenentwicklungspotenzialen wurden im Januar 
2019 nochmals durch die Stadtverwaltung geprüft. Hierzu wurden die vorhan-
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denen Baulandreserven durch Umnutzung von Brachflächen, durch eine 
Nachverdichtung im Bestand sowie durch die Nutzung von Baulücken im 
Stadtgebiet ermittelt. Folgende Flächen wurden dabei erfasst: 
Brachflächen: Brachflächen lassen sich als ehemals baulich genutzte, jetzt 
aber verlassene Gewerbe-, Industrie- oder Verkehrsflächen von denen sich 
Investoren, Nutzer oder Eigentümer vorübergehend oder endgültig zurückge-
zogen haben, definieren. Eine adäquate Folgenutzung ist derzeit nicht abseh-
bar. Städtebaulich sind Brachflächen ein Zustand, der behoben werden muss. 
Diese Flächen können für eine Neubebauung komplett als Flächenpotenzial 
gelten. 
In der kompakten Siedlungsstruktur der Stadt Viernheim können lediglich die 
aufgegebenen Verkehrsflächen einer Bahnlinie entlang der Friedrich-Ebert-
Straße als Brachflächen angesprochen werden. Hier ist allerdings anzumer-
ken, dass diese im Landschaftsplan als klimatisch wertvolle Grünstrukturen 
bewertet werden. Die Fläche wird daher nur mit 75% in die Potentialfläche 
einbezogen. 
 
Nachverdichtung: Weiterhin ergeben sich mögliche Potenziale dort, wo 
Wohnquartiere bzw. Blockbereiche untergenutzt und wenig dicht bebaut sind. 
Unter Nachverdichtung  versteht man hier die Erhöhung der baulichen Dichte 
in bereits bebauten Gebieten durch Baumaßnahmen wie z.B. Aus- und Um-
bauten, Ersatzbauten oder zusätzliche Bebauung in zweiter Reihe. Dabei 
können einzelne oder mehrere zusammenhängende Flächen durch eine Neu-
ordnung als Wohnbauland entwickelt werden. In diesem Zusammenhang 
spielt eine spätere Flächenmobilisierung durch aktive Bodenpolitik (Bodenord-
nung) eine wichtige Rolle (Teilung überlanger Grundstücke, Neuordnung ge-
ring genutzter Flächen, Bebauung zusammenhängender Gartenbereiche). 
Viernheim verfügt über eine kompakte Stadtstruktur. Um die Bereiche hoher 
baulicher Dichte im Stadtkern vor städtebaulichen Fehlentwicklungen zu 
schützen, wurde 2008/09 eine Untersuchung für den Innenstadtbereich Viern-
heims durchgeführt. In diesem Zuge wurde ein Beurteilungsraster für eine ver-
trägliche Innenentwicklung erstellt. Unter Berücksichtigung der Kriterien ergibt 
sich für insgesamt 56 Blöcke ein Potential zur Nachverdichtung. Die Zielvor-
stellung der Stadt die Wohnqualität in diesen Bereichen zu sichern, schränkt 
die Nachverdichtung jedoch auf die Realisierung in max. 2. Reihe ein. Die 
restlichen Flächen besitzen aufgrund der bereits stattfindenden intensiven 
Ausnutzung der zur Verfügung stehenden Flächen kein weiteres Flächenpo-
tenzial. 
Die Verwertbarkeit ist hier durch die rückwärtige Lage und die Klärung der Er-
schließung eingeschränkt. Ferner wird eine Realisierung dieser Flächen als 
Wohnbauland als besonders schwierig angesehen, da dies eine Neuparzellie-
rung des Bestandes und damit eine übergeordnete Organisation erfordern 
würde. Die Mobilisierung wird daher nur vereinzelt erfolgen können. Die Flä-
chen mit Nachverdichtungsmöglichkeiten werden daher nur mit 15% in die Po-
tentialfläche einbezogen. 
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Baulücken: Auch Lücken in der vorhandenen Bebauung stellen Wohnbaupo-
tenziale dar. Eine Baulücke liegt dann vor, wenn es sich um eine einzelne 
nicht bebaute Parzelle ausreichender Größe handelt, die sich innerhalb der im 
Zusammenhang bebauten Umgebung befindet. Diese Baulücken sind bereits 
hinsichtlich einer möglichen Wohnnutzung parzelliert und durch eine bereits 
gesicherte Erschließung relativ zügig im Rahmen einer Fortführung der Um-
gebungsbebauung kurzfristig mobilisierbar. Unter Berücksichtigung der örtli-
chen Erfahrungen zur Mobilisierung von Baulücken in den vergangenen 10 
Jahren werden diese zu 50% in die Potentialfläche einbezogen. 
 
Lücken bzw. ungenutzte Baugrundstücke befinden sich auch in den Baugebie-
ten der Neuzeit. Aufgrund des Alters der Baugebiete und der geringen Aktivie-
rung dieser Grundstücke muss von einer stark verfestigten Eigentümerstruktur 
ausgegangen werden. Diese Einschätzung gilt auch für die verbleibenden 
Baugrundstücke des zuletzt entwickelten Baugebietes „Schmittsberg II“, wel-
che im Ergebnis der Bodenordnung zugeteilt wurden. Diese Flächen werden 
daher nur mit 25% in die Potentialfläche einbezogen.  
 
Somit ergibt sich folgende überschlägige Beurteilung des Wohnbaulandpoten-
tials in der Stadt Viernheim: 
 

Art des Potentials Flächengröße Faktor Anrechenbare Fläche 
Brachfläche 16.000 m² 75% 1,2 ha 
Nachverdichtung 128.800 m² 15% 1,9 ha 
Baulücken 15.600 m² 

39.200 m² 
50% 
25% 

0,8 ha 
1,0 ha 

Gesamtsumme:   4,9 ha 
 

Anzumerken ist jedoch, dass dieses Potential – ausgenommen der Brachflä-
chen entlang der Friedrich-Ebert-Straße - außerhalb der Verfügbarkeit und 
Steuerung der Stadt Viernheim  liegt. Die Stadt hat hier bei den im Privatei-
gentum befindlichen Brachflächen und Baulücken keine Möglichkeit, über das 
private Eigentum zu verfügen und diese Baulandreserve zu mobilisieren. Auch 
die Bedarfsdeckung durch eine Nachverdichtung im Bestand sowie die Er-
schließung von einzelnen bisher unbebauten Blockinnenbereichen ist eben-
falls stark von den Interessen der jeweiligen Eigentümer abhängig, was dazu 
führt, dass diese Baulandreserven ebenfalls nicht kurzfristig mit den Mitteln 
der Gemeinde mobilisiert werden können.  
Somit kann der aktuelle Bedarf an Wohnbaugrundstücken allein durch diese 
eher kleinflächigen Maßnahmen zur Innenentwicklung nicht gedeckt werden. 
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5.2 Eignung der Fläche 
Die vorgesehen Fläche ist für eine Ausweitung der Wohnsiedlungsflächen ge-
eignet, da sie auf zwei Seiten an das bestehende Wohngebiet Bannholzgra-
ben abschließt und somit eine harmonische Integration in den Siedlungskörper 
gewährleistet werden kann. Bei der Entwicklung des bestehenden Baugebiets 
wurden bereits die Voraussetzungen für eine Erweiterung im jetzt angedach-
ten Umfang offen gehalten. Insbesondere wurden mit dem Michael-Ende-Weg 
und der Schwester-Paterna-Allee/Gebrüder-Grimm-Allee zwei Erschließungs-
ansätze für eine bauliche Erweiterung bereits planungsrechtlich vorbereitet.  
Zugleich sind im bestehenden Baugebiet wesentliche infrastrukturelle Voraus-
setzungen für eine Siedlungsentwicklung wie etwa ein Kindergarten sowie ei-
ne Nahverkehrsanbindung gegeben. 
Naturräumlich ist die Fläche ebenfalls für eine Siedlungsentwicklung geeignet, 
da sie weitgehend eben und frei von schützenswerten Vegetationsbeständen 
ist. 
Einschränkungen der Eignung ergeben sich durch die Nachbarschaft zu Pfer-
dehaltungen im Nordosten des Planungsgebiets. Entsprechend den Ergebnis-
sen der hierzu eingeholten Fachgutachten (vgl. Kapitel 7.4.9 dieser Begrün-
dung) stehen die Geräuch- und Geruchsemissionen dieser Nutzungen der 
Planung nicht grundlegend entgegen. 

5.3 Städtebauliche Konzeption 
Für die Erweiterung des Bebauungsgebiets Bannholzgraben wurde ein städ-
tebauliches Strukturkonzept entwickelt, die gemäß Beschluss der Stadtver-
ordnetenversammlung  vom 18.12.2018 die Grundlage für den im Parallelver-
fahren aufzustellenden Bebauungsplan sein soll. 
Wesentlicher Inhalt des städtebaulichen Strukturkonzepts ist eine Mischung 
verschiedener Wohnformen (Einzelhäuser für bis zu zwei Wohnungen, Dop-
pelhäuser, Reihenhäuser und Geschosswohnungsbauten) sowie eine Nutzung 
beider verkehrlicher Anknüpfungspunkte am  Michael-Ende-Weg sowie an der 
Dina-Weißmann-Allee/Gebrüder-Grimm-Allee. Die Bebauungskonzeption ist 
dabei so ausgelegt, dass sich eine Verkehrsverteilung von ca. 1/3 an der An-
bindung Michael-Ende-Weg und ca. 2/3 an der Schwester-Paterna-
Allee/Gebrüder-Grimm-Allee ergibt.   
Zwischen der bestehenden Bebauung und der Neubebauung ist jeweils eine 
Grünzäsur durch Fortführung der vorhandenen Grünachsen vorgesehen. 
Nach Norden zu erfolgt eine Randeingrünung. 
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Städtebauliches Strukturkonzept für die Erweiterung des Baugebiets Bannholzgraben 
 
Gemäß Strukturkonzept ergibt sich folgende Aufteilung der Bauflächen: 
 

 
Bauflächen Ost (An-
bindung Michael-
Ende-Weg) 

Bauflächen West (Anbin-
dung Dina-Weißmann-
Allee /Gebrüder-Grimm-
Allee) 

Bauflächen gesamt 

 Fläche in ha Anteil Fläche in ha  Anteil Fläche in ha  Anteil 

Einzelhaus 0,1 3% 0,7 21% 0,8 24% 

Doppelhaushälfte 0,4 12% 0,4 12% 0,8 24% 

Reihenhaus 0,1 3% 0,8 24% 0,9 26% 

Mehrfamilienhaus 0,2 6% 0,7 21% 0,9 26% 

Summe 0,8 24% 2,6 76% 3,4 100% 
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5.4 Änderung der Darstellung im Flächennutzungsplan 
Die Änderung des Flächennutzungsplans hat eine Umwandlung der Flächen-
darstellung „Fläche für die Landwirtschaft“ in eine „Wohnbaufläche“ sowie – in 
den Randbereichen – in Grünflächen zum Inhalt. 
Auf Grundlage der Planung ergibt sich folgende Änderung der Flächenauftei-
lung: 

 

 FNP Darstellung Be-
stand 

FNP-Darstellung 
geplant 

Fläche für die Landwirtschaft 5,3 ha -- 
Grünflächen -- 0,9 ha 
Wohnbaufläche -- 4,4 ha 

 
5.5 Verkehrserschließung 

Die Erweiterung grenzt direkt an den Bestand. Anschlussmöglichkeiten beste-
hen über die westlich verlaufende Dina-Weißmann-Allee und den südwestlich 
angrenzenden Michael-Ende-Weg, welcher in die Gebrüder-Grimm-Allee 
übergeht. 
Zur Prüfung, ob die bestehenden Erschließungsansätze ausreichend sind, 
wurde ein Verkehrsgutachten „Erweiterung Bannholzgraben“ beim Büro Prof. 
Dr.-Ing. Jörg von Mörner, Darmstadt, April 2019, eingeholt. Dieses Gutachten 
kommt zum Ergebnis, dass bei angenommenen ca. 235 Wohnungen mit ei-
nem durchschnittlichen werktäglichen Verkehrsaufkommen von rund 1.340 
Kfz-Fahrten/Tag zu rechnen ist.  
Entsprechend der in Kapitel 5.3 dargelegten Aufteilung des Gesamtgebiets in 
zwei getrennte Erschließungsbereiche ist im Michael-Ende-Weg mit einem zu-
sätzlichen Verkehrsaufkommen von ca. 365 Kfz/24 h bzw. 40 Kfz in der Spit-
zenstunde zu rechnen. Die bestehende Verkehrsbelastung liegt bislang bei ca. 
20 Kfz in der Spitzenstunde. In der Dina-Weißmann-Allee ergibt sich eine zu-
sätzliche Verkehrsbelastung von 975 Kfz/24 h bzw. von ca. 100 Kfz in der 
Spitzenstunden. Die bestehende Verkehrsbelastung liegt hier bei ca. 6.500 
Kfz/24 h bzw. ca. 650 Kfz in der Spitzenstunde. 
Für den Michael-Ende-Weg wird mit einer Belastung von 60 Kfz in der Spit-
zenstunde die Obergrenze nach den Richtlinien für die Anlagen von Stadt-
straßen (RASt 06) von 400 Kfz/h für Wohnstraßen bei Weitem nicht erreicht. 
Die Dina-Weißmann-Allee (mögliche Verkehrsstärke als Sammelstraße 400-
800 Kfz/h bzw. als Quartiersstraße 400 – 1.000 Kfz/h) kann die Mehrbelastun-
gen ebenfalls unproblematisch aufnehmen. 
Für die Anschlussknoten an die L3111 liegen im nördlichen Anschluss über-
wiegend Rechtsabbieger am vorfahrtgeregelten Knoten an, die südliche Ver-
knüpfung ist signalgeregelt – beide Anschlüsse weisen ausreichende Reser-
ven auf, um die Mehrbelastungen auch ohne separaten Nachweis aufzuneh-
men. 

 



 
Stadt Viernheim, Änderungsplan 24 zum Flächennutzungsplan (Erweiterung Bann-
holzgraben) -  Begründung              Entwurf zur Beschlussfassung vom 21.05.2019 

 

 
Seite 18 

Grundsätzlich kann somit das Baugebiet „Erweiterung Bannholzgraben“ ver-
träglich an das bestehende Netz über die Dina-Weißmann-Allee bzw. den Mi-
chel-Ende-Weg angeschlossen werden. Eine ergänzende äußere Erschlie-
ßung, die im Rahmen des Planaufstellungsverfahrens geprüft wurde, ist nicht 
erforderlich. 
 

5.6 Ver- und Entsorgung 
Die geplante Wohnbaufläche kann in Hinblick auf die Ver- und Entsorgung 
ausreichend erschlossen werden. Darstellungserfordernisse im Flächennut-
zungsplan ergeben sich nicht.  
Gemäß den durchgeführten Baugrunduntersuchungen (vgl. Kapitel 6.4.3 und 
6.4.4 des Umweltberichts) liegen ausreichend geeignete Untergrundverhält-
nisse für eine Versickerung des Niederschlagswassers vor. 
 

5.7 Anpassung an die Ziele der Raumordnung 
Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung an-
zupassen. Die Prüfung der Anpassung an die Ziele der Raumordnung erfolgt 
für die einzelnen Themenbereiche „Siedlungsentwicklung“ und „Freiraum-
schützende Zielvorgaben“ getrennt. 
 

5.7.1 Anpassung an die Bedarfsvorgaben zur Siedlungsentwicklung  
Der Regionalplan Südhessen weist der Stadt Viernheim für die Wohnsied-
lungsentwicklung in den Jahren 2002 – 2020 eine Fläche von 58 ha zu.  
Als neue Wohnbaufläche wurde in diesem Zeitraum nur das Baugebiet „Sch-
mittsberg II“ mit 5,2 ha realisiert. In dem im Jahr 2002 bereits erschlossenen 
Baugebiet „Bannholzgraben“ wurden im Zeitraum bis 2012 ca. 2 ha Wohnbau-
fläche vermarktet. Auf regionalplanerischer Ebene relevante Innenentwicklun-
gen durch Umnutzung von Gewerbeflächen in Wohnbauflächen oder durch 
Nachverdichtungen ergaben sich seit 2002 nicht. Somit ergeben sich nur ca. 
7,2 ha Wohnbaufläche, mit denen bislang dem regionalplanerischen zuge-
standenen Bedarf Rechnung getragen wurde.  
Maximaler Bedarf an Wohnsiedlungsfläche für den Zeitraum 2002 bis 2020 
für die Stadt Viernheim 
Bedarf gemäß Regionalplan Südhessen 2010 58 ha 
davon zwischenzeitlich gedeckt durch  

• Baugebiet „Schmittsberg II“ 5,2 ha 

• Weitergehende Bebauung „Bannholzgraben“ 2,0 ha 

• Regionalplanerisch relevante Innenentwicklun-
gen 

-- 

Verbleibender Bedarf 50,2 ha 
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Bedarfsdeckung durch Maßnahmen der Innentwicklung 
Es verbleibt damit ein ungedeckter Bedarf von 50,2 ha. Diesem Bedarf ist vor-
rangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung Rechnung zu tragen. Wenn 
eine Bedarfsdeckung im Innenbereich nicht möglich ist, kann auch auf die Flä-
chenpotenziale im bisherigen Außenbereich zurückgegriffen werden. 
 
Die Möglichkeiten der Bedarfsdeckung im Innenbereich wurden im „Stadtent-
wicklungskonzept Wohnen und Gewerbe STEK Viernheim 2030“ (Georg Con-
sulting, August 2017) sowie gesondert nochmals im Januar 2019 durch die 
Stadtverwaltung eingehend untersucht. Im Ergebnis kann – wie in Kapitel 5.1 
bereits dargestellt -  von einer möglichen Bedarfsdeckung durch Maßnahmen 
der Innenentwicklung von ca. 5,7 ha (STEK Viernheim 2030) bzw. 4,9 ha 
(Stadtverwaltung Viernheim, Januar 2019) ausgegangen werden. 

 
Bedarfsdeckung durch sonstige im Regionalplan ausgewiesene "Vorrangge-
biete Siedlung, Planung" 
Im Regionalplan Südhessen sind für die Gemarkung der Stadt Viernheim noch 
folgende, bislang noch nicht durch Bebauungspläne überplante "Vorrangge-
biete Siedlung, Planung" enthalten: 
• Nordweststadt II 

Die Baufläche „Nordweststadt II“ umfasst ca. 23 ha und ist im Flächennut-
zungsplan der Stadt Viernheim bereits als geplante Baufläche enthalten. Zu 
dieser Fläche wurde im März 2018 eine „Machbarkeitsstudie im Rahmen 
der Bauland-Offensive Hessen“, erstellt durch die Bauland-Offensive Hes-
sen GmbH, vorgelegt. Im Rahmen dieser Machbarkeitsstudie wurde ge-
prüft, ob auf der Fläche die Entwicklung preisgünstigen Wohnraums insbe-
sondere im Hinblick der Wirtschaftlichkeit (Rentierlichkeit) realisierbar ist. 
Hierfür werden für eine Entwicklung unter bestimmten Prämissen die Kos-
ten für die Grundstücksaufbereitung und -erschließung sowie die Kosten 
des Hochbaus den Einnahmen aus einer entsprechenden Verwertung ge-
genübergestellt. 
Das Untersuchungsgebiet setzt sich zusammen aus insgesamt 92 Flurstü-
cken. 24 Flurstücke, überwiegend im südlichen und mittleren Teil des Un-
tersuchungsgebietes gelegen, befinden sich im Eigentum der Stadt Viern-
heim. Allerdings handelt es sich hierbei nur in Einzelfällen um miteinander 
benachbarte Grundstücke. Drei weitere Grundstücke gehören dem Land 
Hessen (Domänenverwaltung). Der überwiegende Teil der Grundstücke be-
findet sich in Besitz von diversen Eigentümergemeinschaften (45 Grundstü-
cke), gefolgt von unterschiedlichen privaten Eigentümern (18 Grund-
stücke). Die Eigentumsverhältnisse des Untersuchungsgebietes stellen sich 
folglich laut Machbarkeitsstudie äußerst differenziert dar. 
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Eigentümerstruktur im Baugebiet Nordweststadt II. Aus: Machbarkeitsstudie im Rahmen 
der Bauland-Offensive Hessen“, Bauland-Offensive Hessen GmbH, März 2018 
 
   

• Erweiterung Bannholzgraben Ost 
Die Baufläche „Bannholzgaben Ost“ umfasst ca. 11 ha und ist im Flächen-
nutzungsplan der Stadt Viernheim bislang noch nicht als geplante Bauflä-
che enthalten. 
Die Baufläche umfasst – neben einigen Wegeparzellen – 14 Flurstücke, die 
sich in Privateigentum befinden. Die Baufläche unterliegt nicht unerhebli-
chen Verkehrslärmimmissionen durch die südlich verlaufende Autobahn 
A 659. 
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Zusammenfassend ergibt sich folgende Flächenbilanz: 
  

Maximaler Bedarf an Wohnsiedlungsfläche für den Zeitraum 2002 bis 2020 
für die Stadt Viernheim 
Bedarf gemäß Regionalplan Südhessen 2010 58 ha 
davon zwischenzeitlich gedeckt durch  

• Baugebiet „Schmittsberg II“ 5,2 ha 

• Weitergehende Bebauung „Bannholzgraben“ 2,0 ha 

• Regionalplanerisch relevante Innenentwicklun-
gen 

-- 

Verbleibender Bedarf ca. 50 ha 
Bedarfsdeckung durch Maßnahmen der Innenent-
wicklung 

ca. 5 – 6 ha 

Bedarfsdeckung durch im Flächennutzungsplan 
ausgewiesene Bauflächen 

- Nordweststadt II 
- Bannholzgraben Ost 

ca. 34 ha 

Durch zusätzliche Bauflächenausweisungen zu de-
ckender Bedarf 

ca. 10 – 11 ha 

 
Beide Bauflächen „Nordweststadt“ und “Bannholzgraben Ost“ mit zusammen 
ca. 34 ha reichen somit nicht aus, um – gemeinsam mit Maßnahmen der In-
nenentwicklung - den regionalplanerisch zugestandenen Entwicklungsbedarf 
zu decken. Beiden Flächen ist zugleich gemein, dass sich erhebliche Teilflä-
chen in privatem Eigentum befinden. Die Flächen, die durch die 24. Änderung 
des Flächennutzungsplans überplant werden sollen, befinden sich jedoch voll-
ständig in städtischem Eigentum. 
Nachdem ohnehin zusätzliche Bauflächen zur Deckung des Bedarfs herange-
zogen werden müssen und zugleich eine Umsetzung der wohnungspolitischen 
Zielsetzungen der Stadt Viernheim in Hinblick auf  
• eine zeitnahe Bereitstellung von Wohnbauland 
• die Schaffung preisgünstigen Wohnraums sowie  
• eine zeitnahe und vollständige Umsetzung der Bebauung, z.B. durch in den 

privatrechtlichen Kaufverträgen verankerte Bauverpflichtungen 
nur auf Flächen gewährleistet werden kann, die sich im Eigentum der Stadt 
befinden, wird ein Vorziehen einer zusätzlichen Baufläche vor den bereits im 
Regionalplan verankerten Flächen seitens der Stadt Viernheim einerseits als 
vertretbar, andererseits aber auch als städtebaulich geboten erachtet.    
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5.7.2 Nachweis der Einhaltung der Dichtevorgaben 
Der Regionalplan Südhessen gibt für Baugebiete in verstädterter Besiedlung 
und ihrer Umgebung eine Dichte von 35 bis 50 Wohneinheiten je ha vor.  
Gemäß dem städtebaulichen Strukturkonzept ist von der Entwicklung folgen-
der Anzahlen an Wohnungen auszugehen: 
 

Gebäudetyp 
Wohnungen 
je Gebäude Wohnungen Ost Wohnungen West 

Wohnungen ge-
samt 

  Anzahl Anteil Anzahl Anteil Anzahl Anteil 

Einzelhaus 1,5 6 3% 22,5 12% 28,5 16% 

Doppelhaushälfte 1,2 14,4 8% 16,8 9% 31,2 17% 

Reihenhaus 1 10 5% 23 13% 33 18% 

Mehrfamilienhaus 10 20 11% 70 38% 90 49% 

Summe  -   50 28% 132 72% 183 100% 

 
Bei 183 Wohnungen und einer Brutto-Baufläche von 4,4 ha ergeben sich 43 
Wohnungen je ha. Der regionalplanerisch vorgegebene Dichtewert wird somit 
eingehalten. 
 

5.7.3 Anpassung an die freiraumschützenden Plandarstellungen 
In Bezug auf die freiraumschützenden Plandarstellungen des Regionalplans 
Südhessen geht die Stadt Viernheim davon aus, dass dem Planwerk keine 
Parzellenschärfe zukommt.  
Die Annahme, dass der Plandarstellung des Regionalplans keine Parzellen-
schärfe zukommt, ergibt sich in Bezug auf das Vorranggebiet für Landwirt-
schaft insbesondere aus der gegebenen Parzellierung und Wirtschaftswege-
erschließung der landwirtschaftlichen Flächen im Nordosten Viernheims. Die 
Darstellung des Regionalplans nimmt keine Rücksicht auf die gegebene Par-
zellierung und Wirtschaftswegeerschließung der landwirtschaftlichen Flächen. 
Würde der Plandarstellung eine abschließende Genauigkeit zukommen, wür-
de dies bedingen, dass landwirtschaftlich ungünstig geschnittene und damit 
für eine Bewirtschaftung ungeeignete Flächen verbleiben würden.  
Daher geht die Stadt Viernheim davon aus, dass bei der Abgrenzung der ge-
planten Baufläche die gegebene Parzellierung und Wirtschaftswegeerschlie-
ßung der landwirtschaftlichen Flächen Berücksichtigung finden können. Der 
Geltungsbereich der FNP-Änderung umfasst daher vollständige Flurstücke 
und ist Richtung Nordosten zur Feldflur hin durch einen bestehenden Wirt-
schaftsweg begrenzt. Richtung Südosten erfolgt die Begrenzung durch eine 
bestehende und planungsrechtlich abgesicherte Ausgleichsfläche. 
In Bezug auf die klimatische Ausgleichsfunktion ist auf die 0,9 ha Grünflächen, 
die im Flächennutzungsplan verankert werden, zu verweisen. Mit diesen Grün-
flächen können die Kalt- und Frischluftabflussschneisen, die im räumlichen 
Zusammenhang mit belasteten Siedlungsbereichen stehen und wichtige Auf-
gaben für den Klima- und Immissionsschutz erfüllen, erhalten und gesichert 
werden. Die räumliche Verschiebung der klimatisch wertvollen Flächen wird 
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als sachlich gerechtfertigt erachtet, da nur mit der in der Änderung des Flä-
chennutzungsplans enthaltenen Freihaltung eines Grünzugs zwischen der im 
Westen bestehenden Bebauung und der geplanten Bebauung eine Anbindung 
an den innerstädtischen Grünzug, der die gewerblichen und wohnbaulichen 
Teile des Baugebiets Bannholzgraben trennt, gewährleistet werden kann. 

6. Grünordnung,
6.1 Eingriffe in Natur und Landschaft 

Gemäß § 1a Baugesetzbuch sind im Rahmen der Abwägung die Vermeidung 
und der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft zu be-
rücksichtigen. Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des Bundesnatur-
schutzgesetzes sind Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflä-
chen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung 
stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen kön-
nen. 
Das Plangebiet stellt sich derzeit hauptsächlich als ausgeräumte intensiv 
landwirtschaftlich genutzte Fläche dar. Lediglich südlich und östlich an das 
Plangebiet angrenzend befinden sich Grünflächen, die mit älteren Obstbäu-
men und extensiver Nutzung einen höheren ökologischen Wert besitzt und 
damit heimischen Vogelarten und den typischen Arten des Siedlungsrandes 
und der offenen Feldflur Unterschlupf und Lebensraum bietet. 
Durch die geplante Ausweisung als Wohnbaufläche kommt es zu einer Um-
wandlung bisheriger Freiflächen in Bauflächen in einer Größenordnung von 
4,4 ha bisher intensiv genutztes Ackerland. Bei einem angenommenen Ver-
kehrsflächenanteil von 15 %, einer Grundflächenzahl von 0,4 sowie einer zu-
lässigen Überschreitung von 50 % für Nebenanlagen und Stellplätze kommt 
es zu einer Versiegelung von bis zu ca. 2,9 ha. Für diese zusätzliche Versie-
gelung sowie die damit einhergehenden Beeinträchtigungen der Land-
schaftspotenziale ist ein Ausgleich zu erbringen. 
Der Flächennutzungsplan bietet mit seinen landespflegerischen Darstellungen 
ausreichend Raum zur Umsetzung möglicher Ausgleichsmaßnahmen. Eine 
gezielte Fixierung im Flächennutzungsplan ist nicht erforderlich. Die genaue 
Bilanzierung der Eingriffe in Natur und Landschaft sowie die Festlegung der 
erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen kann dem noch aufzustellenden Be-
bauungsplan vorbehalten bleiben.  

6.2 Artenschutz 
Für das Planungsgebiet ist angesichts der bestehenden unversiegelten Frei-
flächen anzunehmen, dass besonders geschützte Arten bzw. streng geschütz-
te Arten im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes vorkommen. Ist dies der 
Fall, werden die Bestimmungen in den §§ 44 ff Bundesnaturschutzgesetz 
maßgebend. Gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz gelten für die besonders 
geschützten Arten umfassende Zugriffsverbote. 
Bei nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zulässigen Vorhaben gelten 
die Bestimmungen jedoch nur für die in Anhang IV der FFH-Richtlinie aufge-
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führte Tier- und Pflanzenarten sowie die heimischen europäischen Vogelarten 
gemäß Art. 1 Vogelschutzrichtlinie. Ein Verstoß gegen das Störungsverbot 
und das Zerstörungsverbot von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten liegt zudem 
in diesem Fall nicht vor, soweit die ökologische Funktion der von dem Eingriff 
oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten streng geschütz-
ter Arten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird.  
Zur Prüfung der Betroffenheit artenschutzrechtlicher Belange wurde ein arten-
schutzrechtliches Gutachten beauftragt. Gemäß dem „Artenschutzkurzbericht 
zum Bebauungsplan "Erweiterung Wohnbebauung Bannholzgraben" in der 
Stadt Viernheim“, erstellt im Juni 2017 durch das Büro ÖKOPLANUNG, han-
delt es sich bei den anwesenden Vogelarten „zum großen Teil um regelmäßi-
ge Gäste aus der unmittelbaren bis mittelbaren Nachbarschaft. Brutvögel wa-
ren auf der Fläche nicht vorhanden. (…) Säugetiere können zwar mit einigen 
streng geschützten Fledermausarten bei der abendlich/nächtlichen Nahrungs-
suche vorhanden sein, Fledermaus-Quartiere bietet das VG ggf. höchstens 
mit einem Siloturm am Südwestrand. Der ist verschlossen und konnte nicht in 
Augenschein genommen werden. Feldhamsterbaue sind keine vorhanden. 
Lediglich ein Feldhase besuchte hin und wieder das Areal. Reptilien und Am-
phibien waren ebenfalls nicht anzutreffen. Aus der Klasse der Insekten und 
sonstigen Wirbellosen, ist auf diesem großen Ackerareal für FFH-Anhang-IV-
Arten keinerlei Eignung vorhanden.“ (Ökoplanung, Juni 2017, S. 5). 
Nachdem im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung Hinweise aufkamen, dass 
ein alter, nach oben offener Siloturm seit vielen Jahren von Fledermäusen ge-
nutzt werde, erfolgte am 24.03.2018 eine Inaugenscheinnahme mit Hilfe eines 
Hubsteigers. Damit konnte der alte Siloturm auch von oben innen eingesehen 
werden. Die kreisrunde Innenwand des etwa 3 m im Durchmesser umfassen-
den und 6-8 m hohen Turmes besteht aus einzelnen Mauersteinen und ist 
vollkommen glatt. Der offenbar unverbaute Boden ist dem Regen und der Wit-
terung ausgesetzt, mit Müll angefüllt und am Grund stockt eine etwa 15-20-
jährige Birke, die mittlerweile oben aus dem Turm weit herausragt. Auch an 
der verklemmten Metallklappe als ursprüngliche Öffnung finden sich weder 
Spalten noch Einschlupfmöglichkeiten. Dadurch ist der Turm innen laut Arten-
schutzgutachter als Fledermausquartier vollkommen ungeeignet. Zwischen-
zeitlich wurde der Siloturm zurückgebaut. 
 
Eine Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten streng geschützter Ar-
ten kann somit bei Umsetzung der Planung nach gegenwärtigem Kenntnis-
stand ausgeschlossen werden. 
Angesichts der bestehenden intensiven landwirtschaftlichen Nutzung im Pla-
nungsgebiet und seinem Umfeld ist gewährleistet, dass selbst bei Vorkommen 
von Fortpflanzungs- und Ruhestätten streng geschützter Arten im Falle der er 
Zerstörung die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- oder Ru-
hestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt werden wird. Ebenso 
ist eine Störung, die zu einer Verschlechterung des Erhaltungszustands der 
lokalen Population einer Art führen könnte, angesichts der vorhandenen Bio-
topstrukturen im Planungsgebiet sowie im Umfeld auszuschließen.  
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Eine indirekte erhebliche Störung mit einer Verschlechterung der lokalen Po-
pulations-Erhaltungszustände von Arten des Umfeldes - insbesondere bei 
schlechten bis unzureichenden Erhaltungszuständen (z.B. für Bluthänflinge, 
Feldsperling, Kuckuck, Türken- und Turteltaube) ist dennoch bei einem 
Wohnbauvorhaben relevant, da damit zu rechnen ist, dass ein erhebliches Be-
lastungspotenzial auf störanfällige Vogelarten durch Haustiere, Hunde und 
Katzen zu erwarten ist. Dieses Belastungspotenzial ist jedoch angesichts der 
bereits bestehenden Wohnbebauung schon heute vorhanden. Weiterhin kann 
möglichen Auswirkungen im Bebauungsplan durch Ausweisung von Rand-
grünstreifen als Pufferzonen begegnet werden.  
Artenschutzrechtliche Belange können daher nicht so weitgehend betroffen 
sein, dass der Vollzug einer Änderung des Flächennutzungsplans an arten-
schutzrechtlichen Verboten scheitern könnte.  
Die vollumfängliche Abarbeitung der artenschutzrechtlichen Thematik bzw. die 
Konkretisierung ggf. erforderlicher Maßnahmen erfolgt im Bebauungsplan.  
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7. Umweltbericht  
7.1 Beschreibung der Planung 
7.1.1 Anlass und Aufgabenstellung 

Die Stadt Viernheim unterliegt einer stetigen Nachfrage nach Baugrundstü-
cken für eine Wohnbebauung, die gegenwärtig noch im Bereich bestehender 
Baugebiete gedeckt werden kann. Es ist jedoch absehbar, dass diese Bauge-
biete zeitnah gefüllt sein werden.  
Die Stadt Viernheim beabsichtigt daher die Ausweisung weiterer Wohnbauflä-
chen. Die bislang im Flächennutzungsplan hierfür noch dargestellten Wohn-
bauflächen im Westen der Stadt können jedoch in Teilbereichen aufgrund 
noch bestehender konkurrierender Nutzungsansprüche nicht zeitnah umge-
setzt werden. Daher wird eine Neuausweisung von Flächen erforderlich.   
Die Stadt Viernheim beabsichtigt daher, das bestehende Wohngebiet „Bann-
holzgraben“ am östlichen Stadtrand zu erweitern.  
 

7.1.2 Lage und Kurzcharakteristik des Planungsgebiets 
Das Planungsgebiet für die Änderungsplanung zum Flächennutzungsplan be-
findet sich am nordöstlichen Stadtrand von Viernheim und umfasst eine 5,3 ha 
große Fläche südlich der Jakob-Beikert-Straße. Im Norden, Süden und Wes-
ten schließt sich Wohnbebauung der Stadt Viernheim an; im Osten folgen 
landwirtschaftliche Nutzflächen und Aussiedler sowie der Bannholzgraben.  
Der Geltungsbereich wird begrenzt 
- im Norden durch einen bestehenden Wirtschaftsweg  
- im Osten  durch eine Versickerungs- und Ausgleichsfläche des be-

stehenden Baugebiets Bannholzgraben 
- im Süden  durch den vorhandenen Wirtschaftsweg östlich der 

Schwester-Paterna-Allee 
- im Westen durch die vorhandene Bebauung entlang der Jakob-

Beikert-Straße   
Das Planungsgebiet stellt sich als intensiv landwirtschaftlich genutzt, ebene 
Fläche dar.  
 

7.1.3 Ziele und Inhalte der Flächennutzungsplan-Änderung 
Im Planungsgebiet sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine 
verdichtete Wohnbebauung mit einer Mischung aus Ein-, Zwei- und Mehrfami-
lienhäusern in Form von Einzel-, Doppel- und Reihenhäusern geschaffen wer-
den. Hierzu wird parallel zur Aufstellung eines Bebauungsplans auch eine Än-
derung des Flächennutzungsplans erforderlich. 
Im Rahmen der Änderung des Flächennutzungsplans ist eine Umwandlung 
der Flächendarstellung im Flächennutzungsplan von „Fläche für die Landwirt-
schaft“ in eine „Wohnbaufläche“ sowie – in den Randbereichen – in „Grünflä-
chen“ vorgesehen. 
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7.1.4 Flächenbedarf der Planung 
Durch die Änderung der Flächendarstellung ergeben sich folgende Änderun-
gen der beabsichtigten Flächennutzungen: 

 

 FNP Darstellung Be-
stand 

FNP-Darstellung 
geplant 

Fläche für die Landwirtschaft 5,3 ha -- 
Grünflächen -- 0,9 ha 
Wohnbaufläche -- 4,4 ha 

 
Durch die geplante Ausweisung als Wohnbaufläche kommt es zu einer Um-
wandlung bisheriger Freiflächen in Bauflächen in einer Größenordnung von 
5,3 ha bisher intensiv genutztes Ackerland. Bei einem angenommenen Ver-
kehrsflächenanteil von 15 %, einer Grundflächenzahl von 0,4 sowie einer zu-
lässigen Überschreitung von 50 % für Nebenanlagen und Stellplätze kommt 
es unter Berücksichtigung der dargestellten Randgrünfläche zu einer Versie-
gelung von bis zu ca. 2,9 ha. 
 

7.2 Übergeordnete Vorgaben 
7.2.1 Fachgesetzlich festgelegte Ziele des Umweltschutzes 

Für die Änderung des Flächennutzungsplans sind folgende in einschlägigen 
Fachgesetzen festgelegten Ziele des Umweltschutzes maßgebend: 
 
Naturschutzrecht 
Die Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind 
im Bundesnaturschutzgesetz definiert. Demnach sind Natur und Landschaft so 
zu schützen, dass die biologische Vielfalt, die die Leistungs- und Funktionsfä-
higkeit des Naturhaushalts einschließlich der Regenerationsfähigkeit und 
nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie die Vielfalt, Eigenart und 
Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft auf Dauer gesi-
chert sind. 
Eingriffe in Natur und Landschaft sind Veränderungen der Gestalt oder Nut-
zung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten Boden-
schicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich be-
einträchtigen können. Vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft sind zu unterlassen, unvermeidbare Beeinträchtigungen sind durch 
Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen 
(Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen). Ausgeglichen 
ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen 
des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das 
Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. 
Ersetzt ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funk-
tionen des Naturhaushalts in dem betroffenen Naturraum in gleichwertiger 
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Weise hergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu gestal-
tet ist.  
 
Artenschutzrecht 
Für das Planungsgebiet ist nicht gänzlich auszuschließen, dass besonders 
geschützte Arten bzw. streng geschützte Arten im Sinne des Bundesnatur-
schutzgesetzes vorkommen. Ist dies der Fall, werden die Bestimmungen in 
den §§ 44 ff Bundesnaturschutzgesetz maßgebend. Gemäß § 44 Bundesna-
turschutzgesetz gelten für die besonders geschützten Arten umfassende Zu-
griffsverbote.  
Entsprechend § 44 Abs. 5 BNatSchG gelten die artenschutzrechtlichen Verbo-
te allerdings bei nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zulässigen Vor-
haben nur für in Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgeführten Tier- und Pflan-
zenarten sowie die europäischen Vogelarten gemäß Artikel 1 der Vogelschutz-
richtlinie (eine Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 BNatSchG ist 
bislang nicht erlassen).  
Für alle sonstigen Arten gelten die artenschutzrechtlichen Zugriffs-, Besitz- 
und Vermarktungsverbote bei zulässigen Eingriffen nicht. Dessen ungeachtet 
ist bei der Aufstellung eines Bebauungsplans im Rahmen der Eingriffsrege-
lung über die Zulassung von Eingriffen auch vor dem Hintergrund der Auswir-
kungen auf besonders geschützte Arten zu entscheiden. 
Bezogen auf die in Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgeführten Tier- und Pflan-
zenarten sowie die europäischen Vogelarten gilt das Verbot einer Schädigung 
oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten nicht, soweit die ökolo-
gische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflan-
zungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. 
Im Rahmen der artenschutzrechtlichen Betrachtung kommt daher der Frage 
der Situation im räumlichen Zusammenhang eine maßgebende Bedeutung zu. 
Das Verbot einer unvermeidbaren Beeinträchtigung von in Anhang IV der 
FFH-Richtlinie aufgeführten Tier- und Pflanzenarten sowie von europäischen 
Vogelarten gilt ebenso nicht, soweit die ökologische Funktion der von dem 
Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räum-
lichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Vermeidbare Beeinträchtigungen 
(einschließlich der Tötung) bleiben unzulässig. 
 
Wasserrecht 
Gemäß Wasserhaushaltsgesetz des Bundes sind Gewässer insbesondere in 
ihre Funktions- und Leistungsfähigkeit als Bestandteil des Naturhaushalts und 
als Lebensraum für Tiere und Pflanzen zu erhalten und zu verbessern. Wei-
terhin sind an oberirdischen Gewässern so weit wie möglich natürliche und 
schadlose Abflussverhältnisse zu gewährleisten und insbesondere durch 
Rückhaltung des Wassers in der Fläche der Entstehung von nachteiligen 
Hochwasserfolgen vorzubeugen. 
Niederschlagswasser soll gemäß § 55 WHG „ortsnah versickert, verrieselt o-
der direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser 
in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch 
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sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange 
entgegenstehen.“ 
 
Immissionsschutzrecht 
Menschen, Tiere, Pflanzen, Böden, Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- 
und Sachgüter sind entsprechend den einschlägigen gesetzlichen Vorschriften 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen. Dem Entstehen schädli-
cher Umwelteinwirkungen ist vorzubeugen.  
Gemäß § 50 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnah-
men die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen so einander zu-
zuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen 
ausgehende Auswirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem 
Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete so 
weit wie möglich vermieden werden. Gleichzeitig sollen neben dem Schutz der 
angrenzenden Gebiete gesunde Arbeitsverhältnisse innerhalb des Gebietes 
herrschen. 
 

7.2.2 Landschaftsplan zum Flächennutzungsplan 
Der Landschaftsplan der Stadt Viernheim wurde von der BMH Planungsge-
sellschaft mbH erstellt und am 09.03.2012 von der Stadtverordnetenversamm-
lung beschlossen. 
Aus dem Maßnahmenplan ergeben sich für das Planungsgebiet keine konkre-
ten Entwicklungszielsetzungen. Das stadtbedeutsame lokale Windsystem im 
Zuge der Grünachse des bestehenden Baugebiets Bannholzgraben ist jedoch 
zu sichern.  
 

 
Auszug aus dem Maßnahmenplan, Landschaftsplan der Stadt Viernheim (BMH Planungsge-
sellschaft mbH, März 2012) 
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7.2.3 Fachrechtliche Unterschutzstellungen 
Naturschutz 
Im Bereich des Planungsgebietes bestehen weder naturschutzrechtliche noch  denk-
malrechtliche Schutzgebiete.  

 

Wasserrecht 
Das Plangebiet befindet sich vollständig innerhalb der Schutzzone III B des durch Ver-
ordnung vom 25.05.2009 festgesetzten Wasserschutzgebiets zum Schutz der Wasser-
gewinnungsanlage „Mannheim Käfertaler Wald“. Die Rechtsverordnung enthält um-
fangreiche Verbote unter anderem zur Tierhaltung und landwirtschaftlichen Nutzung 
– insbesondere zur Verwendung von Dünge-, Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämp-
fungsmitteln –, zum Umgang und zur Lagerung von wassergefährdenden Stoffen so-
wie zu baulichen und sonstigen möglicherweise grundwassergefährdenden Nutzun-
gen. 

Aus der Rechtsverordnung ergeben sich jedoch keine grundlegenden Restriktionen 
für die bestehende Nutzung des Planungsgebiets durch ein Wohngebiet. Die Lage in 
einem Wasserschutzgebiet steht der Änderung des Flächennutzungsplans somit nicht 
entgegen.  

 

7.3 Beschreibung der Wirkfaktoren des Vorhabens 
7.3.1 Beschreibung des Untersuchungsrahmens 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung zur Änderung des Flächennutzungs-
plans werden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB auch zu einer Äußerung im Hinblick auf den erforderlichen 
Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung aufgefordert. Es wurden 
jedoch keine diesbezüglichen Stellungnahmen vorgetragen. 
 

7.3.2 Beschreibung der Wirkfaktoren des Vorhabens 
Im Zuge der Erschließung und Bebauung des Plangebietes ist allgemein mit 
folgenden Wirkfaktoren zu rechnen:  
 
Baubedingte Wirkungen  
Baubedingte Wirkungen charakterisieren sich durch die entsprechenden 
Baustellentätigkeiten und deren Flächeninanspruchnahme im Zuge der Her-
stellung der baulichen Anlagen (Gebäude und Infrastrukturen). Sie wirken für 
eine begrenzte Zeit (zeitlicher Umfang der Baumaßnahme).  
• Neuordnung und Baureifmachung der Flächen für die künftige bauliche 

Nutzung  
• Temporäre Flächeninanspruchnahme durch Baustelleneinrichtung, Lagern 

von Baumaterial/-geräten, Baustraßen, Inanspruchnahme bestehender 
Wegebeziehungen, Leitungsverlegungen  

• Abbau, Transport, Lagerung, und Durchmischung von Boden  
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• Bodenverdichtung durch Baumaschinen (Erschütterungen, Vibrationen, 
Befahrung von Flächen  

• Lärm-/ Staub- und Schadstoffemissionen  
• Unfallgefahren  
 
Anlagenbedingte Wirkungen  
Anlagenbedingte Wirkungen entstehen durch die baulichen Anlagen selbst 
(zum Beispiel durch Flächeninanspruchnahme, Zerschneidung, Beschattung) 
und wirken dauerhaft.  
• Flächeninanspruchnahme durch Verkehrsflächen, Gebäude und Neben-

anlagen 
• Verkleinerung von Lebens- und Landschaftsbildräumen, Frisch- und Kalt-

luftentstehungsflächen  
• Veränderung des Wasserhaushalts (veränderter Oberflächenabfluss)  
 
Betriebsbedingte Wirkungen  
Betriebsbedingte Wirkungen gehen von der Nutzung der baulichen Anlagen 
aus (zum Beispiel Lärm, Emissionen, erhöhter Nutzungsdruck) und wirken für 
die Dauer der Nutzung.  
• Zunahme Geräusche/ Lärm durch Verkehr  
• Schadstoffimmissionen durch Heizen, Verkehr  
• Lichtimmissionen und visuelle Effekte durch Verkehr  
• Erhöhter Nutzungsdruck auf Naherholungsflächen  
 

7.4 Beschreibung und Bewertung des Umweltzustands 
Die Beschreibung und Bewertung des Umweltzustand basiert im Wesentlichen 
auf den Ergebnissen des Landschaftsplans der Stadt Viernheim (BMH Pla-
nungsgesellschaft mbH, März 2012) sowie der artenschutzrechtlichen Unter-
suchung zum Baugebiet Ökoplanung, Juni 2017). 
 

7.4.1 Naturräumliche Gliederung 
Naturräumlich zählt das Gebiet zur „nördlichen Oberrhein-Niederung“ in der 
Haupteinheit "Hessische Rheinebene". Das Planungsgebiet liegt in der Un-
tereinheit „Viernheim-Käfertaler Sand“. Diese erfasst die der Niederterrasse 
des Rheins auflagernden Flugsandfelder und Binnendünenzüge sowie ebene, 
schwach reliefierte Dünenausläufer und Flugsandfelder östlich der Binnendü-
nen.  
  

7.4.2 Geologie und Relief 
Die geologischen Gegebenheiten im Planungsgebiet sind durch den Graben-
bruch des Oberrheingrabens und die diesen Grabenbruch füllenden Sedimen-
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te geprägt. Oberflächennah befinden sich quartäre Ablagerungen des Rheins 
bzw. des Neckars.  
Die Fläche des Planungsgebiets stellt sich als weitestgehend eben dar. 
 

7.4.3 Schutzgut Fläche 
Das Planungsgebiet umfasst eine bislang dem Außenbereich zuzuordnende 
und landwirtschaftlich genutzte Fläche in einer Größe von ca. 5,3 ha.  
 

7.4.4 Schutzgut Boden 
Die Böden im Planungsgebiet bestehen gemäß Landschaftsplan aus Hochflut-
lehm. Als Bodenart ist podsoliger Pseudogley-Gley angegeben. 
Die Flächen weisen laut Landschaftsplan eine gute Eignung für Grünland auf. 
Das Ausgleichsvermögen im Wasserkreislauf, das Filter- und Puffervermögen 
für Schadstoffe sowie die Bedeutung für die natürliche Vegetation sind gering. 
 
Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens wurde eine Baugrundvorerkundung 
mit geotechnischer und abfalltechnischer  Beratung durch die IGB Rhein-
Neckar Ingenieurgesellschaft erstellt („Baugrundvorerkundung mit geotechni-
scher und abfalltechnischer Beratung“ zum Bebauungsplan „Erweiterung 
Bannholzgraben“, von IGB mbH, Ludwigshafen am Rhein, 17.07.2018). In 
diesem Gutachten wird zu kanal- straßenbautechnischen und versickerungs-
technischen Bodeneigenschaften Stellung bezogen. 
Zur Feststellung der Baugrund- und Grundwasserverhältnisse wurden inner-
halb des Erschließungsgebietes 11 Rammkernsondierungen durchgeführt so-
wie vier Versickerungsversuche am nordwestlichen Randbereich – innerhalb 
der vorgesehen Muldenflächen – durchgeführt. 

 
Baugrundaufbau 
Der festgestellte Baugrundaufbau im Bereich der geplanten Maßnahme kann 
anhand der Aufschlüsse wie folgt vereinfachend in vier Gruppen zusammen-
gefasst werden: 
 
• 1a aufgefüllter Oberboden  

Der stellenweise mit Fremdbeimengungen erkundete durchwurzelte 
Oberboden wurde bis zu einer Mächtigkeit von 0,4 m bis 0,9 m als hell- bis 
dunkelbrauner Sand festgestellt. Die Zusammensetzung schwankt örtlich 
von schwach schluffigen bis zu schwach kiesigen Fein- bis Mittelsanden. 
Als anthropogene Beimengungen wurden geringe Mengen Ziegelbruch 
festgestellt. Das Material ist als Boden mit < 10 % mineralischen Fremd-
bestandteilen einzustufen. Die Böden können nach DIN 18196 den Bo-
dengruppen [OH] und [SU] zugeordnet werden.  
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• 1b Oberboden  
Neben der Schicht 1 a stehen überwiegend dunkelbraune Oberböden an. 
Diese wurden bis in Tiefen zwischen 0,4 m und 0,8 m unter Gelände auf-
gefunden. Durch die landwirtschaftliche Nutzung sind die Oberböden flä-
chig im oberen Schichtbereich umgelagert. Die Oberböden setzten sich 
meist aus schwach tonigen, schluffigen bis stark schluffigen Fein- und Mit-
telsanden zusammen, die stellenweise zudem schwach kiesig oder 
schwach humos sind.  
Die Böden können nach DIN 18196 den Bodengruppen OH, SU und SU* 
zugeordnet werden. 

 
• 2 Schluffe und schluffige Sande 

Unter den Oberböden (Schicht 1a und 1b) stehen überwiegend stark san-
dige Schluffe mit steifer bis halbfester Konsistenz oder schluffige bis stark 
schluffige Sande an. Untergeordnet liegt eine geringe Schluffbeimengung 
vor. Die Mächtigkeit der Schluffe und schluffigen Sande schwankt zwi-
schen 0,3 m und 1,9 m. Die Schichtunterkante reicht in Tiefen bis zu 2,3 m 
unter der Geländeoberkante. 
Der Boden kann nach DIN 18196 den Bodengruppen UL, SU und SU* 
(vereinzelt [UL]) zugeordnet werden. 

 
• 3 Sande  

Bis zu den Endtiefen der bis zu 8 m tiefen Aufschlüsse folgen flächig San-
de mit unterschiedlicher Kornzusammensetzung. Das Spektrum reicht von 
enggestuften Feinsanden bis hin zu weitgestuften, teilweise kiesigen, 
Sanden.  
Die Böden können nach DIN 18196 den Bodengruppen SE, SI und SW 
zugeordnet werden. 

 
Altlasten  
Es liegen keine Hinweise auf Altlasten vor. Im Rahmen der frühzeitigen Be-
hördenbeteiligung wurde auch kein Verdacht auf eine mögliche Altlastenbelas-
tung geäußert.   
 
Kampfmittel  
Innerhalb des Stadtgebiets von Viernheim muss grundsätzlich mit dem Vor-
handensein von Kampfmitteln gerechnet werden. Daher wurde die im Rahmen 
der Untersuchungen zu den archäologischen Fundstellen durchgeführte Mag-
netometerprospektion auch in Bezug auf Kampfmittel ausgewertet. Es wurden 
dabei verschiedene Anomalien festgestellt, die als mögliche Kampfmittel zu in-
terpretieren waren. 
Daher wurde die Gesellschaft für Liegenschaftskonversion GmbH, Schorfhei-
de, mit einer Räumung beauftragt. Gemäß Schreiben vom 14.03.2019 wurde 
die Kampfmittelfreiheit bescheinigt. 
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7.4.5 Schutzgut Wasser 

In der Umgebung des Plangebiets sind keine Oberflächengewässer vorhan-
den. 
Der Flurabstand des Grundwassers ist im Landschaftsplan für den Zeitpunkt 
Oktober 2008 mit  2 – 4 m angegeben. Der Flurabstand des Grundwassers 
unterliegt jedoch starken Schwankungen. Dem Boden kommt nur eine geringe 
Bedeutung als Ausgleichskörper im Wasserkreislauf zu. 
Aus der Verbindung der geringen Filtereigenschaften des Bodens und dem 
geringen Speichervermögen ergibt sich laut Landschaftsplan eine große geo-
logisch bedingte Verschmutzungsempfindlichkeit des Grundwassers. 
Auf Grundlage der bei der Bodensondierung vorgefundenen Grundwasser-
stände und den weiteren Grundlagen wurde vom Bodengutachter ein mittlerer 
höchster Grundwasserstand (MHGW) von ca. 95 m ü. NN. abgeleitet. Im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden wurde jedoch seitens der 
Unteren Wasserbehörde mit Schreiben vom 23.04.2018 ein Bemessungswas-
serstand von 95,70 m ü. NN. vorgegeben. 
Für die Ermittlung des Durchlässigkeitsbeiwerts wurden Versickerungsversu-
che durchgeführt. Folgende Ergebnisse wurden dabei erzielt: 

- Schicht 1b –  Oberboden/V1: kf = ca. 6,1x10-5 m/s.  
- Schicht 2 – schluffiger Feinsand/V2: kf = ca. 1,6x10-4 m/s. 
- Schicht 3 – Feinsand/V3+4: kf = ca. 2,2-5,3 x 10-5 m/s 

Nach DIN 18130-1 sind alle drei Schichten als durchlässig einzustufen und 
nach DWA-Arbeitsblatt A-138 (2005) für die Ausbildung von Versickerungsan-
lagen geeignet. 
  
Das Planungsgebiet ist zudem Bestandteil des großflächigen Wasserschutz-
gebietes zum Schutz des Grundwassers im Einzugsgebiet der Wassergewin-
nungsanlage „Mannheim-Käfertal“ und befindet sich dort in der Wasser-
schutzgebietszone III B.  
 

7.4.6 Schutzgut Klima 
Das Klima im Untersuchungsgebiet ist dem Klimabezirk des mittleren Ober-
rheingrabens zuzurechnen und zeichnet sich das Planungsgebiet durch milde 
Winter und warme Sommer aus. 
Eine klimatische Vorbelastung ergibt sich aus der Lage in der Rheinebene und 
den damit verbundenen austauscharmen und windschwachen Wetterlagen. 
Die Vertikalzirkulation wird dabei durch warme Luftschichten in geringer Höhe 
der Atmosphäre unterbunden, was zu drückender Schwüle im Sommer und 
Inversionslagen im Herbst und Winter führt. Entsprechend bedeutsam sind 
daher Abkühlungsflächen, die das Lokalklima positiv beeinflussen.  
Das Planungsgebiet grenzt laut Landschaftsplan an großräumige Kalt- und 
Frischluftentstehungsflächen. Der Fläche selbst wird jedoch keine Funktion als 
klimatischer Ausgleichsraum zugemessen. 
 



 
Stadt Viernheim, Änderungsplan 24 zum Flächennutzungsplan (Erweiterung Bann-
holzgraben) -  Begründung              Entwurf zur Beschlussfassung vom 21.05.2019 

 

 
Seite 35 

7.4.7 Schutzgut Arten- und Biotoppotential 
Zur Prüfung der Betroffenheit artenschutzrechtlicher Belange wurde ein arten-
schutzrechtliches Gutachten „Artenschutzkurzbericht zum Bebauungsplan 
"Erweiterung Wohnbebauung Bannholzgraben" in der Stadt Viernheim“, er-
stellt im Juni 2017 durch das Büro ÖKOPLANUNG, beauftragt. Als Grundlage 
für die artenschutzrechtliche Bewertung erfolgte eine Erfassung der vorhan-
denen Fauna in insgesamt 6 Begehungen. Dabei ergaben sich folgende Er-
gebnisse: 
 
Vögel 
Bei den kartierten Vogelarten handelt es sich zum großen Teil um regelmäßi-
ge Gäste aus der unmittelbaren bis mittelbaren Nachbarschaft, vor allem aus 
den nördlich und östlich angrenzenden Gehölzstrukturen.  
 
Säugetiere 
Säugetiere können zwar mit einigen streng geschützten Fledermausarten bei 
der abendlich/nächtlichen Nahrungssuche vorhanden sein, Fledermaus-
Quartiere sind jedoch im Planungsgebiet nicht vorhanden.  
Nachdem im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung Hinweise aufkamen, dass 
ein alter, nach oben offener Siloturm seit vielen Jahren von Fledermäusen ge-
nutzt werde, erfolgte am 24.03.2018 eine Inaugenscheinnahme mit Hilfe eines 
Hubsteigers. Damit konnte der alte Siloturm auch von oben innen eingesehen 
werden. Die kreisrunde Innenwand des etwa 3 m im Durchmesser umfassen-
den und 6-8 m hohen Turmes besteht aus einzelnen Mauersteinen und ist 
vollkommen glatt. Der offenbar unverbaute Boden ist dem Regen und der Wit-
terung ausgesetzt, mit Müll angefüllt und am Grund stockt eine etwa 15-20-
jährige Birke, die mittlerweile oben aus dem Turm weit herausragt. Auch an 
der verklemmten Metallklappe als ursprüngliche Öffnung finden sich weder 
Spalten noch Einschlupfmöglichkeiten. Dadurch ist der Turm innen laut Arten-
schutzgutachter als Fledermausquartier vollkommen ungeeignet. Zwischen-
zeitlich wurde der Siloturm zurückgebaut. 
Feldhamsterbaue sind keine vorhanden. Lediglich Feldhasen besuchen hin 
und wieder das Areal.  
 
Reptilien und Amphibien 
Reptilien und Amphibien waren ebenfalls nicht anzutreffen. Jedoch wurde sei-
tens von Anwohnern ein mögliches Vorkommen von Eidechsen am früheren 
Siloturm benannt. Ein Vorkommen konnte jedoch im Rahmen der durchge-
führten Untersuchungen nicht bestätigen. 
Aus der Klasse der Insekten und sonstigen Wirbellosen ist auf diesem großen 
Ackerareal für FFH-Anhang-IV-Arten keinerlei Eignung vorhanden. 
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Vogelarten im Planungsgebiet. Aus: Ökoplanung, Juni 2017, S. 2 
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7.4.8 Schutzgut Landschaftsbild 
Landschaftliche Einbindung 
Das Planungsgebiet selbst stellt sich als ausgeräumte Agrarflur dar. Durch die 
östlich angrenzenden Versickerungs- und Ausgleichsflächen, den nördliche 
folgenden Bannholzgraben und den begrünten Rand des Baugebiets Bann-
holzgraben ist die Fläche dennoch in eine vielfältig gestaltete Kulturlandschaft 
eigebunden. 
 
Prägende Vegetationsstrukturen 
Prägende Vegetationsstrukturen sind im Planungsgebiet nicht vorhanden.  
 
Sichtbeziehungen 
Es bestehen großräumige Sichtbeziehungen zur Bergstraße und zum Oden-
wald. Kleinräumig ist die Sichtbeziehung in die Grünachsen des bestehenden 
Baugebiets Bannholzgraben bedeutsam. 
 

7.4.9 Schutzgut Mensch und Erholung 
Schutzwürdigkeit der bestehenden Nutzungen 
Im Plangebiet befinden sich keine immissionsschutzrechtlich schutzwürdigen 
Nutzungen.  
 
Vorbelastung Verkehrslärm 
Bei der wesentlich auf das Plangebiet einwirkenden Schallquelle handelt es 
sich um die Bundesautobahn A 659 und die Landesstraße 311 sowie weniger 
stark frequentierte umliegende Straßenverkehrswege. 
Um die Einwirkungen des Verkehrslärms auf das Plangebiet abzuschätzen 
und die erforderlichen Maßnahmen zum Schallschutz treffen zu können, wur-
de durch das Ingenieurbüro Krebs+Kiefer Fritz AG ein Schallgutachten erstellt 
(„Schalltechnische Untersuchung Bauvorhaben Bebauungsplan „Erweiterung 
Bannholzgraben“ in Viernheim“, Darmstadt, 24.04.2019). 
Für den heutigen Zustand sind folgende Verkehrsmengen für die Berechnung 
der Verkehrslärmimmissionen zugrunde gelegt worden: 
• Dina-Weißmann-Allee  6.500 Kfz/24 h 
• Michael-Ende-Weg  200 Kfz/24 h 
• Erich-Kästner-Allee  4.500 Kfz/24 h 
• Schwester-Paterne-Allee/Gebr. Grimm-Allee 610 Kfz/24 h 
• Landesstraße L 311  7.756 Kfz/24 h 
• Autobahn A 659  52.708 Kfz/24 h 
 
Im Schallgutachten sind die Immissionsbelastungen durch den bestehenden 
Verkehr nicht explizit ausgewiesen. Hilfsweise kann aber die Belastungssitua-
tion im Planfall herangezogen werden. Im Ergebnis ergeben sich bestehende 
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Verkehrslärmbelastungen tags weit überwiegend unter 55 dB(A), teilweise 
auch unter 50 dB(A). Die Orientierungswerte für Allgemeine Wohngebiete ge-
mäß der DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ werden damit eingehalten. 
Nachts werden im südöstlichen und im südwestlichen Randbereich die Orien-
tierungswerte für ein Allgemeines Wohngebiet von 45 dB(A) in kleinen Teilflä-
chen geringfügig überschritten. 
 

 
Verkehrslärmbelastung bei Tag (6:00 – 22:00 Uhr), Immissionshöhe 3,5 m  
 

 
Verkehrslärmbelastung bei Nacht (22.00 – 6:00 Uhr), Immissionshöhe 3,5 m  
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Vorbelastung Gewerbelärmimmissionen 
Nordöstlich zum Plangebiet sind eine Vielzahl von Reitbetrieben angesiedelt. 
Vom Reit- und Fahrverein Viernheim e.V. gehen auf Grund der Größe und der 
neben der Pferdehaltung betriebene Veranstaltungen (u.a. Turnierveranstal-
tungen) die maßgeblichen Emissionen aus. Im Schallgutachten „Schalltechni-
sche Untersuchung Bauvorhaben Bebauungsplan „Erweiterung Bannholzgra-
ben“ in Viernheim“, erstellt durch das Büro Krebs+Kiefer Fritz AG, Darmstadt, 
24.04.2019, wird für die umliegenden Reiterbetriebe von folgenden Untersu-
chungsszenarien ausgegangen:  
  
• Regulärer Betrieb (Pferdehaltung)  

Dem Reit- und Fahrverein e.V. in Viernheim sind neben Pferdeboxen, Pfer-
deställen, Pferdekoppeln, drei Reitplätzen auch eine kleine Gastronomie 
(Reiterstübchen) mit Außenterrasse zuzuordnen. Es wird angenommen, 
dass die Außenterrasse zum Reiterstübchen von 10:00 – 23:00 Uhr von bis 
zu 100 Personen besucht wird. Weiterhin wird bezüglich der Kommunikati-
onsgeräusche von 50 % laut sprechenden Personen ausgegangen. Weiter-
hin werden insgesamt 74 Stellplätze berücksichtigt. 
Die in Umgebung des Plangebietes befindlichen Pferdekoppeln werden im 
Sinne einer oberen Abschätzung mit einer Belegung von 15 Pferden im 
Tagzeitraum (06:00 – 22:00 Uhr) und 1 Pferd im Nachtzeitraum in Ansatz 
gebracht. Ausnahme hierzu bildet die Pferdekoppel südlich des Reit- und 
Fahrvereins. Hier wird von 4 Pferden im Tagzeitraum (06:00 – 22:00 Uhr) 
und 1 Pferd im Nachtzeitraum ausgegangen. 
Für die umliegenden Reitplätze wird für den regulären Hofbetrieb davon 
ausgegangen, dass diese in der Zeit von 08:00 – 22:00 Uhr von 5 Reitern 
auf Pferden parallel genutzt werden. Im Nachtzeitraum nach 22:00 Uhr be-
findet sich im Sinne einer oberen Abschätzung 1 Reiter mit Pferd auf dem 
jeweiligen Reitplatz. 
Für die Fahrten über das Betriebsgelände, beispielsweise zum Mistplatz 
und Heulager, wird im Sinne einer oberen Abschätzung zweimal täglich ei-
ne, für jeweils eine Stunde durchgängige, Traktorfahrt innerhalb der Ruhe-
zeiten an einem Sonntag berücksichtigt. Zum Ebnen der Reitplätze wird ein 
Traktoreinsatz im Tagzeitraum (06:00 – 22:00 Uhr) für jede zweite Stunde 
für eine Dauer von 30 min/h in Ansatz gebracht. Für die Anlieferung von 
Stroh und Futter durch Lkw wird ein durchgängiger einstündiger Schlepper-
betrieb innerhalb der Ruhezeiten an einem Sonntag in Ansatz gebracht. 
 
Im Ergebnis ergeben sich für den regulären Hofbetrieb am ungünstigsten 
Tag (Sonn- und Feiertage) im Plangebiet Beurteilungspegel von tags weni-
ger als 45 dB(A) und nachts weniger als 30 dB(A). 
 
Die Orientierungswerte für Allgemeine Wohngebiete von tags 55 dB(A) und 
nachts 45 dB(A) werden damit deutlich unterschritten. 
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• Turnierbetrieb 

Nach Angaben des Reit- und Fahrverein e.V. in Viernheim findet im Som-
mer ein großes Reitturnier von 5 Tagen und im Februar und Oktober zwei 
Hallenturniere statt. Somit ist der Turnierbetrieb, gemäß den Angaben der 
TA Lärm, als seltenes Ereignis mit einer begrenzten Zeitdauer von maximal 
10 Kalendertagen pro Jahr und an nicht mehr als zwei aufeinanderfolgen-
den Wochen-enden zu bewerten.   
Während des Turnierbetriebes wird davon ausgegangen, dass der reguläre 
Hofbetrieb nur eingeschränkt betrieben wird. Die Pferdekoppeln und Reit-
plätze, sowie das zugehörige Ebnen der Reitplätze durch den Traktor wer-
den dennoch gemäß den obigen Ausführungen in Ansatz gebracht.   
Für den Turnierbetrieb werden um den Turnierplatz 500 Zuschauer berück-
sichtigt. Es wird davon ausgegangen, dass sich 50 % der anwesenden Zu-
schauer laut unterhalten. Weiterhin wird eine Lautsprecheranlage berück-
sichtigt. 
Für den Turnierbetrieb ergeben sich am ungünstigsten Tag (Sonn- und Fei-
ertage) im Plangebiet Beurteilungspegel von tags weniger als 65 dB(A) und 
nachts weniger als 50 dB(A). Die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm für 
seltene Ereignisse von 70 / 55 dB(A) werden damit im Plangebiet unter-
schritten und somit eingehalten. 

 
Vorbelastung Luftschadstoffimmissionen  
Das Planungsgebiet unterliegt keiner über das im bebauten Gebiet von Viern-
heim ohnehin bestehende Maß hinausgehenden besonderen Luftschadstoff-
belastung. Gewerbebetriebe mit relevanten Luftschadstoffemissionen sind in 
der näheren Umgebung nicht vorhanden. 
 
Vorbelastung Geruch 
Nördlich und östlich des Plangebietes liegen – wie bezüglich Schall bereits 
dargelegt - in mindestens ca. 100 bis 200 m Entfernung mehrere Betriebe mit 
Pferdehaltung und Reitbetrieb. Daher wurde im Rahmen der Aufstellung des 
Bebauungsplans eine Immissionsprognose für Geruch erstellt. Gemäß dieser 
Geruchsprognose, die durch das Ingenieurbüro Lohmeyer GmbH&Co. KG, 
Karlsruhe, mit Datum vom März 2018 erstellt wurde,  zeigt die berechnete Ge-
samtbelastung an Geruch eine Geruchsstundenhäufigkeiten von bis zu 10 % 
der Jahresstunden im östlichen Teil des geplanten Bebauungsgebiets   
Zur Bewertung der Ergebnisse einer Ausbreitungsrechnung bzw. einer Bege-
hung wurden die Richtwertsetzungen der Geruchsimmissionsrichtlinie (GIRL) 
verwendet, die verschiedene Gebietsstrukturen berücksichtigen. Als Immissi-
onsrichtwerte ist für Wohn- und Mischgebiete als Grenzwert eine Geruchs-
stundenhäufigkeit von 10 % festgelegt. 
Da die ermittelten Geruchshäufigkeiten die Immissionsrichtwerte der GIRL 
nicht überschreiten, sind aus Sicht des Fachgutachtens Geruch sind keine er-
heblichen Geruchsbelästigungen durch die pferdehaltenden Betriebe Am Alten 
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Weinheimer Weg im Plangebiet zu erwarten.   
 

 
Berechnete Gesamtbelastung für Geruch als Geruchsstundenhäufigkeit in Prozent der Jah-
resstunden. Die Quellen sind als schwarze Umrisse dargestellt, die Bebauungsfläche als rot 
umrandeter Bereich. Aus: Geruchsprognose, Ingenieurbüro Lohmeyer GmbH&Co. KG, Karls-
ruhe, März 2018, S. 31 
 
Vorbelastung Lichtimmissionen 
Lichtimmissionen sind bislang für das Planungsgebiet nicht relevant.  
 
Grün- und Freiflächen:  
Im Plangebiet sind keine öffentlichen Grün- und Freiflächen vorhanden.  
 
Wegebeziehungen: 
Wegeverbindungen bestehen nur in Form eines betonierten Wirtschaftswegs 
am südlichen Rand des Planungsgebiets. 
 

7.4.10 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 
Sachgüter bestehen im Planungsgebiet in nur in Form eines betonierten Wirt-
schaftswegs am südlichen Rand des Planungsgebiets. 
Im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung wurde vom Landesamt für 
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Denkmalpflege, hessenArchäologie, mitgeteilt, dass sich im unmittelbaren 
Umfeld des Plangebiets durch Luftbildbefund festgestellte Siedlungsspuren 
unbekannter Zeitstellung, die als Bodendenkmäler anzusprechen sind, befin-
den. Daher wurde eine archäologisch-geophysikalische Prospektion bei der 
Firma Posselt&Zickgraf beauftragt. Gemäß deren Abschlussbericht vom Juli 
2018 weisen „die Ergebnisse der Magnetometerprospektion (….) vor allem in 
den Randbereichen der Untersuchungsfläche einige starke Anomalien moder-
nen Ursprungs auf, die die archäologische Bewertung in Teilbereichen ein-
schränken, bzw. unmöglich machen. Hinzu kommen großflächig gestörte Are-
ale innerhalb der Untersuchungsfläche, die sich durch besonders unruhige 
magnetische Messwerte abzeichnen und deren Grenzen meist mit denen der 
modernen Flurstücke einher gehen. Sie stammen sehr wahrscheinlich von 
modernen Materialaufträgen. Im Westen und im Süden sind die Materialauf-
träge magnetisch so stark ausgeprägt, dass für die betroffenen Areale keine 
archäologische Bewertung vorgenommen werden kann. Die Materialaufträge 
im Zentrum und nördlich davon, schränken die Interpretation nur wenig ein. 
Prinzipiell können in den gestörten Bereichen archäologische Befunde überla-
gert oder unerkannt geblieben sein. Der weitaus größere und ungestörte Teil 
der Untersuchungsfläche liefert allerdings nur wenige Hinweise für das Vor-
handensein von potentiellen archäologischen Strukturen. Bei den möglicher-
weise archäologisch verursachten Strukturen handelt es sich um wenige Gru-
benbefunde unbekannter Zeitstellung, die sich durch runde positive Anomalien 
abzeichnen. Die noch kleineren und schwächer positiven Anomalien deuten 
auf Grubenbefunde hin deren archäologische Relevanz als fraglich anzusehen 
ist. Für alle Grubenbefunde ist generell eine moderne oder auch eine geolo-
gisch-bodenkundliche Ursache nicht auszuschließen. In der Nordspitze der 
Untersuchungsfläche zeichnet sich eine linear verlaufende positive Struktur 
ab. Sie erstreckt sich in nordöstliche Richtung zum Bannholzgraben. Vermut-
lich handelt es sich um die Reste einer Grabenstruktur, obwohl auch eine geo-
logisch-bodenkundliche Ursache denkbar ist. Zeitlich ist dieser Graben nicht 
einzuordnen. Die als potentiell archäologisch relevant anzusehenden Struktu-
ren lassen insgesamt somit keinen übergeordneten archäologischen Kontext 
erkennen. 
Für die Fragestellung nach dem Vorhandensein von Kampfmitteln ergeben 
sich jedoch einige Hinweise in Form von extrem starken und starken magneti-
schen Anomalien mit ausgeprägtem Dipolcharakter. Die fraglichen Anomalien 
sind innerhalb der interpretierenden Umzeichnung gesondert markiert (Abb. 5) 
und sollten von einer für die Kampfmittelbewertung lizensierten Fachfirma ein-
geschätzt werden.  
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass nur wenige Anomalien detektiert 
werden konnten, die als fragliche archäologische Grubenbefunde anzuspre-
chen sind. Ein möglicher Grabenabschnitt liegt im Norden der Untersuchungs-
fläche. Die zeitliche Einordnung der, in keinem erkennbaren übergeordneten 
Kontext stehenden, Befunde ist anhand des Messbildes allein nicht möglich. 
Hierfür wäre eine gezielte Überprüfung einzelner Anomalien, z.B. durch Boh-
rungen, nötig. Durch die Ergebnisse der Magnetometerprospektion haben sich 
einige Verdachtspunkte für mögliche Reste von Kampfmitteln ergeben. Diese 
sollten zusätzlich von einer für die Kampfmittelbewertung lizensierten Fachfir-
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ma in Augenschein genommen werden. Auf Grundlage der vorliegenden Er-
gebnisse kann nun eine bodendenkmalpflegerische Bewertung vorgenommen 
und ggf. weitere archäologische Maßnahmen geplant werden.“ (Pos-
selt&Zickgraf, Juli 2018, S. 6 f). 
Das Gutachten wurde dem Landesamt für Denkmalpflege zur Verfügung ge-
stellt. Nach einer Sichtung der Ergebnisse teilte das Landesamt für Denkmal-
pflege mit Schreiben vom 08.11.2018 mit, dass nach übereinstimmender Ein-
schätzung des Gutachters und des Fachamtes im Plangebiet keine Boden-
denkmäler vorhanden sind. Bei den vorhandenen Luftbildbefunden scheint es 
sich um geologische Strukturen zu handeln. 
 

7.4.11 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 
Die nach den Vorgaben des BauGB zu betrachtenden Umweltbelange beein-
flussen sich gegenseitig in unterschiedlichem Maße. Dabei sind Wechselwir-
kungen zwischen den Umweltbelangen sowie Wechselwirkungen aus Verlage-
rungseffekten zu betrachten. Nachfolgend sind in der Tabelle die Wechselwir-
kungen zwischen den Umweltbelangen zusammengefasst dargestellt:  
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7.5 Alternativenprüfung 
7.5.1 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurch-

führung der Planung 
Im Umweltbericht ist eine Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei 
Nichtdurchführung der Planung als Vergleichsgrundlage für die Beurteilung der 
Umweltauswirkungen bei Durchführung der Planung zu erstellen. 
 

Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei  
Nichtdurchführung des Vorhabens 

Schutzgut Auswirkungen 
Mensch Die bestehende Belastung durch Staub beim Bewirtschaften 

der landwirtschaftlichen Fläche im direkten Anschluss an die 
Wohnnutzung bleibt erhalten.  

Tiere und Pflan-
zen 

Es erfolgt weiterhin überwiegend eine intensive landwirtschaftli-
che Nutzung, die wenig Entwicklungsmöglichkeiten für Tiere 
und Pflanzen bietet.  

Boden Der Eintrag von Pflanzenschutz und Düngemitteln aufgrund der 
ackerbaulichen Nutzung bleibt bestehen.  

Wasser Der Eintrag von Pflanzenschutz und Düngemitteln aufgrund der 
ackerbaulichen Nutzung bleibt bestehen.  

Luft / Klima Es sind keine Veränderungen zu erwarten. Die landwirtschaftli-
che Fläche bleibt als nächtliche Kaltluftproduktionsfläche beste-
hen. 

Landschaftsbild Das Planungsgebiet bleibt als Inselfläche zwischen Ortslage 
und Umgehungsstraße erhalten. 

Biologische Viel-
falt 

Bei einer Beibehaltung der landwirtschaftlichen Nutzung sind 
keine Veränderungen zu erwarten.  

Kultur- und Sach-
güter 

Auswirkungen auf Kultur- und Sachgüter sind nicht zu erwarten.  

FFH- und Vogel-
schutzgebiete 

FFH- und Vogelschutzgebiete sind nicht betroffen 

 
Die Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung 
der Planung ergibt sich aus Kapitel 6 des Umweltberichts.  
 

7.5.2 Übersicht über die wichtigsten geprüften anderweitigen Lösungsmög-
lichkeiten und Angabe von Auswahlgründen im Hinblick auf die Umwelt-
auswirkungen 
Nutzungsalternativen 
Vorhabenalternativen im Sinne von grundlegenden alternativen Nutzungsmög-
lichkeiten für das Planungsgebiet wurden im Rahmen der Flächennutzungs-
plan-Änderung nicht geprüft, da es einerseits Ziel der Planung ist, Wohnbau-
flächen zu entwickeln und andererseits eine andere Nutzung als eine Wohn-
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nutzung für das Planungsgebiet angesichts der gegebenen Erschließungssi-
tuation und der Nachbarschaft zu einem Wohngebiet nicht in Betracht kommt. 
 
Grundsätzliche Standortalternativen 
Standortalternativen für die geplanten Nutzungen wurden im Vorfeld der Flä-
chenauswahl betrachtet.  
 
Bedarfsdeckung durch Maßnahmen der Innenentwicklung 
Die Möglichkeiten der Bedarfsdeckung im Innenbereich wurden im „Stadtent-
wicklungskonzept Wohnen und Gewerbe STEK Viernheim 2030“ (Georg Con-
sulting, August 2017) sowie gesondert nochmals im Januar 2019 durch die 
Stadtverwaltung eingehend untersucht. Im Ergebnis kann von einer möglichen 
Bedarfsdeckung durch Maßnahmen der Innenentwicklung von ca. 5,7 ha 
(STEK Viernheim 2030) bzw. 4,9 ha (Stadtverwaltung Viernheim, Januar 
2019) ausgegangen werden. 

 
Bedarfsdeckung durch sonstige im Regionalplan ausgewiesene "Vorrangge-
biete Siedlung, Planung" 
Im Regionalplan Südhessen sind für die Gemarkung der Stadt Viernheim noch 
folgende, bislang noch nicht durch Bebauungspläne überplante "Vorrangge-
biete Siedlung, Planung" enthalten: 
• Nordweststadt II 

Die Baufläche „Nordweststadt II“ umfasst ca. 23 ha und ist im Flächennut-
zungsplan der Stadt Viernheim bereits als geplante Baufläche enthalten. Zu 
dieser Fläche wurde im März 2018 eine „Machbarkeitsstudie im Rahmen 
der Bauland-Offensive Hessen“, erstellt durch die Bauland-Offensive Hes-
sen GmbH, vorgelegt.  
Das Untersuchungsgebiet setzt sich zusammen aus insgesamt 92 Flurstü-
cken. Nur 24 Flurstücke, überwiegend im südlichen und mittleren Teil des 
Untersuchungsgebietes gelegen, befinden sich im Eigentum der Stadt 
Viernheim. Drei weitere Grundstücke gehören dem Land Hessen (Domä-
nenverwaltung). Der überwiegende Teil der Grundstücke befindet sich 
demnach in Privateigentum. Die Eigentumsverhältnisse des Untersu-
chungsgebietes stellen sich folglich laut Machbarkeitsstudie äußerst diffe-
renziert dar.   

• Erweiterung Bannholzgraben Ost 
Die Baufläche „Bannholzgaben Ost“ umfasst ca. 11 ha und ist im Flächen-
nutzungsplan der Stadt Viernheim bislang noch nicht als geplante Bauflä-
che enthalten. 
Die Baufläche umfasst – neben einigen Wegeparzellen – 14 Flurstücke, die 
sich in Privateigentum befinden. Die Baufläche unterliegt nicht unerhebli-
chen Verkehrslärmimmissionen durch die südlich verlaufende Autobahn 
A 659. 
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Die beiden Bauflächen „Nordweststadt“ und “Bannholzgraben Ost“ mit zu-
sammen ca. 34 ha reichen nicht aus, um – gemeinsam mit Maßnahmen der 
Innenentwicklung - den regionalplanerisch zugestandenen Entwicklungsbedarf 
von 58 ha  zu decken. Beiden Flächen ist zugleich gemein, dass sich erhebli-
che Teilflächen in privatem Eigentum befinden. Die Flächen, die durch die 24. 
Änderung des Flächennutzungsplans überplant werden sollen, befinden sich 
jedoch vollständig in städtischem Eigentum. 
Nachdem ohnehin zusätzliche Bauflächen zur Deckung des Bedarfs herange-
zogen werden müssen und zugleich eine Umsetzung der wohnungspolitischen 
Zielsetzungen der Stadt Viernheim in Hinblick auf  
• eine zeitnahe Bereitstellung von Wohnbauland 
• die Schaffung preisgünstigen Wohnraums sowie  
• eine zeitnahe und vollständige Umsetzung der Bebauung, z.B. durch in den 

privatrechtlichen Kaufverträgen verankerte Bauverpflichtungen 
nur auf Flächen gewährleistet werden kann, die sich im Eigentum der Stadt 
befinden, wird ein Vorziehen einer zusätzlichen Baufläche vor den bereits im 
Regionalplan verankerten Flächen seitens der Stadt Viernheim einerseits als 
vertretbar, andererseits aber auch als städtebaulich geboten erachtet.   
Hinsichtlich der Umweltauswirkungen handelt es sich bei der durch die 24. 
Änderung des Flächennutzungsplans überplanten Fläche um eine ausschließ-
lich intensiv landwirtschaftlich genutzte Fläche. Die anderen beiden potenziel-
len Wohnbauflächen werden ebenfalls weit überwiegend intensiv landwirt-
schaftlich genutzt. Jedoch finden sich in beiden Flächen noch einzelne Feld-
gehölzbereiche bzw. Grabelandflächen. Zudem unterliegen die beiden ande-
ren Flächen in weitaus stärkerem Maß Verkehrslärmimmissionen. 
Sonstige Neuausweisungen von Flächen im Westen und Süden der Stadt 
scheiden aufgrund der dort verlaufenden Autobahnen aus. Im Norden bildet 
der Wald eine Siedlungsgrenze. Daher ist eine weitere bauliche Entwicklung 
über die Fläche „Nordweststadt II“ hinaus  nur im Osten der Stadt möglich. 
Kleinräumig wären auch andere Flächen am östlichen Stadtrand als Flächen-
alternativen denkbar. Jedoch sind führen diese Flächen nicht zu geringeren 
Auswirkungen auf Natur und Landschaft. Die Flächen unterliegen jedoch hö-
heren Belastungen durch Verkehrsimmissionen. 
 

7.6 Beschreibung der Umweltauswirkungen des Planungsvorhabens 
7.6.1 Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche 

Durch die Planung werden ca. 5,3 ha bisheriger Freifläche in den Siedlungs-
bereich einbezogen. 
 

7.6.2 Auswirkungen auf das Schutzgut Boden 
Durch die Planung kommt es zu einer Versiegelung bislang offener Bodenflä-
chen auf insgesamt bis zu ca. 3,0 ha Fläche.  
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Mit der Versiegelung gehen die natürlichen Bodenfunktionen (natürliche Bo-
denfruchtbarkeit, Ausgleichskörper im Wasserkreislauf, Filter und Puffer für 
Schadstoffe, Standort für die natürliche Vegetation) vollständig verloren. 
 

7.6.3 Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser 
Durch die Planung kommt es zu einer Versiegelung bislang offener Bodenflä-
chen auf insgesamt bis zu ca. 2,9 ha. 
Diese Fläche geht somit als Versickerungsfläche verloren; die Grundwasser-
neubildung wird unterbrochen. 
Durch Maßnahmen des Niederschlagswassermanagements (Versickerung, 
Rückhaltung) können die Auswirkungen auf die Grundwasserneubildung bzw. 
auf das Kanalisations- und somit auf das angrenzende Gewässernetz jedoch 
vermieden oder zumindest reduziert werden.  
 

7.6.4 Auswirkungen auf das Schutzgut Klima/Luft 
Durch das Vorhaben gehen auf einer Fläche von ca. 2,9 ha die bisherige luft-
hygienische und kleinklimatische Ausgleichswirkung verloren. 
Für die unmittelbar angrenzende Wohnbebauung entfällt eine damit kleinkli-
matische Ausgleichsfläche, die bei klimatisch problematischen Wetterlagen zu 
einer Reduzierung der Überhitzung und zu einer Verbesserung des lokalen 
Kleinklimas beiträgt. 
Die Luftleitbahn zur zentralen Grünfläche des bestehenden Baugebiets bleibt 
jedoch erhalten. 
 

7.6.5 Auswirkungen auf das Schutzgut Vegetation und Fauna 
Durch die Planumsetzung kommt es zu einem Verlust von Vegetationsflächen. 
Betroffen davon sind allerdings nur intensiv landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen. Eine besondere Bedeutung als Lebensraum für Flora und Fauna kommt 
den Flächen nicht zu.  
Bei den umgebenen Gehölzstrukturen kann es zu verstärkten Störungen dort 
vorhandener Fortpflanzungs- und Ruhestätten kommen. 
 

7.6.6 Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild/Erlebnispotenzial 
Mit der Realisierung des Vorhabens ist kein Verlust von Flächen besonderer 
Vielfalt, Eigenart oder Schönheit verbunden.  
Vielmehr erfolgt mit Verwirklichung des Planungsvorhabens eine städtebauli-
che Abrundung des Baugebiets Bannholzgraben.  
 

7.6.7 Auswirkungen auf Kultur- und Sachgüter 
Auswirkungen auf Kulturgüter sind, da – wie in Kapitel 6.4.9 dargelegt – ge-
mäß der durchgeführten Erkundung keine Bodendenkmale vorhanden sind,  
nicht zu erwarten. 
Auswirkungen auf Sachgüter ergeben sich nur durch den Verlust eines beto-
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nierten Wirtschaftswegs, der jedoch als Wegeverbindung im Zuge der Umset-
zung der Planung – gegebenenfalls an anderer Stelle – weder ersetzt werden 
wird. 
 

7.6.8 Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch 
Immissionsbelastung Schall 
Gemäß den Berechnungen des Schallgutachters werden im Planungsgebiet 
am Tag bei freier Schallausbreitung Beurteilungspegel von bis zu 60 dB(A) er-
reicht. In der Nacht werden Beurteilungspegel von bis zu 50 dB(A) erreicht. 
Damit werden die Orientierungswerte der DIN 18005 „Schallschutz im Städte-
bau“ um bis zu 5 dB(A) überschritten.  
Weiterhin können sich höhere Schallbelastungen im umgebenden Straßen-
netz ergeben. 
Die zur Gewährleistung gesunder Wohnverhältnisse erforderlichen Maßnah-
men sind im Bebauungsplan zu bestimmen.  
 
Geruchsbelastung 
Das Planungsgebiet unterliegt im nordöstlichen Teil Geruchsimmissionsbelas-
tungen durch die angrenzenden Pferdehaltungsbetriebe. Diese Belastungen 
treten an weniger als 10% der Jahresstunden auf und überschreiten damit die 
maßgebenden Grenzwerte der Geruchsimmissionsrichtlinie für Wohn- und 
Mischgebiete von 10 % der Jahresstunden nicht.  
 
Erholung 
Nachteilige Auswirkungen auf Erholungsinfrastrukturen ergeben sich nicht. Es 
darf davon ausgegangen werden, dass die bislang gegebenen Wegeverbin-
dungen wieder hergestellt werden. 
 

7.7 Weitere Belange des Umweltschutzes 
7.7.1 Technischer Umweltschutz (Abfall/Abwasser) 

Mit Umsetzung des Vorhabens entstehen Nutzungen mit zusätzlichem 
Schmutzwasseraufkommen. Nähere Angaben hierzu können auf Ebene der 
Flächennutzungsplanung jedoch nicht getroffen werden. 
Gleiches gilt auch in Hinblick auf das zu erwartende Abfallaufkommen. 
 

7.7.2 Energie 
Mit Umsetzung des Vorhabens entstehen Nutzungen mit zusätzlichem Ener-
giebedarf. Nähere Angaben zum zu erwartenden Energiebedarf können auf 
Ebene der Flächennutzungsplanung jedoch nicht getroffen werden. 
 



 
Stadt Viernheim, Änderungsplan 24 zum Flächennutzungsplan (Erweiterung Bann-
holzgraben) -  Begründung              Entwurf zur Beschlussfassung vom 21.05.2019 

 

 
Seite 50 

7.8 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung oder zum Ausgleich der 
nachteiligen Umweltauswirkungen 
Mit der vorgesehenen Nutzung einer  intensiv landwirtschaftlich genutzten 
Fläche kann der Eingriff in Natur und Landschaft bereits auf der Ebene der 
Flächenauswahl gering gehalten werden.  
Weitere Maßnahmen zur Vermeidung oder zur Verminderung des Eingriffs 
sind auf der Ebene des Flächennutzungsplans nicht möglich. Die genaue Be-
stimmung der zu erbringenden Ausgleichsmaßnahmen erfolgt im Rahmen des 
nachfolgenden Bebauungsplanverfahrens.  
Gleiches gilt auch für Maßnahmen zum Immissionsschutz. 
 

7.9 Zusätzliche Angaben 
7.9.1 Abfallerzeugung, -beseitigung und –verwertung 

Im Rahmen des Umweltberichts können keine näheren Angaben über die im 
Bereich des Planungsgebiets künftig zu erwartende Abfallerzeugung gemacht 
werden. Es ist jedoch davon auszugehen, dass vorrangig typischen Sied-
lungsabfälle anfallen werden.  
 

7.9.2 Anfälligkeit der geplanten Vorhaben gegenüber den Folgen des Klima-
wandels 
Die geplanten Vorhaben weisen keine besondere Anfälligkeit gegenüber den 
Folgen des Klimawandels auf.  
 

7.9.3 Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die 
Umwelt 
Durch die geplanten Vorhaben ergeben sich keine besonderen Risiken für das 
kulturelle Erbe. Dies gilt auch in Hinblick auf mögliche Risiken durch Unfälle 
oder Katastrophen.  
Aufgrund der vorgesehenen Nutzung als Wohnbaufläche sind keine unge-
wöhnlichen oder wesentlichen Risiken für die menschliche Gesundheit oder 
die Umwelt zu erwarten, die über das normale Lebensrisiko hinausgehen. 
 

7.9.4 Kumulationswirkungen mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbar-
ter Plangebiete 
Im näheren Umfeld des Planungsgebiets sind keine weiteren Planungen vor-
gesehen. Kumulationswirkungen mit den Auswirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete sind daher nicht zu erwarten. 
 

7.9.5 Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstellung der Anga-
ben aufgetreten sind, technische Lücken oder fehlende Kenntnisse 
Grundproblem bei der Zusammenstellung der Angaben der Umweltauswir-
kungen des Vorhabens ist, dass in einem Flächennutzungsplanverfahren nur 
die flächenhafte Darstellung bestimmter Nutzungen erfolgen kann. Die Dar-
stellungen des Flächennutzungsplanes sind nicht auf eine direkte Umsetzung 
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ausgelegt. Es werden rahmensetzende Vorgaben getroffen, die in unter-
schiedlicher Weise und in unterschiedlicher Intensität in nachgeordneten Pla-
nungsverfahren ausgenutzt werden können. Insofern muss der Umweltbericht 
auf den gemäß den Darstellungen des Flächennutzungsplanes realistischer-
weise anzunehmenden ungünstigsten Fall abheben. In der Realität können die 
negativen Umweltauswirkungen im Einzelfall geringer ausfallen. 
 

7.9.6 Beschreibung der verwendeten technischen Verfahren 
Die Bestandsaufnahme und –analyse der Umweltsituation im Bereich des 
Plangebietes erfolgte mittels Ortsbegehungen und Recherche einschlägiger 
Fachliteratur und -gesetze.  
Für das Artenschutzgutachten waren keine technischen Verfahren anzuwen-
den. 
 

7.9.7 Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der erhebli-
chen Umweltauswirkungen 
Durch die Darstellungen des Flächennutzungsplanes ergeben sich nicht un-
mittelbar erhebliche Umweltauswirkungen für das Plangebiet. Erst aus dem 
Flächennutzungsplan entwickelte Bebauungspläne enthalten in der Regel 
rechtsverbindliche Festsetzungen, die auf einen unmittelbaren Vollzug ange-
legt sind. Eine Überwachung der erheblichen umweltrelevanten Auswirkungen 
kann sich im Rahmen des Flächennutzungsplanes nur auf die vorgeschriebe-
ne allgemeine Überprüfung des Flächennutzungsplanes gemäß § 5 BauGB 
erstrecken. 
 

7.9.8 Referenzliste der für den Umweltbericht herangezogen Quellen 
Für den Umweltbericht wurden folgende Quellen herangezogen: 
• Landschaftsplan der Stadt Viernheim, erstellt von der BMH Planungsge-

sellschaft mbH, 2012 
• Artenschutzkurzbericht zum Bebauungsplan "Erweiterung Wohnbebauung 

Bannholzgraben" in der Stadt Viernheim“, erstellt durch das Büro ÖKO-
PLANUNG, Juni 2017 

• Ergebnisprotokoll Baugebietsvorhaben Bannholzgraben und Siloturm als 
Fledermausquartier - Ortstermin am 23.03.2018, erstellt durch das Büro 
ÖKOPLANUNG, März 2018 

• Bodengutachten „Baugrundvorerkundung mit geotechnischer und abfall-
technischer Beratung“ zum Bebauungsplan „Erweiterung Bannholzgra-
ben“, erstellt durch IGB mbH, Ludwigshafen am Rhein, 17.07.2018 

• Archäologisch-geophysikalische Prospektion in der Flur „Große neue 
Äcker“, Stadt Viernheim, Kreis Bergstraße, erstellt durch Posselt&Zickgraf 
Prospektionen, Marburg, Juli 2018 

• Geruchsgutachten „Bebauungsplan „Erweiterung Bannholzgraben“ Viern-
heim“, Geruchsprognose“, erstellt durch Ingenieurbüro Lohmeyer 
GmbH&Co. KG, Karlsruhe, März 2018 
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• Schallgutachten „Schalltechnische Untersuchung Bauvorhaben Bebau-
ungsplan „Erweiterung Bannholzgraben“ in Viernheim“, erstellt durch In-
genieurbüro Krebs+Kiefer Fritz AG, Darmstadt, 24.04.2019. 

 
7.10 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Die Änderung zum Flächennutzungsplan dient der Vorbereitung einer Erweite-
rung des Baugebiets Bannholzgraben um ca. 5,3 ha. Es sollen die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für eine verdichtete Wohnbebauung mit einer 
Mischung aus Ein-, Zwei- und Mehrfamilienhäusern in Form von Einzel-, Dop-
pel- und Reihenhäusern geschaffen werden. Hierzu wird parallel zur Aufstel-
lung eines Bebauungsplans auch eine Änderung des Flächennutzungsplans 
erforderlich. 
Betroffen von der Planung ist eine bislang intensiv landwirtschaftlich genutzte 
Fläche, der keine besondere Bedeutung für den Naturhaushalt zukommt. 
Dennoch kommt es durch die zu erwartenden Versiegelungen auf ca. 2,9 ha 
Fläche zu nachhaltigen Eingriffen in Boden, Natur und Landschaft. 
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8. Zusammenfassende Erklärung 
Gemäß § 6 (5) BauGB ist dem Flächennutzungsplan eine Zusammenfassende 
Erklärung beizufügen, die erläutert, in welcher Art und Weise die Umweltbe-
lange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung im Flä-
chennutzungsplan berücksichtigt wurden und aus welchen Gründen der Plan 
nach der Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen 
Planungsmöglichkeiten gewählt wurde. 

 
8.1 Zielsetzung der Planung 

Die Änderung zum Flächennutzungsplan dient der Vorbereitung einer Erweite-
rung des Baugebiets Bannholzgraben um ca. 5,3 ha. Es sollen die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für eine verdichtete Wohnbebauung mit einer 
Mischung aus Ein-, Zwei- und Mehrfamilienhäusern in Form von Einzel-, Dop-
pel- und Reihenhäusern geschaffen werden. Hierzu wird parallel zur Aufstel-
lung eines Bebauungsplans auch eine Änderung des Flächennutzungsplans 
erforderlich. 
 

8.2 Berücksichtigung der Umweltbelange 
Umweltbelange wurden insbesondere dadurch berücksichtigt, dass für die 
weitere wohnbauliche Entwicklung eine Flächenvorgesehen wird, der keine 
besondere Bedeutung für den Naturhaushalt zukommt. 

 
8.3 Ergebnis der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung wurden vornehmlich An-
regungen zu den Auswirkungen der Planung auf die benachbarte Wohnbe-
bauung vorgetragen. Diese Anregungen standen der Darstellung im Flächen-
nutzungsplan jedoch nicht entgegen. Eine ergänzende Erschließung von au-
ßen wurde jedoch näher geprüft; jedoch im Ergebnis nicht weiter verfolgt.  
Weiterhin wurde auf mögliche Emissionen durch die nördlich angrenzenden 
Reiterhöfe bzw. Flächen des Reitvereins hingewiesen. Diese Stellungnahme 
wurde durch die Einholung von Fachgutachten zu den Themen Schall- und 
Geruchsimmissionen Rechnung getragen.  
Während der Offenlage sind keine Stellungnahmen eingegangen. 
In der Behördenbeteiligung wurde zunächst seitens des Regierungspräsidi-
ums und der Kreisverwaltung ein Nachweis der Erforderlichkeit der Planung 
sowie eine Darlegung der Übereinstimmung der Planung mit den raumordne-
rischen Vorgaben gefordert. Diese Nachweise wurden erbracht. Weiterhin 
wurde auf artenschutzrechtliche Belange hingewiesen. Diese müssen jedoch 
vorrangig im Rahmen des aus dem Flächennutzungsplan zu entwickelnden 
Bebauungsplans Berücksichtigung finden.  
Seitens des Landesamts für Denkmalpflege wurde auf mögliche archäologi-
sche Fundstellen hingewiesen. Aufgrund dieses Hinweises wurde eine ent-
sprechende Untersuchung veranlasst, die im Ergebnis gezeigt hat, dass nicht 
mit Grabungsfunden zu rechnen ist.  
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Im Übrigen wurden jedoch keine Belange vorgetragen, die grundsätzlich ge-
gen die Planung gesprochen hätten.  

 
8.4 Geprüfte anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Nutzungsalternativen 
Vorhabenalternativen im Sinne von grundlegenden alternativen Nutzungsmög-
lichkeiten für das Planungsgebiet wurden im Rahmen der Flächennutzungs-
plan-Änderung nicht geprüft, da es einerseits Ziel der Planung ist, Wohnbau-
flächen zu entwickeln und andererseits eine andere Nutzung als eine Wohn-
nutzung für das Planungsgebiet angesichts der gegebenen Erschließungssi-
tuation und der Nachbarschaft zu einem Wohngebiet nicht in Betracht kommt. 
 
Grundsätzliche Standortalternativen 
Standortalternativen für die geplanten Nutzungen wurden im Vorfeld der Flä-
chenauswahl betrachtet.  
 
Bedarfsdeckung durch Maßnahmen der Innenentwicklung 
Die Möglichkeiten der Bedarfsdeckung im Innenbereich wurden im „Stadtent-
wicklungskonzept Wohnen und Gewerbe STEK Viernheim 2030“ (Georg Con-
sulting, August 2017) sowie gesondert nochmals im Januar 2019 durch die 
Stadtverwaltung eingehend untersucht. Im Ergebnis kann von einer möglichen 
Bedarfsdeckung durch Maßnahmen der Innenentwicklung von ca. 5,7 ha 
(STEK Viernheim 2030) bzw. 4,9 ha (Stadtverwaltung Viernheim, Januar 
2019) ausgegangen werden. 

 
Bedarfsdeckung durch sonstige im Regionalplan ausgewiesene "Vorrangge-
biete Siedlung, Planung" 
Im Regionalplan Südhessen sind für die Gemarkung der Stadt Viernheim noch 
folgende, bislang noch nicht durch Bebauungspläne überplante "Vorrangge-
biete Siedlung, Planung" enthalten: 
• Nordweststadt II 

Die Baufläche „Nordweststadt II“ umfasst ca. 23 ha und ist im Flächennut-
zungsplan der Stadt Viernheim bereits als geplante Baufläche enthalten. Zu 
dieser Fläche wurde im März 2018 eine „Machbarkeitsstudie im Rahmen 
der Bauland-Offensive Hessen“, erstellt durch die Bauland-Offensive Hes-
sen GmbH, vorgelegt.  
Das Untersuchungsgebiet setzt sich zusammen aus insgesamt 92 Flurstü-
cken. Nur 24 Flurstücke, überwiegend im südlichen und mittleren Teil des 
Untersuchungsgebietes gelegen, befinden sich im Eigentum der Stadt 
Viernheim. Drei weitere Grundstücke gehören dem Land Hessen (Domä-
nenverwaltung). Der überwiegende Teil der Grundstücke befindet sich 
demnach in Privateigentum. Die Eigentumsverhältnisse des Untersu-
chungsgebietes stellen sich folglich laut Machbarkeitsstudie äußerst diffe-
renziert dar.   
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• Erweiterung Bannholzgraben Ost 
Die Baufläche „Bannholzgaben Ost“ umfasst ca. 11 ha und ist im Flächen-
nutzungsplan der Stadt Viernheim bislang noch nicht als geplante Bauflä-
che enthalten. 
Die Baufläche umfasst – neben einigen Wegeparzellen – 14 Flurstücke, die 
sich in Privateigentum befinden. Die Baufläche unterliegt nicht unerhebli-
chen Verkehrslärmimmissionen durch die südlich verlaufende Autobahn 
A 659. 
 

Die beiden Bauflächen „Nordweststadt“ und “Bannholzgraben Ost“ mit zu-
sammen ca. 34 ha reichen nicht aus, um – gemeinsam mit Maßnahmen der 
Innenentwicklung - den regionalplanerisch zugestandenen Entwicklungsbedarf 
von 58 ha  zu decken. Beiden Flächen ist zugleich gemein, dass sich erhebli-
che Teilflächen in privatem Eigentum befinden. Die Flächen, die durch die 24. 
Änderung des Flächennutzungsplans überplant werden sollen, befinden sich 
jedoch vollständig in städtischem Eigentum. 
Nachdem ohnehin zusätzliche Bauflächen zur Deckung des Bedarfs herange-
zogen werden müssen und zugleich eine Umsetzung der wohnungspolitischen 
Zielsetzungen der Stadt Viernheim in Hinblick auf  
• eine zeitnahe Bereitstellung von Wohnbauland 
• die Schaffung preisgünstigen Wohnraums sowie  
• eine zeitnahe und vollständige Umsetzung der Bebauung, z.B. durch in den 

privatrechtlichen Kaufverträgen verankerte Bauverpflichtungen 
nur auf Flächen gewährleistet werden kann, die sich im Eigentum der Stadt 
befinden, wird ein Vorziehen einer zusätzlichen Baufläche vor den bereits im 
Regionalplan verankerten Flächen seitens der Stadt Viernheim einerseits als 
vertretbar, andererseits aber auch als städtebaulich geboten erachtet.   
Hinsichtlich der Umweltauswirkungen handelt es sich bei der durch die 24. 
Änderung des Flächennutzungsplans überplanten Fläche um eine ausschließ-
lich intensiv landwirtschaftlich genutzte Fläche. Die anderen beiden potenziel-
len Wohnbauflächen werden ebenfalls weit überwiegend intensiv landwirt-
schaftlich genutzt. Jedoch finden sich in beiden Flächen noch einzelne Feld-
gehölzbereiche bzw. Grabelandflächen. Zudem unterliegen die beiden ande-
ren Flächen in weitaus stärkerem Maß Verkehrslärmimmissionen. 
Sonstige Neuausweisungen von Flächen im Westen und Süden der Stadt 
scheiden aufgrund der dort verlaufenden Autobahnen aus. Im Norden bildet 
der Wald eine Siedlungsgrenze. Daher ist eine weitere bauliche Entwicklung 
über die Fläche „Nordweststadt II“ hinaus  nur im Osten der Stadt möglich. 
Kleinräumig wären auch andere Flächen am östlichen Stadtrand als Flächen-
alternativen denkbar. Jedoch sind führen diese Flächen nicht zu geringeren 
Auswirkungen auf Natur und Landschaft. Die Flächen unterliegen jedoch hö-
heren Belastungen durch Verkehrsimmissionen. 

 
 
Viernheim, den ....................... 
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 Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Magistrat 28.05.2019  

Ausschuss Umwelt, Energie, Bau-
en (Stadtentwicklung, Agenda 21) 

04.06.2019  

Stadtverordneten-Versammlung 14.06.2019  

B e s c h l u s s v o r l a g e  

Kommunale Klimapartnerschaft Viernheim-Silly 
Gemeinsames Handlungsprogramm 

Beschlussvorschlag: 

Die Viernheimer Gremienmitglieder stellen sich der globalen Herausforderung, die der 

Klimawandel erzwingt und nehmen das Handlungsprogramm zustimmend zur Kenntnis. 

Die Gremien (Magistrat, Ausschuss Umwelt, Energie, Bauen, Stadtverordnetenversamm-

lung) beschließen das Handlungsprogramm in der vorliegenden Fassung als Handlungs-

rahmen und Arbeitsgrundlage für den Start in die Umsetzung der gemeinsamen 

Klimapartnerschaft Viernheim - Silly.  

Die Verwaltung wird beauftragt, auf Basis des Handlungsprogramms für 2020, ämterüber-

greifend in Kooperation mit der Steuerungsgruppe für die Klimapartnerschaft einen För-

derantrag bei Engagement Global zu stellen. Zur Finanzierung des Eigenanteils sollen 

über die Jahre 2021-2024 die Einzelbudgets der beteiligten Ämter genutzt werden. 

Die Verwaltung wird beauftragt, der Stadtverordnetenversammlung jährlich einen Bericht 

über die Fortschritte der Projekte vorzulegen. 

 

Begründung (Sachverhalt, Erläuterung): 

Hintergrundinformation: 
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Auftraggeber für das Projekt „Kommunale Klimapartnerschaften“ ist das Bundesministeri-

um für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ). Der Grundgedanke des 

Projekts ist es, die fachliche Zusammenarbeit deutscher Städte mit Kommunen im globa-

len Süden in den Bereichen Klimaschutz und Klimaanpassung zu stärken. 

Die Themen sollen dabei systematisch in die bestehende kommunale Partnerschaftsarbeit 

integriert werden. Dazu erarbeiten die kommunalen Partnerschaften gemeinsame Hand-

lungsprogramme mit Zielen, Maßnahmen und zugewiesenen Ressourcen. Das Projekt 

zählt seit dem Start der 6. Projektphase, Ende 2017, rund 60 kommunale Klimapartner-

schaften. Viele davon haben bereits mit der Umsetzung ihrer Handlungsprogramme be-

gonnen. 

Das Projekt wird von der Servicestelle Kommunen in der Einen Welt (SKEW) der Enga-

gement Global in Kooperation mit der Landesarbeitsgemeinschaft Agenda 21 NRW (LAG 

21 NRW) seit 2011 durchgeführt. Der Deutsche Städtetag, der Deutsche Städte- und Ge-

meindebund sowie der Deutsche Landkreistag unterstützen das Projekt.  

Wichtige Prinzipien sind dabei die Zusammenarbeit auf Augenhöhe, das gegenseitige 

Lernen und die gemeinsame Verantwortung für Erarbeitung und Umsetzung der Hand-

lungsprogramme. 

Das Viernheimer Programm: 

Die Stadt Viernheim nimmt in der sechsten Projektphase am Projekt teil. Die Teilnahme an 

den kommunalen Klimapartnerschaften gibt der seit 25 Jahren vorhandenen Städtepart-

nerschaft Viernheim-Silly einen neuen Impuls, der in den Vordergrund des zukünftigen 

Handelns gestellt wird. Damit wird das Leitbild der Städtepartnerschaft neu definiert, das in 

einer Vision beschrieben ist. Es wird deutlich, dass das Viernheimer Klimaschutzkonzept 

auch eine globale Komponente hat, denn der Klimawandel als globales Phänomen schafft 

eine Betroffenheit aller, weltweit. 

Die Städtepartnerschaft stand bislang vorwiegend unter dem Aspekt „Helfen“ bei den 

Handlungsfeldern Gesundheit, Ernährung und Bildung. So gab es immer Helfer und sol-

che, denen geholfen wurde. Der Klimawandel mit seinen Folgen schafft eine Betroffenheit 

aller auf Augenhöhe. Alle sind betroffen, mehr oder weniger und mit unterschiedlichen 

Herausforderungen und Konsequenzen. Wir alle müssen mit dem globalen Klimawandel 

umgehen, uns anpassen, Traditionen ändern, Verhalten überdenken und neue klimaneut-

rale bzw. klimaangepasste Lösungen suchen. 

Die Viernheimer Gremienmitglieder stellen sich dieser Herausforderung und nehmen sich 

vor, für alle zukünftigen Projekte im Viernheimer Stadtgebiet einen Begründungszusam-

menhang mit den Themen Klimaschutz und Klimawandel herzustellen. Vielleicht ist das 

zunächst nicht immer in befriedigender Weise möglich. Aber dieses Denkmuster soll ein-

geübt und etabliert werden. All unser zukünftiges Handeln hat irgendeine Auswirkung auf 

das Klima oder ist eine Konsequenz des Klimawandels. Mal ganz direkt in gewohnter Art 

und Weise, mal erst in längerer Konsequenz und mit Zwischenschritten. 

Das neue Denk- und Handlungsmuster soll für Silly und Viernheim gleichermaßen gelten. 

Schwerpunktthemen der Klimapartnerschaft Viernheim - Silly 
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Bei einem Workshop in Viernheim im Herbst 2018 wurden, gemeinsam mit Vertretern der 

Stadt Silly, diese Schwerpunktthemen / Handlungsfelder festgesetzt: 

1. Schule und Erziehung, Bewusstseinsbildung und Sensibilisierung 

2. Stärkung regionaler Strukturen 

3. Verwaltung und Bürgerbeteiligung (Good governance) 

4. Erneuerbare Energien 

5. Land- und Forstwirtschaft, Umwelt, Wasserversorgung, Bewässerung und Entsor-

gung 

Basierend auf diesen Themen wurde ein gemeinsames Handlungsprogramm entwickelt. 

Das gemeinsame Handlungsprogramm: 

Das beim Fördermittelgeber einzureichende gemeinsame Handlungsprogramm ist wie 

folgt zu verstehen: Beide Partner entwickeln zu den abgestimmten Schwerpunktthemen 

gemeinsame und eigene Ziele und Maßnahmen, die an die lokalen Gegebenheiten und 

Bedürfnisse angepasst sind. So wird es beispielsweise auch in Silly eine Solarstrategie 

geben, allerdings dort mit dem Ziel erstmals eine Stromversorgung zu haben, während es 

in Viernheim das Ziel ist, fossil erzeugten Strom zu verdrängen. 

 

Ausblick: 

Das gemeinsame Handlungsprogramm wird beim Fördermittelgeber eingereicht und im 

Herbst von Vertretern aller teilnehmenden Städte verabschiedet. Damit endet die Vorbe-

reitungsphase der kommunalen Klimapartnerschaften. Danach erschließen sich Fördermit-

tel des Bundes (bis zu 500.000 € je Antrag und 90% Förderquote) für die Umsetzung der 

Programme. Dabei gelten Projektlaufzeiten von 3-4 Jahren. 

Bei einer Fördersumme vom 500.000 € können max. 100.000 € (20% der Gesamtausga-

ben für Begleitmaßnahmen im Inland, d. h. Viernheim) eingesetzt werden. Diese können z. 

B. für Vortragsreihen, Workshops an Schulen, Klimakampagnen, Werbematerialien (Pla-

kate, Flyer, Film…), zeitlich begrenzte Einstellungen für unterstützendes Personal etc. 

eingesetzt werden. 

 



Klimapartnerschaften – Gemeinsames Handlungsprogramm der Städte Silly und Viernheim 

Ausgewählte 

Handlungsfelder Operative Ziele 2030 

 Viernheim Silly 

Erneuerbare 

Energien 

Initiierung einer 

Solarstrategie 

Die Anteile lokal erzeugter 

regenerativer Energien 

steigen bis 2030 am 

Wärmeverbrauch auf 20% 

und am Stromverbrauch 

auf 30% 

Lancement d'une 

stratégie solaire. 

D`ici 20130 la part des 

énergies renouvelables 

locales dans la 

consommation en 

chaleur augmente à 

20% et celle en 

électricité à 30%. 

Initiierung einer 

Solarstrategie von Africa 

Greentech. 

Bis 2030 haben 60% der 

Haushalte in Silly einen 

Solarstromanschluss. 

10 funktionierende Bio-

Gasanlagen pro Dorf 

(31) 

Im Jahr 2025 

absolvierten 10 

Jugendliche eine 

Ausbildung zum 

Installateur.  

Bis 2022 gibt es in Silly 

ein auf Solarenergie 

spezialisiertes 

Unternehmen. 

Lancement de la stratégie 

solaire de Africa 

Greentech 

D'ici 2030, 60 % des 

ménages de la commune 

de Silly seront raccordés à 

l'énergie solaire. 

10 bio-digesteurs 

fonctionnels par village 

(31) 

En 2025, 10 jeunes ont 

terminés leur formation 

d’installateur/d’installatrice.  

 

D’ici 2022, il y a une 

entreprise spécialisée pour 

l’énergie solaire à Silly. 



 Viernheim Silly 

Stärkung regionaler 

Strukturen 

Der Modalsplit verschiebt 

sich deutlich zu Gunsten 

des Umweltverbundes. Das 

Fahrrad wird inner-

städtisch zum beliebtesten 

Verkehrsmittel. 

 

La répartition modale 

se déplace clairement 

vers les modes de 

transport écologique. 

Le vélo devient un 

moyen de transport 

populaire en ville. 

Ab 2020 wird der lokale 

Anteil an der 

Wertschöpfungskette der 

Karitébutter um 10% pro 

Jahr steigen. 

A partir de 2020, la part 

locale dans la chaîne de 

valorisation du beurre 

karité augmente de 10% 

par an. 

 

Schule und 

Erziehung 

  Bis zum Jahr 2030 

verabreden die 

schulischen und 

außerschulischen 

Bildungsträger ein 

lokales Bildungskonzept, 

das Schwerpunkte 

beinhaltet: 

Klimawandel, Energie, 

Konsum, Ernährung, 

Mobilität, Arbeit, 

Biodiversität, 

Gerechtigkeit 

D’ici 2030, les prestataires 

de services éducatifs 

scolaires et extrascolaires 

mettent au point un 

concept éducatif local qui 

comprendra les points 

focaux suivants:  

changement climatique, 

Energie, Consommation, 

Alimentation, Mobilité, 

Travail, Biodiversité, 

Justice 

 



   Bis zum Jahr 2025 

entwickelt eine 

Sachverständigengruppe 

einen Vorschlag für ein 

angepasstes Curriculum 

„Nachhaltigkeit lernen“ 

an den Schulen in der 

Gemeinde Silly 

D'ici 2025, un groupe 

d'experts élaborera une 

proposition pour un 

curriculum adapté 

«Apprentissage de la 

durabilité» dans les écoles 

dans la commune de Silly.  

 

 Bis zum Jahr 2025 

entwickelt eine 

Sachverständigengruppe 

einen Vorschlag für ein 

angepasstes non-formales 

Bildungskonzept 

„Nachhaltigkeit lernen“ für 

die außerschulischen 

Bildungsträger 

„Kommunale 

Jugendförderung, FOCUS 

Viernheim e.V., 

Förderband Viernheim 

e.V., Lernmobil e.V., 

Rencontres e.V.“ 

D'ici 2025, un groupe 

d'experts élaborera 

une proposition pour 

un concept 

pédagogique   adapté 

et non formel 

«Apprentissage de la 

durabilité» pour les 

instances dispensant 

une éducation non 

formelle telles que la 

promotion communale 

des jeunes, les 

associations FOCUS 

Viernheim e.V., 

Förderband Viernheim 

e.V., Lernmobil e.V., 

Rencontres e.V. 

Bis zum Jahr 2025 

entwickelt eine 

Sachverständigengruppe 

einen Vorschlag für ein 

angepasstes non-

formales 

Bildungskonzept 

„Nachhaltigkeit lernen“ 

für den 

außerschulischen 

Bildungsbereich der 

Gemeinde Silly im 

„Kommunalen 

Klimahaus“ 

D'ici 2025, un groupe 

d'experts élaborera une 

proposition pour un 

concept pédagogique 

adapté et non formel 

«Apprentissage de la 

durabilité» pour les 

instances dispensant une 

éducation non formelle 

dans la Maison du Climat 

de la commune de Silly.  

 



 Bis zum Jahr 2025 

entwickelt eine 

Sachverständigengruppe 

einen Vorschlag für ein 

angepasstes 

Bildungskonzept 

„Nachhaltigkeit lernen“ für 

den Bereich der 

Erwachsenenbildung.(VHS, 

Familienbildungswerk, 

Qualifizierung im 

Ehrenamt) 

 

D'ici 2025, un groupe 

d'experts élaborera 

une proposition pour 

un concept 

pédagogique   adapté 

«Apprentissage de la 

durabilité» dans le 

domaine de l’éducation 

des adultes (VHS/ 

université populaire, 

Familienbildungswerk, 

qualification dans le 

cadre d’activités 

bénévoles) 

  

Good Governance Bildung eines 

Nachhaltigkeitsrats 

 

Er initiiert, begleitet und 

evaluiert die Prozesse und 

Maßnahmen 

Formation d'un Conseil 

développement 

durable.  

 

Ce dernier initie, 

accompagne et évalue 

les processus et les 

mesures. 

 

 

Die Klimastrategie ist 

validiert.  

Der Klima-Aktionsplan 

ist validiert. 

Die Steuerungs-

mechanismen für die 

Klimastrategie sind 

partizipativ und 

funktional. 

 

La stratégie Climat est 

validée  

Plan d’action climat est 

validé 

Les mécanismes de 

pilotage de la stratégie 

Climat sont participatifs et 

fonctionnels : 

 

 



 Viernheim Silly 

Land- und 

Forstwirtschaft, 

Umwelt, 

Wasserversorgung, 

Bewässerung und 

Entsorgung, 

Gesundheit 

Bildung einer 

Sachverständigengruppe 

mit Einbindung der 

Schulen. Er entwickelt ein 

Konzept zum 

Naturthemenpark mit den 

vier Biodiversitätsthemen: 

Pflanzen, Tiere, Geologie 

und Wasser 

Création d’un groupe 

d’experts en 

coopération avec les 

écoles. Ce groupe 

développe un concept 

pour un parc 

thématique  de la 

nature fondé sur les 

quatre sujets de la 

biodiversité: la faune et 

la flore, la géologie et 

l‘eau. 

7 landwirtschaftliche 

Produktionsstätten, die 

bis 2025 entwickelt oder 

saniert wurden. 

Wasserrückhaltebecken 

in Silly ist saniert  

60% der Landwirte 

verwenden Praktiken, 

die dem Klimawandel 

standhalten (ökologische 

Landwirtschaft, 

Wasserwirtschaft). 

80% der Haushalte 

nutzen 

agrometeorologische 

Informationen und 

Beratungsdienste 

 

Steigerung der 

Produktivität in der 

Tierzucht und beim 

Zugang zu lukrativen 

Märkten 

7 sites de production 

agricole aménagés ou 

réhabilités d’ici 2025 

 

Barrage de Silly réhabilité 

60% des agriculteurs 

utilisent des pratiques 

résilientes au climat 

(agriculture biologique, 

gestion eau) 

 

 

80% des ménages utilisent 

l’information agro-

météorologique et les 

conseils des agents de 

vulgarisation 

 

 

Accroissement de la 

productivité de l’élevage et 

de l’accès au marché 

rémunérateur 

 



Jedes Quartier verfügt 

bis 2030 über einen 

funktionsfähigen 

Brunnen 

Chaque quartier dispose 

d’un forage fonctionnel 

d’ici à 2030 

 

   Die Verwaltung von 

Forstwirtschaftseinheiten 

ist konsolidiert. 

La gestion des unités 

d’aménagement forestier 

est consolidée 

 

 Aufbau einer 

Sachverständigengruppe 

Entwicklung eines 

Konzeptes „Leben ohne 

Plastik“ 

Création d’un groupe 

d’experts, 

développement d’un 

concept «La vie sans 

plastique» 
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